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I. Angenommene und 
überwiesene Anträge

Abkürzungen:

AG – Arbeitsgemeinschaft

An – Angenommen

Bez – Bezirk

BR – Überwiesen an Bundesregierung

BTF – Überwiesen an Bundestagsfraktion

IA – Initiativantrag

KV – Kreis/Kreisverband

LTF – Überwiesen an Landtagsfraktionen

LV – Landesverband

LO – Landesorganisation

OV – Ortsverein (Distrikt, Abteilung)

PG – Projektgruppe

PR – Parteirat

PT – Überwiesen an nächsten ordentlichen Parteitag

PV – Überwiesen an Parteivorstand

SGK – Überwiesen an Sozialdemokratische Gemeinschaft
für Kommunalpolitik

SPE – Überwiesen an Fraktion der Sozialdemokratischen Partei Europas

UB – Unterbezirk

Angenommene Anträge sind fett gedruckt.
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A 1 Parteivorstand Erneuerung und Zusammen- An 9
halt – Wir in Deutschland
Regierungsprogramm 2002–2006

18 (1) OV Tamm (BW) Globalisierung BTF 56

1 (2) AG für Arbeit- Beschäftigung durch BTF 56
nehmerfragen Investitionspolitik

2 (2) UB Duisburg (NRW) Beschäftigungspolitik BTF/SPE 57
in der EU

4 (2) OV Grundwald (BE) Markt und kommunale BTF 57
Versorgung

5 (2) KV Pinneberg (SH) Dienstleistungen BTF 58

8 (2) KV Pinneberg (SH) Selbständigkeit im Handwerk BTF 58

9 (2) OV Elmshorn (SH) Aufsichtsratsmandate BTF 59

10 (2) AG Selbständige Mittelstand stärken BTF 59
in der SPD

8 (3) AG für Arbeit- Gewerbesteuerrecht BTF 60
nehmerfragen

9 (3) LV Schleswig- Erbschaftssteuer BTF 61
Holstein

1 (5) AG für Arbeit- Arbeitnehmerrechte stärken BTF
nehmerfragen 61

3 (5) UB Minden- Teilzeit- und Befristungs- BTF 62
Lübbecke (NRW) Gesetz

3 (7) OV Marienberg- Verkehrspolitik BTF 62
Lengefeld (SN)

4 (7) OV Usedom-Ost (MV) Wasserstraßennetz BTF 62

5 (7) OV Usedom-Ost (MV) Naturschutz BTF 62

6 (7) OV Neckar- Mobilfunksendeanlagen BTF 63
steinach (HS)

1 (9) UB Offenbach- Gemeindefinanzreform BTF 64
Stadt (HS)
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3 (9) OV Mühlenkamp (LO) Gemeindefinanzreform BTF 64

4 (9) OV Burscheid (NRW) Konsolidierung der BTF 65
kommunalen Haushalte

6 (9) OV Georgs- Arbeitslosen- und Sozialhilfe BTF 65
marienhütte (WE)

7 (9) OV Grunewald (BE) Arbeitslosenversicherung BTF 66

10 (9) OV Burgtor (SH) Wertschöpfungssteuer BTF 66

2 (11) LV Schleswig-Holstein Ganztägiges Betreuungsangebot PV/LTF/SGK 67

6 (11) OV Marienberg- Familienpolitik BTF/LTF/SGK 68
Lengefeld (SN)

9 (15) OV Marienberg- Gesetzliche Krankenver- BR/BTF/PV
Lengefeld (SN) sicherung 68

10 (15) OV Burscheid (NRW) Versicherung von Beamten BR/BTF/PV 68

11 (15) OV Söhrewald- Sozialversicherungen BR/BTF/PV 68
Wellerode (HN)

14 (15) OV Hahnerberg (NRW) Nichtraucherschutz BR/BTF/PV 69

15 (15) OV Elmshorn (SH) Alten- und Pflegeheime BR/BTF/PV 69

1 (17) LV Schleswig-Holstein Freiheit und Gerechtigkeit BTF/LTF 69
brauchen Sicherheit

4 (17) KV Kiel (SH) Korruptionsregister BR 73

2 (18) OV Elmshorn (SH) Integrationsfonds BTF 74

1 (20) OV Usedom-Ost (MV) Zivilgesellschaft BR 74

2 (20) OV Usedom-Ost (MV) Kunst und Kultur BR 74

IA 20 Gleichgeschlechtliche BTF 75
Lebenspartnerschaften

3 (meh- AG für Arbeit- Solidarisch handeln: PV/BTF 75
rere nehmerfragen Für Arbeit und Gerechtigkeit
Kapitel)
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S 1 LV Schleswig-Holstein Nachhaltige Entwicklung BTF 76

S 5 UB Darmstadt- Unterhaltsvorschuss BTF 78
Dieburg (HS)

S 6 OV Elmshorn (SH) Versorgungssystem BTF 78
für Abgeordnete

S 7 OV Elmshorn (SH) Migration und Integration PV 78

S 8 OV Hahnerberg Tabakwerbung PT 79
(NRW)

S 9 UB Passau (BAY) Medienbeauftragte PT 79

S 11 OV Köln- Wahlprogramm An 79
Weidenpesch/
Mauenheim/
Niehl (NRW)

IA 3 Lkw-Maut BTF 79
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Antrag 1 (Beschluss des Parteitags)

Parteivorstand

Erneuerung und
Zusammenhalt –
Wir in Deutschland

Regierungsprogramm 2002–2006

Präambel 10
Politik muss nachhaltig sein 14
1. Deutschlands Rolle in Europa und der

Welt 14
• Verantwortung übernehmen 14
• Eine gerechte Weltordnung 16
• Deutschland in Europa 17
• Unsere Bundeswehr 19

2. Wirtschaft und Beschäftigung 19
• Wohlstand sichern und steigern 20
• Industrie- und Dienstleistungs-

standort Deutschland 20
• Mittelstand stärken 21
• Wissen und Können aktivieren 21
• Qualität der Arbeit 22

3. Solide Finanzen und gerechte Steuern 22
• Steuerreform 2003 und 2005 22
• Steuergerechtigkeit und

-ehrlichkeit 23
4. Arbeitsmarkt 23

• Die Weichen sind gestellt 24
• Die nächsten Schritte 24
• Reform der Bundesanstalt für

Arbeit 25
5. Rechte der Arbeitnehmer 25
6. Bildung und Qualifizierung 26

• Von Anfang an 27
• Mehr Ganztagsschulen 27
• Autonomie der Schulen 27
• Ausbildungschancen 28
• Mehr akademische Abschlüsse 28
• Wichtige Säule Weiterbildung 29
• Stiftung Bildungstest 29

7. Forschung, Innovation,
Nachhaltigkeit 29
• Werkstätten der Zukunft 30
• Schlüsseltechnologien für die

Märkte von morgen stärken 30
• Nachhaltige Energiepolitik 31
• Mobilität – integrierte Verkehrs-

politik 31
• Gesunde Umwelt 32
• Moderne Landwirtschaft 33

8. Der Osten – ein starkes Stück
Deutschland 33
• Demokratie und Freiheit 33
• Perspektiven für den Osten 34
• Innovationspotentiale nutzen 35
• Arbeit und Qualifikation 35
• Infrastruktur ausbauen 36
• Die Hälfte des Weges ist

zurückgelegt 36
9. Lebensqualität in Städten und

Gemeinden 37
• Kommunale Handlungsspielräume

in Europa erhalten 37
• Gemeindefinanzreform 37
• Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe

verzahnen 37
• Sozialhilfe reformieren – Hilfe zur

Selbsthilfe stärken 37
• Familienfreundliche Städte

schaffen 37
• Soziale Stadt 38
• Bezahlbarer Wohnraum für alle 38

10. Sport ist Spitze für alle 38
11. Familien im Zentrum 38

• Familienfreundliche Politik
seit 1998 39

• Kinderbetreuung – dringlichste
Aufgabe 39

• Arbeitswelt familienfreundlich
gestalten 39

• Familienförderung entwickeln 40
• Gemeinsam für die Familie 40

12. Zusammenhalt fördern –
Gewalt ächten 40

Antrag des Parteivorstandes
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13. Generationen miteinander 41
• Jugend braucht Chancen 41
• Die Chancen des längeren Lebens 42

14. Gleichstellung der Geschlechter 43
15. Für ein leistungsfähiges und

solidarisches Gesundheitswesen 44
• Solidarität erhalten 44
• Qualität sichern und stärken 44
• Die Finanzierungsgrundlage der

Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV) sichern 45

• Wirtschaftsfaktor Gesundheits-
wesen 45

• Pflege 46
16. Verbraucherschutz 46
17. Innere Sicherheit 47

• Sicherheit: Ein Bürgerrecht 47
• Vorbeugen ist der beste Schutz 47
• Wir bekämpfen Korruption 48
• Sichere Wege – sichere Städte 48
• Unsere Kinder schützen 49
• International kooperieren 49
• Dem Terrorismus den Boden

entziehen 49
• Hilfe für Opfer verbessern 50
• Datenschutz und IT-Sicherheit

gewährleisten 50
18. Zuwanderung 50

• Integration braucht Bereitschaft 50
• Zuwanderung steuern und

begrenzen 50
• Asylrecht schützen – Missbrauch

verhindern 51
• Ein einheitliches europäisches

Asylrecht schaffen 51
19. Moderner Staat 51

• Verlässlicher Partner 51
• Verwaltung geht online 51
• Dienstrecht 51
• Klare Zuständigkeiten 51
• Modernes Recht – moderne Justiz 52

20. Politik für ein demokratisches Land
mit offener Kultur und freien Medien 52
• Demokratie bestimmt politische

Partizipation 52
• Kultur – offen und fürs ganze Land 53
• Medienvielfalt 53

SPD: POLITIK DER MITTE –
POLITIK FÜRS LAND 55

PRÄAMBEL

Wir haben mit unserer Politik der Mitte die
Erneuerung in Deutschland begonnen. Und
wir wollen sie fortsetzen und den Zu-
sammenhalt sichern.
Diese vier Jahre haben sich gelohnt für un-
ser Land. Der Reformstau ist aufgelöst.
Deutschland ist in Bewegung gekommen.
Unser Land ist wirtschaftlich robuster, mo-
derner, gerechter und weltoffener geworden.
Der Stillstand ist überwunden.
Diese Politik der sozialen und ökologischen
Modernisierung bleibt richtig. Denn die
Herausforderungen von heute und morgen
sind nicht mit Rezepten von gestern und
vorgestern zu meistern.
Deutschland braucht die Politik der Erneue-
rung und des Zusammenhalts. Das ist unse-
re Politik der Mitte.
Wir hatten Innovation und Gerechtigkeit
versprochen. Wir haben Wort gehalten. Das
gilt auch für die Zukunft. Wir sagen, was
wir tun, und wir tun, was wir sagen. Des-
halb gibt es bei uns keine unerfüllbaren Ver-
sprechungen. Manches Wünschenswerte ist
nicht machbar, mindestens nicht sofort.
Wir haben Sicherheit im Wandel und Si-
cherheit durch Wandel gefordert und dies
bleibt Orientierung für unsere Politik:
– Wir wollen Deutschlands Rolle in Euro-

pa und in der Welt gerecht werden,
– Wir wollen das bewährte Sozialstaats-

modell nachhaltig fortentwickeln, Wohl-
stand sichern, Beschäftigung für alle er-
reichen, eine gesunde Umwelt garantie-
ren.

– Und wir wollen eine lebendige Demo-
kratie ermöglichen, mit einer freien und
offenen Kultur.

Die Richtung stimmt. Wir werden den Weg
weitergehen. Deutschland ist ein starkes
Land, es hat alle Chancen.

Vertrauen in Bundeskanzler Gerhard
Schröder

Gerhard Schröder hat als Bundeskanzler mit
neuen politischen Ideen und mit neuem po-
litischen Stil Deutschland erfolgreich ins
neue Jahrhundert geführt.
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Er ist mit Leidenschaft in der Sache und mit
Augenmaß seiner Verantwortung gerecht
geworden.
Gerhard Schröder sucht den gesellschaft-
lichen Konsens und er führt entschieden. Er
macht Mut und hat Zuversicht in die Ge-
staltbarkeit der Zukunft. Er zeigt, dass er
das Leben mag. Er stellt sich Herausforde-
rungen.
Gerhard Schröder macht gute Arbeit für un-
ser Land. Er genießt Vertrauen. Und es gibt
noch viel zu tun.
Gerhard Schröder muss Bundeskanzler un-
seres Landes bleiben.

Die deutsche Sozialdemokratie in der
Mitte der Gesellschaft

Wir leben in Zeiten des Wandels. Die Her-
ausforderungen von heute und morgen sind
nicht mit Rezepten von gestern zu meistern.
In den letzten vier Jahren haben wir mit der
Auflösung des Reformstaus begonnen. Die-
se Politik der sozialen Modernisierung wer-
den wir fortsetzen. Die Menschen verlangen
nach Orientierung und Sicherheit im Wan-
del. Daher wird die Bundestagswahl auch
eine Entscheidung über die Prägung unserer
Gesellschaft am Beginn des 21. Jahrhun-
derts sein. Es geht um grundlegende Alter-
nativen:
um sinnvolle Regeln für die Globalisierung
der Wirtschaft oder sich selbst überlassene
Märkte; 
um sozialen Zusammenhalt oder Polarisie-
rung der Gesellschaft;
um eine moderne Familienpolitik oder ein
Zurück zur Ausgrenzung der Frauen aus
dem Erwerbsleben;
um eine liberale und weltoffene Politik oder
nationalistische Engstirnigkeit;
um Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte oder ungedeckte Schecks auf die Zu-
kunft;
um Vorrang für Qualifizierung und Aktivie-
rung für den Arbeitsmarkt oder bloße Ver-
waltung der Arbeitslosigkeit.
Deutschland braucht auch weiterhin den
Mut zu Veränderung und Erneuerung.
Dafür wollen wir auch in der kommenden
Zeit die politische Verantwortung in

Deutschland tragen. Für eine soziale und
demokratische Politik.

Erneuerung

Die Investitionen in Bildung und Forschung
steigen deutlich. Wer morgen ernten will,
muss heute säen. Wir denken nicht nur von
Wahltag zu Wahltag. Wir setzen auf Nach-
haltigkeit.
Deshalb hat auch die Konsolidierung der
Staatsfinanzen ein so großes Gewicht in un-
serer Politik; der Marsch in den Schulden-
staat ist beendet. Ab 2006 kommen keine
neuen Schulden mehr hinzu.
Das JUMP-Programm für die Jungen, die
Ausbildung brauchen, und die staatlich ge-
förderte kapitalgedeckte Altersvorsorge –
das sind Beispiele für gelungene Erneue-
rung. Sie weisen in die Zukunft. Der Gene-
rationenvertrag gilt. 
Unbürokratisch dafür sorgen, dass rechtzei-
tig qualifiziert und zielgerichtet vermittelt
wird – darauf kommt es an. Mit dem Job-
AQTIV-Gesetz und der Neugestaltung der
Bundesanstalt für Arbeit haben wir den Ar-
beitsmarkt verstärkt in die Erneuerung ein-
bezogen. 
Wir haben eine Energiepolitik begonnen,
die – auf der Grundlage eines belastbaren
Energiemix – stärker erneuerbare Energien
berücksichtigt, Sparpotentiale nutzt und
den Ausstieg aus der Kernenergie durch-
setzt. 
Wir haben wesentliche Schritte zur Verwirk-
lichung der Gleichstellung von Männern
und Frauen in Beruf und Gesellschaft unter-
nommen. Diesen Weg wollen wir fortset-
zen.
Und wir haben die Familie in den Mittel-
punkt der Politik gerückt, materiell und
ideell. Denn Familie ist wichtig für die Ent-
wicklungschancen der Kinder. 
Jetzt ist die Betreuung der Kinder im Schul-
alter vordringlich. Der Ganztagsschule und
ihrem Ausbau kommt dabei große Bedeu-
tung zu – auch für die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Im Interesse der Mütter
und im Interesse unserer Volkswirtschaft,
die auf Wissen und Kreativität der Frauen
angewiesen ist. 



Zusammenhalt

Die Steuerreform senkt den Eingangssteuer-
satz von 25,9% in 1998 auf 15% im Jahr
2005 und hebt den Grundfreibetrag deutlich
an. 2003 gibt es die nächste Steuersenkung.
Das gilt für alle Einkommensgruppen bis
hin zum Spitzensteuersatz in gleicher
Weise. Das hilft auch den kleinen und mitt-
leren Unternehmen. Durch unsere umfas-
senden Steuerreformen 1998 – 2005 bleiben
insgesamt rd. 41 Mrd. € mehr auf den pri-
vaten Konten, wandern nicht zum Finanz-
amt.
Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und
der generelle Kündigungsschutz wurden
wieder eingeführt und die betriebliche Mit-
bestimmung ausgebaut. Arbeitgeber und
Arbeitnehmer sollen sich in gleicher Augen-
höhe begegnen. Auch in Zukunft.
Eine große Leistung dieser Legislaturperio-
de ist das neue Recht für behinderte Men-
schen, ein Fortschritt, der überfällig war.
Aber in der Praxis gibt es auch hier noch
viel zu tun.
Die von uns gesetzlich geregelte Anerken-
nung gleichgeschlechtlicher Lebenspartner-
schaften vollzieht nach, was in der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit längst akzeptiert
ist. Die Konservativen waren dazu nicht fä-
hig. 
Das neue Staatsbürgerschaftsrecht und jetzt
das Zuwanderungsgesetz schaffen Klarheit
und Steuerbarkeit, wo über Jahrzehnte die
Realität missachtet und verdrängt wurde.
Hier wird sich die politische Reife unserer
Demokratie beweisen müssen. 

CDU und CSU – immer dagegen

Die meisten dieser Initiativen für Erneue-
rung und Zusammenhalt mussten gegen den
oft massiven Widerstand von CDU und
CSU durchgesetzt werden. Ohne unsere Po-
litik seit 1998 wäre Deutschland heute we-
niger modern, weniger sozial, auch weniger
liberal.

Beschäftigung – Aufgabe Nr. 1

Arbeit für alle ist und bleibt zentrales Ziel
unserer Politik. 

Mit der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
sind wir vorangekommen, von 4.279.200 im
Jahresdurchschnitt 1998 auf 3.851.636 in
2001. Die Beschäftigtenzahl stieg um 1,2
Millionen.
Aber das ist nicht genug. Außeneinwirkun-
gen bremsten die anfangs zügigen Fort-
schritte. Wir finden uns mit der Arbeitslo-
sigkeit nicht ab. 
Der wirtschaftliche Aufschwung weltweit
und auch in Deutschland wird Beschäfti-
gung sichern und neue Arbeitsplätze schaf-
fen. Eine offensive Mittelstands- und Exis-
tenzgründerpolitik bedeutet zusätzliche Be-
schäftigung.
Am Arbeitsmarkt selbst müssen die große
Nachfrage und das erhebliche Angebot für
zielgerichtete Qualifikation und zielgenaue
Vermittlung genutzt werden. Der Trend in
die illegale Beschäftigung muss gebrochen
und umgekehrt werden.
Das Bündnis für Arbeit, Ausbildung und
Wettbewerbsfähigkeit bleibt eine unver-
zichtbare Plattform beim gemeinsamen Be-
mühen aller gesellschaftlichen Kräfte um
Beschäftigung. 

Aufbau Ost – Die zweite Hälfte des Weges

Es ist das Verdienst der Regierung Gerhard
Schröder, die Prioritäten neu geordnet, die
Investitionen erhöht, Wachstumskerne ent-
wickelt, die Regionen in ihrer eigenen Kraft
gestärkt und die Realitäten ehrlich benannt
zu haben. 
Der Solidarpakt II, der den ostdeutschen
Ländern die gesamtstaatliche finanzielle
Solidarität bis 2019 sichert und eine verläss-
liche Aufbauperspektive bietet, zeigt
zweierlei: Wir sind beim Aufbau konkret.
Die Hälfte des Weges ist geschafft. Wir sind
zu großen weiteren Anstrengungen bereit. 
Der Aufbau Ostdeutschlands ist auch Vor-
aussetzung für den Wohlstand in ganz
Deutschland, für eine starke Wirtschaft,
starke Regionen und gute Lebensperspekti-
ven.
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Deutschlands Rolle in Europa und der
Welt

Die Welt ist in einer Zeit großen Wandels,
mit tiefgreifenden Konsequenzen auch für
unser Land. Die Rückkehr des Bürgerkriegs
und der Völkermord in Südosteuropa, direkt
vor unserer Haustür, und die schrecklichen
Ereignisse des 11. September 2001 in den
USA haben uns unsere sicherheitspoliti-
schen Aufgaben in der Völkergemeinschaft
vor Augen geführt.
Wir haben Verantwortung im Rahmen unse-
rer Kräfte übernommen und helfen poli-
tisch-diplomatisch, humanitär und auch mit
dem Einsatz der Bundeswehr. Es geht da-
rum, Gewalt zu stoppen, Terrorismus zu be-
kämpfen.
Wir wollen beitragen zu einer Friedens-
politik, die Konflikten vorbeugt und Krieg
verhindert. Dabei bleibt es beim Vorrang
für die Möglichkeiten der Außenpolitik und
der Politik wirtschaftlicher Zusammenar-
beit.
Deutschland ist ein selbstverständlicher
gleichberechtigter Partner in der internatio-
nalen Politik geworden.

Deutschland in Europa

Über Jahrhunderte zerstrittene Völker haben
sich im Frieden zu einer Gemeinschaft ver-
bündet.
Ein Erdteil mit einer großen Geschichte und
mit bedeutenden Potentialen vereint sein
Wissen und seine Kräfte zum Nutzen aller.
Es lohnt, sich für Europa zu engagieren.
Dabei wissen wir: Je kleiner die Welt, desto
nötiger die Europäische Union. Die epocha-
len Veränderungen und die Entwicklungen
der Weltwirtschaft generell erfordern – auch
zum Nutzen unseres eigenen Landes – ein
geeintes und friedliches und wirtschaftlich
starkes Europa.
Dabei achten wir darauf, dass die europäi-
sche und vor allem auch deutsche Idee und
Tradition von sozialer Marktwirtschaft und
Sozialstaat lebendig bleibt und dass nicht
Gesellschaftsordnungen vorherrschen, die
unter dem Vorwand der absoluten Freiheit
das Prinzip der Macht des Stärkeren unge-
bremst realisieren.

Freiheit und Sicherheit

Wir fördern Individualität als Bedingung
und als Ausdruck der Freiheit. Individualität
gibt die Chance, Lebensweg und Lebens-
weise selbst zu wählen und eigenverant-
wortlich zu handeln.
Eigenverantwortung und gesellschaftlicher
Zusammenhalt bedingen einander. Unsere
Politik der Mitte erweitert Freiheitsspiel-
räume und ermutigt zu solidarischem Han-
deln.
Der Staat behält dabei seine Aufgaben, Re-
geln zu setzen und im Wandel und durch
Wandel Sicherheit zu gewährleisten.
Das gilt für die soziale, aber auch für die in-
nere Sicherheit, für den Schutz vor Gewalt
und den Schutz des Eigentums, für den
Kampf gegen Wirtschaftskriminalität und
Korruption, für das Verbot des Rechtsextre-
mismus.
Wir beugen der Kriminalität vor, aber wir
bekämpfen sie auch energisch, im eigenen
Land und in der Völkergemeinschaft.

Der Staat

In dieser Welt des Wandels müssen auch die
Staatsaufgaben überprüft werden. 
Das tun wir unvoreingenommen. Im Großen
wie im Kleinen. Wir achten das Prinzip der
Subsidiarität und fördern die Idee der Zivil-
gesellschaft.
Was an Aufgaben vor Ort, von gesellschaft-
lichen Gruppen und von Einzelnen in Ei-
genverantwortung erfüllt werden kann, das
sollte der Staat nicht reglementieren. 
Dementsprechend müssen aber auch An-
sprüche an den Staat zurückgenommen wer-
den, die ihn überfordern. 
Wir sehen den Staat als Partner in der freien
Bürgergesellschaft. 
Wir sehen und bejahen aber auch die Ver-
antwortlichkeit des Staates. Wir bekennen
uns zu dieser Verantwortlichkeit der Politik.
Der Staat muss Grundlagen schaffen und
Leitlinien bestimmen und Entscheidungen
treffen für eine humane Gesellschaft. Das
kann nur der Staat.
Die Ideologie der totalen Entstaatlichung
lehnen wir ab. Der Staat darf nicht nur Re-
paraturbetrieb sein für Interessengegensät-
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ze, die in der Zivilgesellschaft ungeklärt
bleiben.
Der Staat hat Lenkungsfunktion.

Politik der Mitte

Uns geht es um eine wertorientierte Politik,
die Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität
verbindet – das ist Politik der Mitte. Gleiche
Chancen für alle zu gewährleisten gehört zu
dieser Politik ebenso, wie die Anerkennung
der vielfältigen Fähigkeiten und Interessen
der Menschen. Gerechtigkeit bedeutet für
uns, alle auf faire Weise an den Chancen un-
serer Gesellschaft teilhaben zu lassen. Und
sie zu Innovation und Zuversicht in die Ge-
staltbarkeit der Zukunft zu ermutigen. 
Solche Reformpolitik ist auf breite ge-
sellschaftliche Unterstützung angewiesen.
Nicht alle Weichenstellungen sind bequem,
aber sie führen in eine gute Zukunft und
wirken weit über die Phase einer Legislatur
hinaus.
Wir laden alle gesellschaftlichen Kräfte ein,
jede Frau, jeden Mann und insbesondere
auch die Jugend, gemeinsam mit uns an der
Verwirklichung unserer pragmatischen Vi-
sion für ein modernes und gerechtes
Deutschland mitzuwirken. 
In der Koalition mit den Bürgerinnen und
Bürgern werden wir dafür sorgen, dass es
vorangeht mit Deutschland. 
Wir in Deutschland! 

POLITIK MUSS NACHHALTIG SEIN

Politik braucht lange Linien und den Blick
über die nächste Legislaturperiode hinaus.
Schuldenberge und Abfallberge sind so un-
verantwortlich wie Forschungslücken und
Instandhaltungslücken. Wer das Saatgut
verspeist, kann morgen nicht ernten.
Nachhaltigkeit verbindet sich in der politi-
schen Debatte vor allem mit einem konse-
quenten Umweltschutz. Mit dem Anspruch
also, Luft und Wasser und Boden und vor
allem die Menschen zu schützen.
Wir unterstützen dieses Ziel des nachhalti-
gen Umweltschutzes mit Nachdruck. Damit
nicht morgen oder irgendwann von Men-
schen verursachte Naturkatastrophen den
Lebensraum zerstören.

Ökologische Modernisierung bringt Arbeit
und Umwelt zusammen.
Aber nachhaltige Politik in diesem Sinne ist
auch erforderlich:
– für die dauerhafte Stabilität des Wohl-

standes,
– für die langfristige Funktionsfähigkeit

der sozialen Sicherungssysteme,
– für die Sicherung von Freiheit und Frie-

den.
Viele Entscheidungen, die jetzt getroffen
werden, reichen mit ihren Wirkungen weit
in dieses Jahrzehnt und auch darüber hin-
aus.
Mit dem besonderen Engagement bei Bil-
dung und Forschung, mit der ergänzenden
Regelung zur Alterssicherung und mit hu-
manitärem und friedenssicherndem Einsatz
weltweit haben wir gute Beispiele für nach-
haltige Politik gesetzt. 
Die Idee des Generationsvertrages hat sich
bewährt. Sie bleibt gültig, ergänzt um die
wachsende Gewissheit, dass sie auch einen
erheblichen internationalen Bezug hat.
Wir vertreten die Interessen der Menschen
heute und die Interessen unseres Landes.
Gerade deshalb aber bedenken und beach-
ten wir dabei auch die Interessen zukünfti-
ger Generationen und anderer Länder. Un-
sere Politik hat Zukunft. 

1. Deutschlands Rolle in Europa und der
Welt

• Verantwortung übernehmen

Deutschlands Rolle in der Welt hat sich ver-
ändert. Unsere Stimme hat an Gewicht ge-
wonnen. Unser Rat und unsere Hilfe sind
gefragt. Die Staatengemeinschaft zählt auf
Deutschland, und sie kann sich auf
Deutschland verlassen. Dazu haben wir mit
unserer Politik entscheidend beigetragen.
Weil wir Mitverantwortung tragen für die
gemeinsame Sicherheit in unserer einen
Welt, haben wir die Außenpolitik, die Poli-
tik der wirtschaftlichen Zusammenarbeit
und die Sicherheitspolitik schrittweise
weiter entwickelt. Diesen Prozess wollen
wir fortsetzen und durch die Geltung ge-
meinsamer Rechtsgrundsätze weltweit stär-
ken.
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Unser Ziel ist die Sicherung des Friedens
weltweit. Interessengegensätze müssen
friedlich ausgeglichen werden. 
Mit uns wird von Deutschland niemals Ag-
gression ausgehen. Aber die Wirklichkeit
der Welt ist nicht nur friedlich. Unsere Auf-
gabe besteht heute in der Prävention von
Konflikten und der Eindämmung von Ge-
walt. Wir engagieren uns für eine aktive
Friedenspolitik. Dabei ergibt sich unsere
Rolle in dieser Politik aus der geografischen
und politischen Lage Deutschlands im Her-
zen Europas, unserer Mitgliedschaft in der
Europäischen Union, den Vereinten Natio-
nen und als Partner im Atlantischen Bünd-
nis. Unsere Friedenspolitik wird bestimmt
durch unsere Werte und Überzeugungen
und unsere nationalen Interessen.
Ob auf dem Balkan, bei der Neuordnung
und dem Wiederaufbau in Afghanistan, bei
der Lösung regionaler Konflikte oder im
Kampf gegen den internationalen Terro-
rismus – seit 1998 war Deutschland auch si-
cherheitspolitisch verstärkt gefordert und ist
seiner internationalen Verantwortung ge-
recht geworden. Und zwar so, wie es unse-
rem Selbstverständnis entspricht und wie
unsere Partner und die Staatengemeinschaft
es von uns erwarten können.
Mit der staatlichen Einheit haben wir nicht
nur unsere nationale Souveränität in vollem
Umfang zurückgewonnen, sondern zugleich
auch das Recht und die Pflicht zur interna-
tionalen Solidarität. Wir sind ein normales
europäisches Land geworden. 
Wir stehen zum Einsatz unserer Soldaten
international, wo er durch Beschlüsse der
Vereinten Nationen und des Deutschen
Bundestages legitimiert und den Soldaten
gegenüber verantwortbar ist. Man darf sich
seiner Verantwortung nicht entziehen, wenn
Völkermord oder die Eskalation gewaltsa-
mer Konflikte drohen oder geschehen. Das
ist auch eine Lehre aus unserer eigenen Ge-
schichte.

Die Vereinten Nationen stärken

Frieden und die weltweite Achtung der
Menschenrechte sind unser Ziel. Der Weg
dorthin führt über verstärkte Zusammenar-
beit, über aktive Hilfe bei der wirtschaft-

lichen Entwicklung und ein gemeinsames
System der Sicherheit und des Rechts. 
Wir haben den Menschen nicht nur Märkte
anzubieten – sondern auch Chancen und So-
lidarität. 
Die Vereinten Nationen sind unverzichtbar
für die Zusammenarbeit auf dieser Welt.
Die Mehrzahl der 189 Mitgliedsstaaten der
Vereinten Nationen verfügt über keine an-
dere Instanz zu ihrer Interessenvertretung.
Die Vereinten Nationen zu stärken und ih-
nen durch mehr Rechte und eine innere Re-
form bessere und erweiterte Arbeitsmög-
lichkeiten zu geben, bleibt deshalb unser
Ziel. Deutschland ist bereit, sich in den Ver-
einten Nationen noch stärker zu engagieren.
Die Anforderungen an Sicherheit sind viel-
fältiger, komplexer und weniger berechen-
bar geworden. Deutschland ist heute ein
Partner für Sicherheit und Stabilität in Euro-
pa und der Welt und verfolgt eine konse-
quente Politik des Interessenausgleiches
und des Multilateralismus.
Wir werden auch in Zukunft eine aktive
Friedens- und Sicherheitspolitik voranbrin-
gen, die
– die Prävention – wie in Makedonien er-

folgreich geschehen – in den Mittel-
punkt der Außen-, Entwicklungs- und
Sicherheitspolitik rückt,

– die Unteilbarkeit der Sicherheit aner-
kennt und

– auf die Zusammenarbeit über nationale
und regionale Grenzen hinweg setzt.

Prävention erfordert Unterstützung für poli-
tische Konfliktlösungen in den Regionen,
für Rüstungskontrolle, Abrüstung und Ver-
trauensbildung, für wirtschaftliche Ent-
wicklung, für sozialen Ausgleich. Eine um-
fassende und wirksame Friedenspolitik be-
nötigt auch die Verfügbarkeit leistungsfähi-
ger militärischer Fähigkeiten. Zu Beginn
des 21. Jahrhunderts ist der Beitrag der
Bundeswehr zu einer solchen Politik der
Friedenssicherung noch wichtiger gewor-
den. 
Deutschland ist gefordert, wenn Vereinte
Nationen, NATO, EU und OSZE sich zur
Abwehr von Gefahren und zur Sicherung
des Friedens engagieren und wird seine
internationalen Verpflichtungen erfüllen.
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Dabei müssen unsere nationalen Interessen
und Fähigkeiten beachtet werden.
Die Fortsetzung einer Politik der Abrüstung
und Rüstungskontrolle leistet Beiträge zu
einer vorausschauenden Friedenspolitik. Zu
einer Weiterentwicklung der vertragsge-
stützten Abrüstungspolitik gibt es keine Al-
ternative. Das Ziel der Nichtverbreitung von
Massenvernichtungswaffen steht bei uns
weiter an erster Stelle.
Die Verträge zur Non-Proliferation, das
Chemiewaffenübereinkommen, das B-Waf-
fen-Übereinkommen und das Regime der
Nichtverbreitung von Trägerwaffentechno-
logie (MTCR) sind zu stärken. Der START-
Prozess muss fortgesetzt und der Atomtest-
stopp-Vertrag (CTBT) ratifiziert werden.

• Eine gerechte Weltordnung

Die Globalisierung ist Realität. Sie stoppen
zu wollen, ist illusionär. Ihr freien Lauf zu
lassen, ist gefährlich. Sie zu gestalten und
ihre Potentiale für alle zu nutzen – darauf
kommt es an.
Wir wollen eine weltwirtschaftliche Ord-
nung, die sich am Ziel einer sozialen und
ökologischen Marktwirtschaft ausrichtet.
Dafür treten wir ein, dafür werben wir, das
wollen wir allen Schwierigkeiten zum Trotz
durchsetzen.
Wir setzen uns für gerechtere Welthandels-
beziehungen im Interesse der Entwick-
lungsländer ein. Mit Blick auf die neue
Welthandelsrunde heißt das, dass wir für
eine weitere Marktöffnung eintreten. Es
geht dabei um Zollabbau, um Beseitigung
nichttarifärer Handelsbarrieren, um einen
besseren Schutz der Umwelt, um die Beach-
tung von Arbeitnehmerrechten.
Die internationale Finanzarchitektur muss
gerecht fortentwickelt werden. Wir setzen
uns für die Sicherung stabiler und funktio-
nierender Finanzmärkte als Motor für Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigung ein.
Wir brauchen einen europaweit abgestimm-
ten Maßnahmen-Mix zur Regelung der
internationalen Finanzmärkte als Einstieg
für eine globale Einigung.
Die Entwicklungsländer müssen eine bes-
sere Chance bekommen für ihre Produkte
und  für die Versorgung der Bevölkerung

mit wirksamen und preiswerten Medika-
menten.
Wir haben uns seit jeher für die Stärkung
des Rechts weltweit eingesetzt. Wir haben
das Zustandekommen des ständigen Inter-
nationalen Strafgerichtshofs gefördert und
unterstützen seine Arbeit. Es geht darum,
das Recht des Stärkeren durch die Stärke
des Rechts abzulösen.

Für eine wirksame Entwicklungs-Zu-
sammenarbeit

Wohlstandssteigerungen in armen Regionen
sind nicht nur ein Gebot der Gerechtigkeit,
sondern Teil unserer Bemühungen um eine
weltweite Stärkung demokratischer Struktu-
ren und gleichberechtigter Entwicklung.
Wir wollen Armut und Hunger entscheidend
mindern und durch Entwicklung Frieden si-
chern. Nur so können Krieg, Armutswande-
rungen und internationaler Terrorismus
langfristig und effektiv bekämpft werden.
Mit der Kölner Entschuldungsinitiative im
Sommer 1999 haben wir den Grundstein für
bessere Lebenschancen in den Entwick-
lungsländern gelegt. Die Entschuldung ist
verknüpft mit den nationalen Strategien der
Armutsbekämpfung, die unter Beteiligung
der Bevölkerung erarbeitet werden. So soll
sicher gestellt werden, dass die Entlastun-
gen vor allem den armen Bevölkerungs-
schichten zugute kommen.
Mit einem konsequenten Aktionsprogramm
2015 zur weltweiten Armutsbekämpfung
haben wir wichtige Verpflichtungen über-
nommen. Wir werden dazu beitragen, die
von der internationalen Gemeinschaft be-
schlossenen Ziele zu verwirklichen: Die
weltweite Halbierung der extremen Armut,
Grundbildung für alle Kinder bis zum 14.
Lebensjahr, drastische Reduzierung der
Kinder- und Müttersterblichkeit und die Be-
kämpfung von AIDS.
Das internationale Ziel, 0,7 % des Bruttoso-
zialprodukts jedes Landes für die Entwick-
lungszusammenarbeit einzusetzen, gilt. Die
Realität ist  aber noch weit davon entfernt.
Das Ziel muss stufenweise umgesetzt wer-
den. Wir wollen, wie auf dem EU-Gipfel in
Barcelona verabredet, auch in Deutschland
unseren Teil dazu beitragen und bis zum
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Jahr 2006 unseren Anteil auf 0,33 % des
BSP steigern. Gleichzeitig werden wir neue
Finanzierungsmöglichkeiten für Entwik-
klung prüfen.
Die Nichtregierungsorganisationen, die Kir-
chen und Stiftungen leisten eine wichtige
Arbeit. Mit ihren Fähigkeiten und Kenntnis-
sen sind sie unsere wichtigen Partner bei der
Gestaltung der Globalisierung, der Be-
kämpfung der Armut und der Friedenssiche-
rung. In enger Kooperation mit diesen Or-
ganisationen werden wir den zivilen Frie-
densdienst weiter ausbauen. 
Das wirtschaftliche und technisch-organisa-
torische Potential der Unternehmen fließt in
die Entwicklungspartnerschaften mit der
Wirtschaft ein, die wir weiter ausbauen wer-
den.
Die Länder des Südens und Ostens brau-
chen eine faire Integration in den Welthan-
del. Durch eine bessere Beteiligung an den
WTO-Strukturen müssen ihre Interessen im
Welthandelssystem stärker berücksichtigt
werden.
Die Europäische Union ist für viele dieser
Länder der wichtigste Handelspartner. Die
EU muss für die ärmsten Entwicklungslän-
der einen freien Zugang zu ihren Märkten
sicherstellen. Die von der EU beschlossene
Marktöffnung für die 48 ärmsten Entwick-
lungsländer ist ein erster Schritt in die rich-
tige Richtung. Im Rahmen der WTO müs-
sen Zölle und Handelsbarrieren für weiter-
verarbeitete Produkte zurückgeführt und
gleichzeitig soziale und ökologische Min-
deststandards im Welthandel stärker veran-
kert werden. Entsprechend den Beschlüssen
zur neuen Welthandelsrunde müssen die Ex-
portsubventionen für Agrarprodukte been-
det werden, die zu einem unfairen Wettbe-
werb mit den Entwicklungsländern führen.

• Deutschland in Europa

Wir gehören zu Europa und Europa gehört
zu uns. Deutschland mit seinen Regionen ist
und bleibt dabei unsere Heimat.
Das Zusammenwachsen Europas in der
Europäischen Union ist weltweit eine der
hoffnungsvollsten Entwicklungen überhaupt.
Die Stabilität, die die europäische Integra-
tion gefunden hat, begründet Frieden und

Wohlstand für unseren Kontinent dauerhaft.
Jetzt stehen weitere wichtige Entscheidun-
gen darüber an, wie es weitergeht in Europa
und welches unverwechselbare Gesicht Eu-
ropa bekommen soll.
Im diesem Jahrzehnt muss eine Erweiterung
der EU gelingen, die vor allem die europäi-
schen Länder des ehemals kommunisti-
schen Herrschaftsbereichs einbezieht. 
Und es muss die EU eine Gestaltungskraft
entwickeln, die – demokratisch legitimiert
und politisch effizient – der neuen Aufgabe
gerecht wird.
Die europäische Idee hat ihren eigenen
Wert, aber sie ist auch die unverzichtbare
Antwort auf die Globalisierung.
Wir tun alles, den europäischen Integra-
tionsprozess voranzubringen und dabei die
wohlbegründeten deutschen Interessen zu
berücksichtigen.

Das europäische Gesellschafts- und
Sozialmodell stärken

Der Euro stärkt Europa im weltweiten Wett-
bewerb und trägt zu einer Stabilität im Welt-
finanzsystem bei, von der alle Volkswirt-
schaften profitieren. Durch die Einführung
der Wirtschafts- und Währungsunion ist die
EU zu einer großen Volkswirtschaft mit ei-
nem ausgedehnten Binnenmarkt sowie ei-
nem relativ geringen Außenhandel gewor-
den. Dadurch wachsen die Notwendigkeiten
und Chancen die Geld- und Finanzpolitik zu
koordinieren, um die Beschäftigung unter
Wahrung der Geldwertstabilität so verbind-
lich wie möglich zu fördern.
Wir wollen auf EU-Ebene darauf hinwirken,
dass die bislang schon gegebenen Möglich-
keiten der wirtschaftspolitischen Abstim-
mung zwischen der Europäischen Zentral-
bank (EZB), den Tarifvertragsparteien und
den Regierungen der Mitgliedstaaten ver-
stärkt und ausgeschöpft werden. Ziel ist da-
bei ein beständiges, nicht inflationäres und
umweltverträgliches Wachstum sowie ein
hohes Beschäftigungsniveau.
Wir leisten mit der Konsolidierung des
Bundeshaushalts unseren Beitrag zur Stabi-
lität des Euro, mit sozialer Vernunft und kla-
ren Prioritäten bei den öffentlichen Investi-
tionen. Auch deshalb werden wir an unse-
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rem Konzept der strukturellen Reformen
festhalten und Wirtschaft und Gesellschaft
in Deutschland modernisieren.
Europa soll in den nächsten zehn Jahren
zum dynamischsten Wirtschaftsraum der
Welt werden und es soll in zehn Jahren bei
Forschung und Entwicklung weltweit an der
Spitze stehen. Deshalb muss die EU stärker
in Innovation und Modernisierung investie-
ren. Wir müssen den europäischen For-
schungsraum konsequent weiterentwickeln
und Spitzenforschern sowie Unternehmen
höhere Anreize bieten, in Europa zu arbei-
ten bzw. mit europäischen Forschungsein-
richtungen zusammenzuarbeiten.
Das europäische Sozialstaatsmodell muss
erhalten und weiterentwickelt werden. 
Es hat sich bewährt und es gibt keines sonst,
das vergleichbar in akzeptabler Weise Leis-
tungswilligkeit und Eigenverantwortung ein-
erseits und gesellschaftlichen Zusammenhalt
und Solidarität andererseits miteinander ver-
bindet. Die, die in Not geraten, können sich
auf die Gemeinschaft verlassen. 

Europäische Außen- und Sicherheitspoli-
tik ausbauen

Eine gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik der EU ist Voraussetzung für gleich-
berechtigte transatlantische Partnerschaft,
für eine engere Zusammenarbeit Europas
mit Russland und für ein abgestimmteres
Auftreten der EU in internationalen Organi-
sationen wie der OSZE und den Vereinten
Nationen.
Eine stärkere Rolle der Europäer in der Alli-
anz und eine stärkere sicherheitspolitische
Rolle der EU wird die NATO stärken. Die
transatlantische Partnerschaft bleibt die
Grundlage europäischer Sicherheit und die
NATO die entscheidende politische und in-
stitutionelle Klammer für die euro-atlanti-
sche Gemeinschaft. 
Die europäische Union muss mit der GASP
ein umfassendes Sicherheitskonzept ent-
wickeln, das politische, militärische, wirt-
schaftliche, soziale und ökologische Ele-
mente umfasst, die europäische Außen-, Si-
cherheits- und Verteidigungs- und Entwick-
lungspolitik verzahnt und die Fähigkeit zur
Konfliktprävention verstärkt.

Künftig wird die EU auch militärisch selbst-
ständig im Krisenmanagement handeln kön-
nen, wenn sich die NATO als Ganzes nicht en-
gagiert. Eine gemeinsame europäische Grenz-
polizei wird an den künftigen Außengrenzen
der Europäischen Union für einen wirkungs-
vollen Schutz gegen organisierte Kriminalität
und illegale Einwanderung sorgen.

Die europäische Einigung vollenden

Politisch und wirtschaftlich wird die Ost-
erweiterung der EU sowohl für die Beitritts-
kandidaten als auch für Deutschland und die
jetzigen Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union ein Gewinn. Mit der Erweiterung
wird die Europäische Union zum weltweit
größten Binnenmarkt. Ihre globale Wettbe-
werbsfähigkeit wird weiter gestärkt, denn
die hinzukommenden Länder sind Wachs-
tumsmärkte. In Deutschland als einem der
wichtigsten Wirtschaftspartner der mittel-
und osteuropäischen Beitrittsländer sichert
der Handel mit Mittel- und Osteuropa schon
jetzt viele Arbeitsplätze.
Wir werden auch weiterhin unseren Beitrag
leisten, um
– die Erweiterungsverhandlungen zügig

und sorgfältig zum Erfolg zu bringen, so
dass die meisten Kandidatenländer –
wenn möglich – bereits an den nächsten
Wahlen zum Europäischen Parlament im
Jahre 2004 teilnehmen können. Dazu ist
auch eine grundlegende Reform aller
Politikbereiche der Europäischen Union
notwendig, die Mittel für die Beitritts-
länder freimacht.

– 7-jährige Übergangsfristen in den be-
sonders sensiblen Bereichen wie der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit oder Dienstleis-
tungsfreiheit zu vereinbaren, die einer-
seits ein hohes Schutzniveau gegen Ver-
werfungen auf dem Arbeitsmarkt bieten,
andererseits jedoch durch flexible Aus-
gestaltung eine schnelle Reaktion auf
veränderte Rahmenbedingungen erlau-
ben.

Die Europäische Verfassung auf den Weg
bringen

Wir haben die EU-Grundrechtecharta auf
die europäische Tagesordnung gesetzt.
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Nach ihrer Verabschiedung ist jetzt der Ent-
wurf einer europäischen Verfassung durch
den EU-Verfassungskonvent die wichtigste
Aufgabe. Die Verfassungsdebatte muss für
alle interessierten Bürgerinnen und Bürger
transparent werden. Die nächsten Jahre ent-
scheiden über Wesen und Gesicht des künf-
tigen Europa. Dazu wollen wir in Deutsch-
land eine breite gesellschaftliche Debatte
organisieren.
Die Verfassung für Europa soll gewährleis-
ten, dass Europas Strukturen verständlich
und dass die Entscheidungen nachvollzieh-
bar sind und parlamentarisch kontrolliert
werden.
Deshalb wollen wir, dass der nächste Präsi-
dent der EU-Kommission direkt vom Euro-
päischen Parlament gewählt wird und treten
dafür ein, dass die Sozialdemokratische Par-
tei Europas für die Europawahlen eine/n
Spitzenkandidaten/in benennt, die/der für das
Amt des Kommissionspräsidenten antritt.

Europas Zuständigkeiten klar regeln

Die historisch gewachsene Aufgabenvertei-
lung zwischen der Europäischen Union und
ihren Mitgliedsstaaten entspricht nicht mehr
den Anforderungen des 21. Jahrhunderts.
Die Mitgliedstaaten – und in Deutschland
auch die Länder und Kommunen – haben
im Verlauf dieses Prozesses an politischem
Gestaltungsspielraum verloren, obwohl in
vielen Bereichen sachgerechte Entscheidun-
gen besser auf ihrer Ebene getroffen wer-
den. Andererseits verfügt die Europäische
Union auch heute noch nicht über die Kom-
petenzen, die zur Wahrung ihrer Interessen
auf internationaler Ebene oder zur Wahrung
der inneren Sicherheit erforderlich sind. 
Wir haben in Nizza erreicht, dass auf einer
weiteren Reformkonferenz der EU im Jahre
2004 eine genauere, dem Subsidiaritätsprin-
zip entsprechende Abgrenzung der Zustän-
digkeiten zwischen der EU und den Mit-
gliedsstaaten vorgenommen wird. Für den
Bürger muss klar erkennbar werden, wer
welche Politik zu verantworten hat.

Russland unterstützen

Wir werden Russland auf seinem Weg zu
Demokratie und sozialer Marktwirtschaft

weiter unterstützen und uns dafür einsetzen,
dass es einen seiner Bedeutung angemesse-
nen Platz in der künftigen europäischen Si-
cherheitsarchitektur findet.
Wir befürworten die Aufnahme Russlands
in die WTO und eine weitergehende Einbe-
ziehung in die Zusammenarbeit G7/8.

• Unsere Bundeswehr

Wir werden die Reform der Bundeswehr
weiterführen. Sie
– richtet die Bundeswehr auf die Heraus-

forderungen des 21. Jahrhunderts aus,
– passt die Organisation der Bundeswehr

den neuen Anforderungen an und inves-
tiert zielgerichtet in Menschen und Aus-
rüstungen,

– beseitigt Ungleichgewichte in Personal-
struktur und Besoldung,

– setzt auf moderne Management-Grund-
sätze.

Mit dem Reformprozess werden Aufgaben-
umfang, Organisation, Ausrüstung und Mittel
der Bundeswehr wieder in ein ausgewogenes
Verhältnis gebracht und das Stationierungs-
und Standortkonzept bis 2006 abgeschlossen.
Mit der mittelfristigen Finanzplanung für die
Bundeswehr und dem beschlossenen Pro-
gramm für Innere und Äußere Sicherheit ha-
ben wir finanzielle Planungssicherheit für die
Bundeswehr geschaffen. Die materielle Aus-
stattung der Streitkräfte soll kontinuierlich
verbessert werden.
Die allgemeine Wehrpflicht und die große
Zahl von Zeitsoldaten, die nur für eine be-
grenzte Frist Dienst in den Streitkräften
leisten und dann in alle Bereiche des zivilen
Lebens zurückkehren, stellen sicher, dass
die Bundeswehr künftig in der Gesellschaft
fest verankert bleibt. Deshalb bleibt es bei
der Wehrpflicht.

2. Wirtschaft und Beschäftigung

1998 haben wir den Politikwechsel verspro-
chen: Mehr Arbeitsplätze, Wirtschafts-
wachstum und solide Finanzen.
Wir haben Wort gehalten und kräftige Im-
pulse gegeben für die Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen, für die fi-
nanzielle Entlastung der Arbeitnehmer. Und
für die Konsolidierung der Staatsfinanzen. 
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Der Erfolg: Mehr Beschäftigung und weni-
ger Arbeitslose. 1,2 Mio. Beschäftigte mehr
im Vergleich zu 1998 – dies ist ein histori-
scher Höchststand der Beschäftigung in
Deutschland. Und 2001 rund 428.000 Ar-
beitslose weniger im Jahresdurchschnitt als
1998. 400.000 jungen Menschen wurde mit
dem Sofortprogramm „JUMP“ eine neue
Chance gegeben.
Das ist eine Trendwende, aber diese Erfolge
reichen uns nicht. Wir geben uns damit –
insbesondere in Ostdeutschland – nicht zu-
frieden.
Stetiges und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum, Beschäftigung und soziale Ge-
rechtigkeit bleiben die zentralen Anliegen
unserer Politik.
Auch deshalb werden wir das Bündnis für
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähig-
keit fortführen. Alle gesellschaftlichen
Kräfte müssen an einem Strang ziehen.
Weltwirtschaftliche Entwicklungen beein-
flussen die nationale Wirtschaft, denn wir
sind Teil der Globalisierung. Wir sind akti-
ver Teil und müssen dazu beitragen, die
Weltwirtschaft nach klaren Regeln und sozi-
alen und ökologischen Prinzipien zu organi-
sieren. Auch um dieses Ziel erreichbar zu
machen, ist eine starke und einige EU nötig.
Die europäische Politik auf wirtschafts- und
finanzpolitischer Ebene muss besser abge-
stimmt und koordiniert werden. Dies gilt
insbesondere für die Harmonisierung der
Steuerpolitik.

• Wohlstand sichern und steigern

Eine wettbewerbsfähige und nachhaltige
Wirtschaft ist Grundlage für Wohlstand.
Wohlstand braucht Beschäftigung für alle
und soziale Sicherheit. Durch die Stabili-
tätspolitik und die Reformen der Bundes-
regierung hat der Standort Deutschland
an Attraktivität gewonnen. Dies zeigt der
deutliche Anstieg der Auslandsinvestitio-
nen.
Notwendig bleibt  weiterhin eine kluge
Kombination aus Angebots- und Nachfrage-
politik, die das wirtschaftliche Wachstum
stärkt, die öffentlichen und privaten Investi-
tionen unterstützt und die Arbeitsmarktpoli-
tik modernisiert. Stetiges und hohes

Wachstum ist die Voraussetzung für einen
spürbaren Abbau der Arbeitslosigkeit. 
Wir werden die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen weiter verbessern vor allem
durch
– Förderung des Mittelstandes,
– Stärkung der innovativen Basis unserer

Wirtschaft,
– Qualifizierung und Vermittlung am Ar-

beitsmarkt, einschließlich Neuorganisa-
tion der Bundesanstalt für Arbeit,

– die weitere Reduzierung der Steuer- und
Abgabenlast durch die bereits beschlos-
senen Reformgesetze,

– hohe öffentliche Investitionen,
– Orientierung des Wachstums an Nach-

haltigkeit und Umweltverträglichkeit,
– den weiteren Abbau von Bürokratie.
Dabei bleibt die Konsolidierung der Staats-
finanzen unverzichtbar.

• Industrie- und Dienstleistungsstandort
Deutschland

Deutschland wird auch als hoch entwickelte
Dienstleistungsgesellschaft eine starke in-
dustrielle Basis behalten. Unsere industriel-
len Fundamente sind stärker als in vielen
anderen europäischen Ländern. Von ihnen
gehen wesentliche Impulse in die anderen
Wirtschaftssektoren aus. Dies muss Nieder-
schlag auch in der Politik der EU finden.
Unsere heute wichtigsten industriellen Leit-
branchen – Automobilbau, Chemie, Ener-
giewirtschaft, Elektrotechnik und Maschi-
nenbau – sind auf dem Weltmarkt hoch
wettbewerbsfähig. Das muss so bleiben.
Diese Branchen, wie unsere Wirtschaft
überhaupt, profitieren von günstigen Stand-
ortbedingungen, von hochrangiger For-
schung und Entwicklung, von qualifizierten
Mitarbeitern, auch von unserer flexiblen
mittelständischen Struktur in Gewerbe und
Handwerk.
Wir wollen Deutschland zu einem attrakti-
ven Standort für Entwicklung und Anwen-
dung von Zukunftstechnologien und wis-
sensbasierten Dienstleistungen ausbauen.
Wir wollen als führende Handelsnation
auch die weltweiten Märkte der Zukunft mit
hochwertigen Produkten beliefern. Hier lie-
gen Wachstumspotentiale für die Zukunft.

20



Damit leistet Deutschland seinen Beitrag
zum gemeinsamen Ziel, die EU bis 2010
zum wettbewerbsfähigsten und dynamischs-
ten Wirtschaftsraum der Welt zu machen.

• Mittelstand stärken

Mittelstand und Handwerk sind das Herz
unserer Wirtschaft. Sie sind Motor für
Investitionen, Wachstum und Beschäfti-
gung. Wir unterstützen sie. 
Und wir verbessern die Rahmenbedingun-
gen für Existenzgründungen und stärken so
die Kultur der Selbständigkeit. Wir brau-
chen in Deutschland mehr mittelständische
Unternehmen und mehr Selbständige über-
haupt.
Für kleine und mittlere Unternehmen ist
eine ausreichende Kreditversorgung ent-
scheidend. Auch die Möglichkeit, Unter-
nehmensentwicklungen über Kapitalbeteili-
gungen zu finanzieren. 
– Wir konzentrieren die Förderinstrumen-

te der Bundesregierung. Deshalb werden
wir eine Mittelstandsbank des Bundes
aufbauen.
Diese wird die Förderprogramme des
Bundes für Unternehmen mit geringer
Technologieausprägung im gleichen
Maße wie für innovative Technologie-
unternehmen konzentrieren und intensi-
vieren. Diese Bank wird neue Wege in
der Kundenberatung beschreiten und
Voraussetzungen schaffen, dass die Ei-
genkapitalbildung im Mittelstand ver-
bessert werden kann.

– Wir wollen, dass die Bereitstellung von
Investitionskapital nicht durch erhöhte
Ansprüche der Risikoabdeckung (Basel
II) erschwert wird.

– Existenzgründer bedürfen der gezielten
individuellen Beratung zur Minimierung
des Verwaltungsaufwandes gerade in der
Startphase eines Unternehmens. Dazu
müssen Regulierungsvorschriften redu-
ziert und unnötige Bürokratie abgebaut
werden.

– Risikokapital ist eine wichtige Finanzie-
rungsquelle für innovative Unterneh-
mensgründer. Gerade vor dem Hinter-
grund der Eigenkapitalschwäche vieler
kleinerer Unternehmen muss die Versor-

gung mit Risikokapital sichergestellt,
weiter verbessert und der Zugang dazu
erleichtert werden.

– Zur Förderung haushaltsnaher Dienstleis-
tungen werden wir die Attraktivität der
Dienstleistungsagenturen steigern.

Zusätzliche Kosten und Bürokratie hemmen
wirtschaftliche Dynamik und behindern
Existenzgründer. Wir werden
– bei den Beiträgen für die Industrie- und

Handelskammern sowie bei denen der
Handwerkskammern eine angemessene
Bagatellgrenze vorsehen, um kleine
Unternehmen zu entlasten,

– regeln, dass junge Existenzgründer in
den ersten vier Jahren von den Beitrags-
zahlungen ausgenommen werden. 

Der Generationenwechsel in den mittelstän-
dischen Unternehmen und im Handwerk ist
im Fluss. Wir verstärken die bereits einge-
leiteten Unterstützungsmaßnahmen für Alt-
eigentümer und für potentielle Übernehmer
von Betrieben. Wir tun das gemeinsam mit
den Verbänden.
Eine schlechte Zahlungsmoral gefährdet
wirtschaftliche Selbständigkeit. Die Wirk-
samkeit des Gesetzes zur Beschleunigung
fälliger Zahlungen muss erhöht werden.
Selbständige dürfen nicht durch Zahlungs-
verzug in finanzielle Schwierigkeiten ge-
bracht werden. 

• Wissen und Können aktivieren

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
sind prädestiniert für die Entwicklung und
Markteinführung neuer Produkte. Dabei
sind Fühlungsnähe zu Hochschulen und
Technologiezentren hilfreich. 
Deutschland muss sein Wissen und seine in-
novativen Ideen besser nutzen. Patente müs-
sen zur Wertschöpfung gebracht werden,
Ideen zu Arbeit. Möglichst im eigenen
Land. 
Wir organisieren und unterstützen die Idee
einer KMU-Börse für Innovationen. Sie soll
Wissen, Produkte, Finanzierung und Marke-
ting zusammen und zum Erfolg führen. Sie
soll Leitfunktion haben, im Zusammenwir-
ken mit unterschiedlichen Einrichtungen
vor Ort und in den Regionen und in den
Ländern. 
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• Qualität der Arbeit

Qualität der Arbeit umfasst viele Aspekte
von der Arbeitszeitgestaltung bis zum Ar-
beitsschutz. Der Erhalt der Gesundheit der
Arbeitnehmer ist die grundlegende Voraus-
setzung für deren Beschäftigungsfähigkeit.
Wir werden ein Dialogverfahren organisie-
ren, in dem  sich Spitzenverbände von Wirt-
schaft und Arbeitnehmern, Arbeitsschützer
und die Unfallversicherungsträger auf ge-
meinsame Ziele und Konzepte zur weiteren
Minimierung der gesundheitlichen Risiken
und zur Verbesserung der betrieblichen Or-
ganisation und Abläufe verständigen.
Zur Gestaltung der Welt von morgen gehört
auch, dass wir Teilhabe und Selbstbestim-
mung von Menschen mit Behinderungen
weiter sichern und unsere konsequente und
erfolgreiche Behindertenpolitik auf der von
uns seit 1998 geschaffenen Grundlage
Schritt für Schritt fortsetzen.

3. Solide Finanzen und gerechte Steuern

Wir haben den Weg in den Schuldenstaat
gestoppt und die Politik der Haushaltskon-
solidierung zu unserem Markenzeichen ge-
macht.
Sparen ist für uns kein Selbstzweck. Eine
solide Finanzpolitik bildet vielmehr die
Grundlage für mehr Wachstum und Be-
schäftigung. Sie ist Garant für Preisstabilität
und damit auch für eine gesamtwirtschaft-
lich ausgerichtete Geldpolitik der Europäi-
schen Zentralbank. 
Sie verbindet soziale Gerechtigkeit mit
wirtschaftlicher Vernunft. Sie schafft Ge-
staltungsspielräume für Investitionen in
wichtigen Zukunftsfeldern und verbessert
die Lebenschancen künftiger Generationen. 
Die jährliche Neuverschuldung des Bundes
haben wir kontinuierlich zurückgeführt. Wir
werden diesen Weg konsequent weiterge-
hen. Unser Ziel bleibt, 2006 einen ausgegli-
chenen Bundeshaushalt vorzulegen. Des-
halb machen wir auch in Zukunft keine un-
bezahlbaren Versprechen.
Neben der Fortsetzung der quantitativen
Konsolidierung wollen wir in den kommen-
den Jahren eine qualitative Konsolidierung
einleiten:

– Zukunftsinitiativen stärken und neue
Prioritäten setzen,

– soziale Leistungen zielgenau einsetzen,
– Subventionen abbauen und auf zukünfti-

ge Wachstumsfelder umschichten sowie
– Bürokratie abbauen und den öffent-

lichen Dienst modernisieren. 
Trotz kontinuierlicher Rückführung der
Neuverschuldung haben wir in den letzten
Jahren die Investitionen in Zukunftsberei-
chen neu ausgerichtet und deutlich erhöht:
– verkehrlicher Infrastrukturausbau mit

Priorität in Ostdeutschland
– Forschung und Innovation 
– Stadtumbau.
Mit der Fortführung des Zukunftsinvesti-
tionsprogramms bis einschließlich 2007 set-
zen wir wichtige Signale für die langfristige
Umsetzung wichtiger Projekte, besonders
im Bereich Verkehr, Forschung und Innova-
tion. Die klare Finanzierungsperspektive
schafft Planungssicherheit und löst zusätzli-
che Impulse für mehr Investitionen aus.
Damit legen wir die Grundlage für Wachs-
tumsimpulse in wichtigen Zukunftsfeldern
für die kommenden Jahre. 
Wir erreichen einen höheren Wachstums-
pfad dauerhaft nur dann für ganz Deutsch-
land, wenn wir die Wachstumskräfte in Ost-
deutschland stärken. Dazu haben wir klare
programmatische Ziele formuliert und kon-
krete Maßnahmen eingeleitet oder in Pla-
nung.

• Steuerreform 2003 und 2005

Mit der Steuerreform haben wir die größte
Steuersenkung in der Geschichte der
Bundesrepublik auf den Weg gebracht. Wir
entlasten vor allem Arbeitnehmer, Familien
und die mittelständische Wirtschaft. Damit
sind die Rahmenbedingungen mittelfristig
bis 2005 festgelegt. Wir schaffen Planungs-
sicherheit für Unternehmen und private
Haushalte.
Die Kapitalgesellschaften in Deutschland
haben endlich ein auch international kon-
kurrenzfähiges Steuersystem erhalten. Da-
mit haben wir europaweit eine Spitzenposi-
tion erreicht. Wir haben es geschafft, dass
sich die ausländischen Direktinvestitionen
seit 1998 verzehnfacht haben.
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2003 und 2005 werden weitere Entlastungs-
stufen bei der Einkommensteuer in Kraft
treten:
– Der Grundfreibetrag wird von 7.158 €

(14.000 DM) auf 7.664 € (rd. 15.000
DM) im Jahre 2005 angehoben. Der
Eingangssteuersatz wird von 25,9 %
(1998) auf 15 % gesenkt. Damit entlas-
ten wir Familien mit zwei Kindern bis
2005 um 2.448 € (4.788 DM).

– Alle anderen Einkommensstufen werden
in gleicher Weise entlastet. Bis hin zum
Spitzensteuersatz (von 53 % auf 42 %). 

Mit diesen Steuersätzen haben wir in
Deutschland ein Niveau erreicht, das im eu-
ropäischen und internationalen Vergleich at-
traktiv ist.
Wenn sich im Zuge einer erfolgreichen
Konsolidierungspolitik künftig neue Entlas-
tungsspielräume ergeben, werden wir diese
für eine Stärkung der Investitionen, weitere
steuerliche Entlastungen und den Abbau der
Staatsschulden nutzen. 
Das Prinzip der ökologischen Steuerreform
ist und bleibt richtig. Die Lohnnebenkosten
(Rentenversicherung) werden verringert,
Energieverbrauch und Umweltbelastung ge-
drosselt. Die letzte Stufe der ökologischen
Steuerreform wird zum 1.1.2003 in Kraft
treten. Danach wird es keine weitere Anhe-
bung geben. Wir werden auf die Beibehal-
tung von Ausnahmetatbeständen für ener-
gieintensive Unternehmen hinwirken.

• Steuergerechtigkeit und -ehrlichkeit

Der Staat muss sicherstellen, dass jeder ei-
nen seiner Leistungsfähigkeit entsprechen-
den Beitrag im Rahmen einer gerechten und
sinnvollen Besteuerung des Einkommens
aus Arbeit und Vermögen leistet. 
Die Ungleichheit in der Verteilung der Ein-
kommens- und Lebenschancen bleibt aber
nach wie vor eine große Herausforderung.
Wir haben bereits 1999 viele Ausnahmere-
gelungen und Steuervergünstigungen, die
vor allem die Bezieher von Spitzeneinkom-
men ungerechtfertigt begünstigt haben, ge-
strichen und eingeschränkt. Mit dem da-
durch gewonnenen zusätzlichen Steuerauf-
kommen werden die von uns verwirklichten
Steuersenkungen für alle mitfinanziert. Es

hat sich gezeigt: Mehr Steuergerechtigkeit
ist auch ökonomisch die bessere Alterna-
tive.
Mit dem Gesetz zur steuerlichen Förderung
von Stiftungen haben wir Anreize für eine
Stiftungskultur in Deutschland gegeben.
Damit haben wir ein Instrument geschaffen,
mit dem große Einkommen und Vermögen
freiwillig einen sinnvollen Beitrag zur Si-
cherung der Zukunftsfähigkeit unserer Ge-
sellschaft leisten können. 
Die Besteuerung von Kapitalerträgen muss
europaweit vereinheitlicht und unfairer
Steuerwettbewerb wirksam unterbunden
werden. Dafür setzen wir uns ein. Das ge-
bietet die soziale Gerechtigkeit genauso wie
das Prinzip des fairen Wettbewerbs.
Mit der Bekämpfung von Steuerhinterzie-
hung, illegaler Beschäftigung, Steuerflucht
und internationalem Steuerdumping leisten
wir auch künftig einen wesentlichen Beitrag
zur Herstellung von mehr Steuergerechtig-
keit. Betrug am Finanzamt ist kriminell und
kein Kavaliersdelikt.

4. Arbeitsmarkt

Zentrales Ziel der Beschäftigungs- und Ar-
beitsmarktpolitik ist die Vollbeschäftigung.
Dieses Ziel ist schrittweise erreichbar. Wir
tun alles, was dazu im eigenen Land und in
Europa getan werden kann.
Die zeitgemäße Ausgestaltung der Arbeits-
marktpolitik ist dabei ein wichtiges Instru-
ment.
Arbeitsmarktpolitik trägt dazu bei, Angebot
und Nachfrage am Arbeitsmarkt besser auf-
einander abzustimmen. Und sie kann
Brücken in den ersten Arbeitsmarkt bauen.
Unser Kompass hierbei: die soziale Balance
zwischen wirtschaftlichen Notwendigkeiten
und den Sicherheitsbedürfnissen der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer.
Neben den Arbeitslosen müssen auch die so
genannten „Stillen Reserven“ unseres Ar-
beitsmarktes vermittelt werden, bevor offe-
ne Stellen durch Zuwanderung besetzt wer-
den:
– Die Erwerbsquote bei Frauen steigt in

Deutschland – auch durch die Erfolge
unserer Politik, sie ist aber noch zu nied-
rig. Die bessere Vereinbarkeit von Fami-
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lie und Beruf kann zu einer höheren
Frauenerwerbstätigkeit beitragen.

– Aus der Generation der 55-Jährigen und
Älteren stehen nur 39 % aktiv im Er-
werbsleben. Das tatsächliche Rentenein-
trittsalter muss mittelfristig über die
heute durchschnittlich gut 59 Jahre wie-
der in Richtung der gesetzlichen Alters-
grenze verändert werden. Die Erfahrun-
gen und das Können dieser Generation
sind unverzichtbar.

• Die Weichen sind gestellt

Wir sorgen für die, die auf dem Arbeitsmarkt
nur schwer Fuß fassen können. Wir bekämp-
fen erfolgreich die Arbeitslosigkeit bei
Schwerbehinderten – 50.000 neue Jobs bis
Herbst 2002 – und bei Langzeitarbeitslosen.
Wir haben mit dem Jugendsofortprogramm
„JUMP“ schon über 400.000 jungen Men-
schen eine berufliche Chance geschaffen. 
Das seit dem 1. 1. 2002 gültige Job-AQTIV-
Gesetz ist eine strukturelle Neuerung. Es
setzt auf Prävention und auf zielgerichtete
Vermittlung. Vor dem Hintergrund von 1,2
Mio. offenen Stellen ist eine breit angelegte
nachhaltige Vermittlungsoffensive als be-
schäftigungspolitischer Impulsgeber gefor-
dert.
Das Gesetz muss nun konsequent angewen-
det werden: Vermittlung muss möglichst be-
ginnen, bevor Arbeitslosigkeit eingetreten
ist. Das kann weiterführende Qualifizierung
erfordern. Und es muss zwischen Arbeit-
nehmer und Bundesanstalt für Arbeit früh
eine Vereinbarung zur Wiedereingliederung
getroffen werden, die für beide Seiten ver-
bindlich ist. 
Auch niedrig entlohnte Beschäftigung muss
für Arbeitnehmer attraktiv sein. Das „Main-
zer Modell“ trägt wesentlich dazu bei, wenn
es überall aktiv genutzt wird. Nach einer Er-
probungsphase werden bundesweit über So-
zialversicherungszuschuss und Kindergeld-
zuschlag Anreize zur Arbeitsaufnahme im
Einkommensbereich von 325 bis 800 € ge-
geben. 

• Die nächsten Schritte

Weitere Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt
sind erforderlich:

Vor dem Hintergrund eines beklagten Fach-
kräftemangels in verschiedenen Arbeits-
segmenten ist eine breit angelegte nachhal-
tige Offensive „Arbeit und Qualifizierung“
als beschäftigungspolitischer Impuls gefor-
dert.
Qualifikation ist der beste Schutz vor Ar-
beitslosigkeit. Erforderlich ist ein breiter
Mix von Weiterbildungsangeboten aller
Qualifikationsstufen und Berufsbilder mit
jeweils klarer Zukunfts- und Marktorientie-
rung. In diesem Sinn ist auch die Weiterbil-
dungslandschaft in Deutschland neu zu
strukturieren. Die Qualifizierungsoffensive
soll insbesondere Klein- und Mittelbetrie-
ben und den dortigen Beschäftigten zugute
kommen.  Eine erfolgreiche Umsetzung der
Qualifizierungsoffensive muss durch attrak-
tive Leistungsanreize an die Beteiligten
unterstützt werden.
Die Verzahnung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe für Arbeitslose ermöglicht kon-
zentrierte Bemühungen im Interesse der
Langzeitarbeitslosen für eine bessere,
schnellere Vermittlung in Beschäftigung.
Wir bekennen uns zur besonderen Verant-
wortung gegenüber den Schwächeren in un-
serer Gesellschaft. Deswegen wollen wir im
Rahmen der Reform der Arbeitslosen- und
Sozialhilfe keine Absenkung der zukünfti-
gen Leistungen auf Sozialhilfeniveau. Die
finanziellen Auswirkungen für die Kosten-
träger werden in der Gemeindefinanzreform
zu berücksichtigen sein.
Das klassische Regel-Arbeitsverhältnis wird
auch künftig dominieren. Es wird jedoch
zunehmend ergänzt durch andere Beschäfti-
gungsformen wie z. B. befristete Arbeits-
verhältnisse, Teilzeitarbeit, Werkverträge,
Zeitarbeit, Telearbeit oder Jobrotation. Wir
wollen diese flexiblen Ergänzungen zum
Regelarbeitsverhältnis gestalten und dabei
soziale Sicherheit gewährleisten. 
Alle Arbeitsverhältnisse müssen klar nor-
miert, sozial abgesichert und existenzsi-
chernd sein. Flexibilität darf nicht zulasten
sozialer Sicherheit gehen.
Der offizielle Arbeitsmarkt für einfache,
personenbezogene Dienstleitungen liegt
brach. Wir wollen die Beschäftigungspoten-
tiale dieses Sektors stärker erschließen. Ar-
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beit muss sich mehr lohnen als der Bezug
sozialer Leistungen.
Die Zahl der regelmäßigen Überstunden ist
zu hoch. Das ist volkswirtschaftlich unver-
nünftig und sozialpolitisch inakzeptabel.
Vorrangig die Tarifparteien müssen sich um
klare Vereinbarungen zu ihrer sinnvollen
Begrenzung bemühen.
Wir brauchen intelligente Arbeitszeitmodel-
le, die Beschäftigung sichern und neue Ar-
beitsplätze schaffen. Neue Formen der Ar-
beitsorganisation und der Arbeitszeiten bie-
ten große Chancen für den Einzelnen und
eine bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. 
Einer modernen und flexiblen Arbeitszeit-
politik kommt eine entscheidende Rolle bei
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu. In
der Nutzung flexibler Arbeitszeitgestaltung
liegt ein großes Beschäftigungspotential,
das durch die Förderung qualifizierter Teil-
zeit- und tarifvertraglich vereinbarter Ar-
beitszeitmodelle stärker erschlossen werden
muss.
Wir wollen eine flexiblere Verteilung der
Lebensarbeitszeit in Form von Arbeitszeit-
konten. Schwankungen im Erwerbsverlauf
sind so besser auszugleichen. Dazu ist
– die Absicherung von Zeitguthaben im

Konkursfall,
– die arbeitsrechtliche Regelung von

Langfrist-Arbeitszeitkonten,
– die Möglichkeit des Ansparens von Ar-

beitszeit für Qualifizierung,
– die Ausgestaltung von Langfrist-Ar-

beitszeitkonten und 
– der Abbau von Überstunden
notwendig.

• Reform der Bundesanstalt
für Arbeit

Die Bundesanstalt für Arbeit und insbeson-
dere die Arbeitsvermittlung werden grund-
legend reformiert und modernisiert. Die
Bundesanstalt behält primär die Aufgabe,
Arbeitslosigkeit verhindern zu helfen und –
wo sie eintritt – sie schnellstmöglich zu be-
heben. Aufbau und Arbeitsweise der
Bundesanstalt müssen ausgerichtet sein auf
die Veränderungen am Arbeitsmarkt und in
der Arbeitsmarktpolitik. 

Die Bundesregierung hat die Kommission
„Moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“ (Hartz-Kommission) eingesetzt. Sie
hat den Auftrag, bis Sommer 2002 kon-
krete Vorschläge zur Umgestaltung und
zur künftigen Arbeitsweise der BA vorzule-
gen.

5. Rechte der Arbeitnehmer

Eine verlässliche soziale Sicherung und ver-
briefte Mitwirkungsrechte für Arbeitnehmer
haben in der Vergangenheit wesentlich zur
wirtschaftlichen und sozialen Stabilität
Deutschlands beigetragen. Wir setzen auch
für die Zukunft auf soziale Sicherheit, Teil-
habe und Mitbestimmung. Sie gehören zum
erfolgreichen europäischen Sozialstaatsmo-
dell.
Wir haben deshalb zu Beginn unserer Re-
gierungszeit den sozialen Frieden wieder-
hergestellt:
– Der Kündigungsschutz gilt auch wieder

in kleineren Betrieben mit mehr als fünf
Beschäftigten.

– Die volle Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall gilt wieder.

– Es gibt wieder Schlechtwettergeld.
– Das Entsendegesetz gilt unbefristet.
Wir haben den Missbrauch der geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisse und der
Scheinselbständigkeit zurückgeführt. Mit
der Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes wurde die betriebliche Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer gestärkt und mo-
dernisiert.
Teilhabe am Sagen und Haben bleibt wich-
tig. Das gilt auch für den Bereich des Perso-
nalvertretungsrechts. Auch unter den Bedin-
gungen zunehmender  Globalisierung sind
informierte und mit Rechten ausgestattete
Arbeitnehmer Garanten für wirtschaftliche
Leistungsfähigkeit und Erfolg. Im Gegen-
satz dazu gefährden Sozialdumping und der
Abbau von Arbeitnehmerrechten nicht nur
den sozialen Frieden, sondern auch die
internationale Wettbewerbsfähigkeit.
Die Tarifautonomie und der Flächentarif-
vertrag haben sich bewährt. Sie haben
starke und gut organisierte Sozialpartner
zur Voraussetzung, deren Chancengleich-
heit insbesondere in Tarifauseinanderset-
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zungen gesichert sein muss. Sie ermög-
lichen bei Bedarf flexible Lösungen, die
auf regionale und branchenspezifische Be-
dürfnisse und auf Beschäftigungssicherung
ausgerichtet sind. Sie können gezielt und
verstärkt auch betriebliche Aspekte berück-
sichtigen.
Notwendige Reformen werden wir auch
weiterhin im Bündnis für Arbeit, Ausbil-
dung und Wettbewerbsfähigkeit mit den So-
zialpartnern abstimmen. Das Bündnis hat
erfolgreich gearbeitet und wichtige Refor-
men gestützt sowie Beschäftigung gesi-
chert. 
Wir werden das Bündnis fortsetzen und ver-
bindliche Absprachen mit den Sozialpart-
nern anstreben. Dazu sind effizientere
Strukturen im Bündnis erforderlich. Eine
zentrale Aufgabe des Bündnisses wird es
sein, Wege zum Abbau von bezahlter Mehr-
arbeit und zur Verbesserung der Angebote
von Teilzeitarbeit und familienfreundlichen
Arbeitszeiten aufzuzeigen.
Die europäischen Betriebsräte haben sich
als ein ganz wesentliches Element bei der
sozialen Gestaltung der Europäischen
Union erwiesen. Ihre Rechte sind allerdings
oft zu eng gefasst. Deshalb müssen die eu-
ropäische Richtlinie und das deutsche Um-
setzungsgesetz weiterentwickelt werden.
Dies gilt  insbesondere für die Verbesserung
der Arbeitsbedingungen der europäischen
Betriebsräte (z.B. durch einen gesetzlichen
Schulungsanspruch und ein Teilnahmerecht
von Gewerkschaftsvertretern an Sitzungen),
die Weiterentwicklung der Informations-,
Beratungs- und Mitwirkungsrechte sowie
ihre wirksamere Durchsetzung.

6. Bildung und Qualifizierung

Bildung entscheidet über unsere Zukunft.
Der rasche Wissenszuwachs, die weltweite
Verfügbarkeit von Wissen durch die neuen
Kommunikationsmöglichkeiten, die Inter-
nationalisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft stellen uns alle vor neue Herausfor-
derungen. 
Sozialer Zusammenhalt in der Gesellschaft
ist nur möglich, wenn alle Menschen über
Bildung einen Zugang zu Arbeit und zum
gesellschaftlichen Leben haben. Eine gute

Bildungspolitik ermöglicht Chancen für
alle, unabhängig von ihrer Herkunft. Sie ist
Voraussetzung, um im weltweiten Wettbe-
werb um Wachstums- und Beschäftigungs-
chancen erfolgreich zu sein. Deshalb müs-
sen wir alle Bildungspotentiale ausschöp-
fen. Bildung ist die soziale Frage des
21. Jahrhunderts.
Deutschlands Bildungsinstitutionen waren
lange vorbildlich und sind immer noch leis-
tungsfähig. Aber das heutige Niveau ist ins-
gesamt nicht befriedigend. Daran muss ge-
arbeitet werden.
Unsere Bildungspolitik orientiert sich an
klaren Prinzipien:
– Der Zugang zu den Bildungswegen be-

misst sich allein an Fähigkeiten und der
Leistung, nicht aber an der sozialen Her-
kunft.

– Begabtenförderung und Benachteilig-
tenförderung bedingen sich gegenseitig.
Unser Bildungssystem muss fördern und
fordern.

– Bildung ist mehr als reine Wissensvermitt-
lung, sie umfasst die Vermittlung von
Werten und Regeln und hat einen Erzie-
hungsauftrag.

– Die Bildungsinstitutionen müssen durch-
lässig sein, so dass ein Wechsel zwi-
schen den Schulformen und Bildungs-
wegen möglich ist.

– Das Bildungssystem hat eine entscheiden-
de Funktion für die soziale Integration
unserer Gesellschaft zu leisten.

– Die Bildungseinrichtungen sollen so
weiterentwickelt werden, dass sie
höchste Qualität sicherstellen.

Die Bundesregierung hat seit 1998 kontinu-
ierlich die Investitionen in Bildung erhöht.
Diese Priorität bleibt. Notwendig sind in
Zukunft aber auch privates Kapital und ge-
meinsame öffentlich-private Initiativen.
Neue Möglichkeiten der Bildungsfinanzie-
rung etwa durch Sponsoring oder durch
Stiftungen werden wir nutzen. Dabei darf es
zu keiner neuen Ungleichheit von Schulen
kommen, wegen der Lage oder des Einzugs-
gebiets. Um das zu sichern, wird es neue
Möglichkeiten der Bildungsfinanzierung
nur mit einem solidarischen Ausgleichssys-
tem geben.
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Geld allein wird nicht genügen, um das Bil-
dungssystem der Zukunft zu gestalten.
Schulen und die Lehrer müssen wieder
mehr Wertschätzung erfahren. Die Schüle-
rinnen und Schüler brauchen Vorbilder, an
denen sie klare Wertorientierungen und das
Einhalten von Regeln lernen können. Schu-
len sind Orte der Erziehung. Sie ergänzen
die Erziehung in den Familien, aber sie er-
setzen sie nicht. Nur eine Schule, die for-
dert, kann auch fördern. Dass viele Jugend-
liche ohne Schulabschluss bleiben, können
wir nicht länger hinnehmen. Wir werden
auch darauf hinwirken, dass sich die Zahl
der mittleren und höheren Schulabschlüsse
erhöht. 
Es ist für die Zukunft des deutschen Bil-
dungssystems unverzichtbar, dass alle poli-
tisch Verantwortlichen zusammenarbeiten.
Eine neue Form der Zusammenarbeit hat
das Forum Bildung gezeigt. Dessen Emp-
fehlungen müssen nun zügig umgesetzt
werden. 
PISA hat gezeigt: Auch in Deutschland
brauchen wir eine regelmäßige Bestands-
aufnahme unseres Bildungssystems. Eine
kontinuierliche Bildungsberichterstattung
unter Beteiligung der Länder, wäre ein Mei-
lenstein auf dem Weg zu mehr Qualität in
der Bildung.

• Von Anfang an

Wir wollen, dass die Kinder schon in den
Kindergärten spielerisch das Lernen lernen
können. Frühe Bildungsschritte setzen den
Grundstein für die weiteren Bildungswege.
Die Erzieherinnen und Erzieher in den Kin-
dergärten müssen ausgebildet sein, diesen
frühen Bildungsprozess zu begleiten.
Schon im Kindergarten werden die entschei-
denden Weichen für die Chancengleichheit
auf dem späteren Bildungsweg gestellt und
die Fähigkeit zum „lebenslangen Lernen“
angelegt. Benachteiligte Kinder, die oftmals
aus Migrantenfamilien stammen, brauchen
gezielte Hilfen, insbesondere beim Erlernen
der deutschen Sprache.
Die Grundschulen leisten einen entschei-
denden Beitrag für die Lernbereitschaft und
Lernfähigkeit der Kinder. Sie sollen auch
erste Schritte im Erlernen des Umgangs mit

neuen Medien erproben. Auch der erste Zu-
gang zu einer Fremdsprache und zu natur-
wissenschaftlichem Wissen muss in der
Grundschule möglich sein. Es ist sicherzu-
stellen, dass die Kinder sowohl beim Um-
zug in eine andere Region als auch auf den
weiterführenden Schulen die Fremdsprache
weiterführen können.
Die Durchlässigkeit des Ausbildungssys-
tems muss erhöht werden. Dies schafft mehr
Motivation, bessere Leistungen und Ge-
rechtigkeit im Schulsystem. Die PISA-Stu-
die zeigt, dass höhere soziale Integration an
Schulen zu besseren Leistungen führt. Es ist
die Aufgabe der Schule, Begabungen mög-
lichst umfassend zu fördern und die Lei-
stungsbereitschaft sowie die sozialen Kom-
petenzen der Kinder und Jugendlichen zu
stärken. 
Deutsch muss als Arbeitssprache im ersten
Schuljahr für alle Migrantenkinder möglich
sein.

• Mehr Ganztagsschulen

Wir brauchen in der Bildungspolitik bei
Wahrung der föderalen Zuständigkeiten
eine nationale Antwort und eine gemeinsa-
me Kraftanstrengung! Für uns  sind Zustän-
digkeiten kein Vorwand für Untätigkeit! 
Wir werden deshalb ein bundesweites Pro-
gramm „Zukunft Bildung und Betreuung“
mit einem Finanzvolumen von 4 Milliarden
€ auflegen, 1 Milliarde € pro Jahr. Damit
unterstützen wir die Anstrengungen der
Länder und Kommunen, um die Betreu-
ungs- und Bildungsangebote auszubauen
und zu verbessern. 
Durch das Programm kann es bis zum Jahr
2007 in Deutschland 10.000 zusätzliche
Ganztagsschulen geben. 
Ganztagsschulen sind ein Schlüssel für eine
bessere Bildung unserer Kinder und Ju-
gendlichen. Lernen braucht Zeit und Kinder
brauchen mehr individuelle Förderung.
Ganztagsschulen unterstützen auch die El-
tern bei ihrem Wunsch, Beruf und Familie
besser vereinbaren zu können.

• Autonomie der Schulen

Schulen brauchen eine größere Autonomie,
auch in der Personalrekrutierung. Sie sollen
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mehr Eigenverantwortung übernehmen in
der Gestaltung ihres spezifischen Profils.
Dies setzt die Bereitschaft zur Rechen-
schaftslegung voraus. Die Gestaltung des
Schullebens sollte in enger Abstimmung mit
allen Beteiligten, insbesondere unter Einbe-
ziehung der Schülerinnen und Schüler erfol-
gen. Eltern, Vereine und Unternehmen wol-
len wir ermutigen, sich stärker in den Bil-
dungseinrichtungen zu engagieren. 
Die Lehreraus- und -weiterbildung soll re-
formiert werden, damit sie den gestiegenen
Anforderungen Rechnung trägt. Lehrerin-
nen und Lehrer sollen verpflichtet sein, ei-
nen Teil ihrer unterrichtsfreien Zeit zur
Fortbildung – auch in Unternehmen – zu
nutzen.

• Ausbildungschancen

Die primäre Verantwortung für ausreichen-
de und qualifizierte Ausbildungsplätze liegt
bei den ausbildungsfähigen Betrieben.
Nicht alle werden dieser Aufgabe gerecht.
Aber die Ausbildungssituation hat sich ver-
bessert.
In Deutschland gibt es wieder mehr Ausbil-
dungsstellen als Bewerber. Alle Jugend-
lichen können eine Lehrstelle bekommen.
Dennoch gibt es immer noch große regiona-
le Unterschiede. Insbesondere in den neuen
Bundesländern ist das Verhältnis zwischen
Ausbildungsstellen und Ausbildungsstellen-
suchenden im dualen System weiterhin un-
befriedigend. 
Deshalb sorgen wir dafür, dass regionale Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote für die
Betriebe und Jugendlichen geschaffen wer-
den. Betriebliche Ausbildungsverbünde sol-
len diese Bemühungen verstärken. In Netz-
werken wollen wir Ausbildungsplätze in den
besonders innovativen Bereichen fördern.
Um die beruflichen Anforderungen frühzei-
tig erkennen zu können, bauen wir effizien-
te Prognoseinstrumente zur Früherkennung
der Qualifikationserfordernisse von morgen
auf. Die Verbesserung der Berufsorientie-
rung von Jugendlichen durch die Zu-
sammenarbeit von Schulen und Betrieben
soll gefördert werden. Die Berufsberatung
muss zu einem festen Bestandteil des Unter-
richtes an allen Schulen werden. 

Wir wollen künftig mehr Durchlässigkeit
zwischen den verschiedenen Bildungs-
wegen. Hochschulen sollen bei Wahrung
der qualitativen Standards für die Absolven-
tinnen und Absolventen der dualen Ausbil-
dung offen stehen. Dazu wird die berufliche
Aufstiegsfortbildung weiter entwickelt und
verstärkt. 
Den eingeschlagenen Weg, die Berufsschu-
len besser auszustatten, neue Berufsbilder
schneller zu entwickeln und die Ausbil-
dungskonzepte flexibler zu gestalten, setzen
wir fort.
Auch lernschwache Jugendliche müssen
eine Chance im Berufsleben haben. Teilzer-
tifikate auf dem Weg zu einer vollen Berufs-
ausbildung können dabei helfen. Maßnah-
men zur gezielten Förderung ausländischer
Jugendlicher sollen verstärkt werden, damit
eine bessere Integration in die Gesellschaft
gelingen kann.

• Mehr akademische Abschlüsse

Deutschland braucht mehr und noch besser
ausgebildete Fachkräfte mit akademischen
Abschlüssen. Wir wollen die Zahl der Stu-
dienanfänger von heute 28 % auf das
OECD-Niveau von etwa 40 % steigern. 
Deshalb muss der Zugang zu unseren Hoch-
schulen offen und in ganz Deutschland
muss Studiengebührenfreiheit bis zum ers-
ten berufsqualifizierenden Abschluss und
für das Studium in einem konsekutiven Stu-
diengang, der zu einem weiteren berufsqua-
lifizierenden Abschluss führt, bestehen blei-
ben. Mit der BAföG-Reform haben wir wie-
der mehr Studierenden aus finanzschwa-
chen Familien den Hochschulzugang er-
möglicht. Heute helfen wir rund 80.000
jungen Menschen zusätzlich, ihr Hoch-
schulstudium ohne finanzielle Sorgen zu ab-
solvieren.
Durch ein flächendeckendes Angebot von
Bachelor- und Master-Abschlüssen werden
die Studienzeiten gesenkt. Die konsequente
Einführung von Juniorprofessuren wird
Nachwuchswissenschaftler frühzeitig an ei-
genständige Forschungsprojekte heranfüh-
ren und andererseits das Durchschnittsalter
der Erstberufung absenken.
Die Nutzung der neuen Medien wird für die
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Hochschulen immer wichtiger werden.
Internetgestützte virtuelle Hochschulen
werden wir exemplarisch ausbauen. 

• Wichtige Säule Weiterbildung

Lebensbegleitendes Lernen muss zu einem
Grundprinzip der Bildungspolitik werden.
Berufsbezogene Weiterbildung wird heute
vor allem von denen genutzt, die schon vor-
her über eine überdurchschnittliche Ausbil-
dung verfügten. Die Strukturen der Weiter-
bildung müssen offener und transparenter
und die Teilnahme an Weiterbildung zur
Selbstverständlichkeit werden.

Berufliche Meisterschaft

Wir haben das Meister-BAföG deutlich ver-
bessert und damit eine wichtige Grundlage
für bessere Weiterbildungsmöglichkeiten im
Bereich der beruflichen Bildung gelegt. Die
dadurch erlangten Qualifikationen können
für eine Existenzgründung in einem eigenen
Betrieb oder auch für die Fortsetzung des
Bildungsweges an Fachhochschulen oder
Hochschulen genutzt werden.

• Stiftung Bildungstest

Zur Sicherung der Qualität von Weiterbil-
dungsangeboten wird eine Stiftung Bil-
dungstest auf Bundesebene aufgebaut, die
die Weiterbildungsangebote prüft. So ist es
möglich, einen produktiven Wettbewerb un-
ter den Weiterbildungsanbietern zu errei-
chen und Transparenz für die Kunden von
Weiterbildung zu schaffen. 
Wir werden den Aufbau regionaler Bil-
dungslandschaften fördern, die zu einer Zu-
sammenarbeit von Schulen, Hochschulen,
Betrieben und anderen Trägern der Bil-
dungsarbeit führt. Dadurch können die Bil-
dungswege besser aufeinander abgestimmt
und Zugänge erleichtert werden.
Volkshochschulen und andere Institutionen
der Erwachsenenbildung werden eine wich-
tige Rolle in der Weiterbildung behalten.

7. Forschung, Innovation, Nachhaltigkeit

Deutschland ist in den letzten Jahren wieder
zu einem der attraktivsten Innovationsstand-
orte der Welt geworden und knüpft an seine
einstige Spitzenposition an. 

Heute haben wir die höchste Dichte an in-
novativen Unternehmen in Europa. In
Deutschland werden doppelt so viele Paten-
te wie im europäischen Durchschnitt ange-
meldet. Damit liegen wir weltweit auf Platz
zwei. Bei Gütern hochwertiger Technik
weist Deutschland mit fast 20% den höchs-
ten Welthandelsanteil auf.
Der Wohlstand in Deutschland beruht auf
dem Ideenreichtum unserer Forscher und
Ingenieure. Forschung und Entwicklung in
Deutschland haben Weltruf. Das soll auch
in Zukunft so bleiben und noch besser wer-
den. Deswegen haben wir – nach Jahren sin-
kender Zukunftsinvestitionen – die Ausga-
ben für Bildung und Forschung seit 1998
um mehr als 21 % erhöht. Seit die Bundes-
regierung wieder gezielt in Forschung und
Entwicklung investiert, steigen auch die pri-
vaten Ausgaben in diesem Bereich. 
Wir nehmen die Herausforderung an, die an
eine Wissensgesellschaft im internationalen
Wettbewerb gestellt werden. Noch nie hat
eine Bundesregierung so viel Kapital in die
Köpfe investiert. Dies wollen wir fortsetzen
und eine neue Gründerzeit einläuten. Wir
werden die Forschungsausgaben im Bun-
deshaushalt darum auch in den nächsten
vier Jahren auf hohem Niveau verstetigen
und steigern.
Wir wollen den besten Forschern aus aller
Welt optimale Bedingungen bieten. Unsere
Forschungspolitik schafft leistungs- und
wettbewerbsfähige Strukturen, fördert die
Schlüsseltechnologien von morgen, unter-
stützt Ausgründungen und vereinfacht den
Technologietransfer. 
Forschungsergebnisse müssen den Men-
schen und der Gesellschaft unmittelbar zu-
gute kommen und einen Beitrag für eine
nachhaltige Entwicklung leisten. Der
Kampf gegen Krankheiten, die Erhaltung
einer lebenswerten Umwelt und der Um-
gang mit Mobilität haben hierbei höchste
Priorität. Forschung im Dienste der Men-
schen muss die moralischen und ethischen
Grenzen achten. Darüber ist ein ständi-
ger Dialog in der Gesellschaft unverzicht-
bar.
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• Werkstätten der Zukunft 

Unsere Hochschulen müssen Werkstätten
der Zukunft sein und die Innovationskultur
unseres Landes stärken. Sie stehen im inter-
nationalen Wettbewerb. Sie konkurrieren
um die besten Köpfe unter den Forschenden
und den Studierenden. Und sie konkurrieren
auch um die Forschungsaufträge der Wirt-
schaft. 
Die Hochschulen brauchen eigene Profile,
um in einem dynamischen Umfeld eine
Wettbewerbsposition behaupten zu können.
Dazu stärken wir die Autonomie der Hoch-
schulen.
Junge Menschen erwarten von einem Stu-
dium zu Recht, dass es in planbarer Zeit ab-
solviert werden kann, dass die Studienstruk-
turen klar sind, dass sie eine gute Betreuung
erhalten und dass der Abschluss auf dem
Arbeitsmarkt breit verwertbar ist. Dazu
brauchen wir eine Studienstrukturreform.
In Exzellenzzentren der Hochschulen muss
sich die Spitzenforschung konzentrieren.
Wir fördern Ausgründungen von jungen, in-
novativen Unternehmen. Ökonomisches
Grundwissen und die Fähigkeit, einen Ge-
schäftsplan zu erstellen, soll zum gewohn-
ten und vertrauten Handwerkszeug von
Hochschulabsolventen werden. Es werden
Lehrstühle für Existenzgründungen an allen
Hochschulen gegründet.
Wissenschaft und Wirtschaft müssen durch
Kompetenzzentren und Netzwerke enger
miteinander verzahnt werden, um die Um-
setzung von Forschungsergebnissen in neue
Produkte und Dienstleistungen zu beschleu-
nigen. Kleine und mittlere Unternehmen
sind das Rückgrat für eine positive Beschäf-
tigungsentwicklung. Deshalb werden wir
den Zugang von kleinen und mittleren
Unternehmen zur öffentlich geförderten
Forschung gewährleisten. Ein neuer „Wis-
senschaftstarifvertrag“ für Forschungsein-
richtungen soll die Mobilitätshemmnisse
beim Wechsel zwischen Wissenschaft und
Wirtschaft abbauen. 
Wir wollen die Förderung der entscheiden-
den Schlüsseltechnologien in den Mittel-
punkt einer Innovationsoffensive stellen.
Dazu ist es notwendig, Forschungsziele zu

benennen und Leitbilder zu entwickeln.
Grundlagenforschung und anwendungs-
orientierte Forschung werden so auf die
Forschungsfelder der Zukunft ausgerich-
tet.

• Schlüsseltechnologien für die Märkte
von morgen stärken

Zur Gestaltung und Beschleunigung des
Wandels zur Informationsgesellschaft wer-
den in dem Förderprogramm „IT-Forschung
2006“ insbesondere vier Säulen gestärkt:
die Nanoelektronik, die Kommunikations-
technologien, die Softwaresysteme und das
Internet. 
Die Biotechnologie hat sich in den letzten
Jahren rasant entwickelt. Die Zahl der vor
allem kleineren und mittleren Biotechnolo-
gieunternehmen hat sich seit 1998 um 25 %
erhöht. Deutschland steht in der Biotechno-
logie in Europa an der Spitze. Wir wollen
die Arbeitsplätze in diesem Bereich in den
nächsten fünf Jahren mehr als verdoppeln.
Mit der Initiative B 21 soll ein bundesweites
Netz von privaten Unternehmen und öffent-
lich geförderten Forschungsinstitutionen
entstehen. 
Die Gesundheits- und Genomforschung lie-
fert neue Erkenntnisse über die Ursachen
von Erkrankungen und deren Entstehung.
Damit lassen sich die Lebensqualität der
Menschen, ihre Lebenserwartung und die
Heilung von Krankheiten verbessern. Zu-
gleich können mit Hilfe der Gesundheitsfor-
schung die Effizienz im Gesundheitswesen
gesteigert und Kosten reduziert werden. Wir
werden deshalb die Gesundheits- und Ge-
nomforschung stärken, damit neue Präven-
tions- und Therapieverfahren entwickelt
werden können. Wir werden die Grundla-
genforschung und klinische Forschung en-
ger miteinander verzahnen, damit For-
schungsergebnisse schneller den Patienten
zugute kommen.
Die Potentiale der Gentechnik im Bereich
der Landwirtschaft müssen weiter erforscht
werden. In Abstimmung mit den Unterneh-
men bringen wir ein sorgfältig ausgearbeite-
tes Forschungs- und Begleitprogramm zum
Anbau von gentechnisch veränderten Pflan-
zen auf den Weg. 
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Chancen und Grenzen gentechnologischer
Forschung müssen daher immer wieder neu
bestimmt werden. Forschung im Dienste der
Menschen beachtet die moralische und ethi-
sche Grenze. Die Debatte über wissen-
schaftliche und ethische Fragen begrüßen
wir und wollen sie auch künftig fördern.

• Nachhaltige Energiepolitik

Unsere Energiepolitik orientiert sich am
Leitziel der Nachhaltigkeit. Dies schließt
Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit
und Preiswürdigkeit sowie Umweltverträg-
lichkeit ein. Diese Ziele erfordern auch in
Zukunft einen Energiemix, der einseitige
Abhängigkeiten von einzelnen Lieferlän-
dern oder Energieträgern vermeidet. Er
schließt die heimische Braun- und Stein-
kohle ebenso ein wie Mineralöl, Erdgas und
erneuerbare Energien.
Die heimische Kohle bleibt bei umweltver-
träglicher Nutzung ein wichtiger Bestand-
teil einer modernen Energieversorgung. Wir
werden den Strukturwandel im Bergbau
weiter begleiten, um den Regionen und Be-
schäftigten klare Zukunftsperspektiven zu
bieten.
Wir wollen eine Strategie „Weg vom Öl“
und unsere Abhängigkeit von Mineralölim-
porten weiter reduzieren und Deutschland
zum weltweit führenden Land für moderne
Energietechniken machen. Wir setzen dabei
auf die drei Säulen Kraft-Wärme-Kopplung,
Energieeffizienz und erneuerbare Energien
für eine sichere Energiepolitik ohne Atom-
kraft. 
Der Anteil bei erneuerbaren Energien an der
Stromerzeugung soll bis 2010 mindestens
verdoppelt werden. Dazu werden wir in ei-
nem nationalen Energieplan die erforder-
lichen Maßnahmen zusammenführen und
fortentwickeln. Ziel ist, die Verwendung
umweltfreundlicher Energieträger gegen-
über umweltbelastenden Energieträgern
kostengünstiger zu gestalten. Sicherheit
geht vor: Bei der Umsetzung des Atomaus-
stiegs werden wir besonderes Augenmerk
auf die Sicherheit des Reaktorbetriebs wäh-
rend der Restlaufzeit legen.
Die Voraussetzungen für die Genehmigung
von Off-Shore-Windparks werden verbes-

sert. Wir wollen innovative Techniken der
Energieerzeugung bis zur Marktreife unter-
stützen. Dazu gehören z. B. der Bereich der
Kraftwerkstechnik, die Entwicklung alter-
nativer Kraftstoffe – wie z.B. moderne Bio-
kraftstoffe – neuer Antriebe und die Brenn-
stoffzelle. Damit leiten wir den Weg zum
Null-Emissions-Motor ein und verringern
die Importabhängigkeit von fossilen Treib-
stoffen. 
Die Exportförderung für neue Energietech-
nologien wird durch eine Initiative zur
Schaffung einer Internationalen Agentur für
Erneuerbare Energien unterstützt, um damit
die globale Ausweitung der Energiealterna-
tiven voranzutreiben und in der Entwick-
lungszusammenarbeit Erneuerbare Ener-
gien zum Schwerpunkt zu machen.
Auch im Baubereich müssen die Potenziale
für eine effizientere Energienutzung in allen
Bereichen konsequent genutzt werden.
Dazu gehört auch die Entwicklung neuer
energetischer Bautechnologien und damit
der Architektur der Zukunft, die auf ener-
gieautonome Häuser zielt.

• Mobilität – integrierte Verkehrspolitik

Mobil sein bedeutet für Menschen ein hohes
Maß an Freiheit und Lebensqualität. Mobi-
lität ist Voraussetzung für Wachstum und
Entwicklung und trägt selbst erheblich zum
wirtschaftlichen Wachstum bei. Dazu ist eine
integrierte Verkehrspolitik notwendig, die die
einzelnen Verkehrsträger besser vernetzt.
Ein 90-Milliarden-Euro-Investitionspro-
gramm ist für den Erhalt, die Modernisie-
rung, den Ausbau und die bessere Vernet-
zung der Verkehrswege die nötige finanziel-
le Basis für dieses Jahrzehnt. Mit dem
Investitionsprogramm werden wir 
– die Investitionen dauerhaft verstetigen

und gezielt Engpässe und Staupunkte
auf den Autobahnen, auf der Schiene
und auf den Wasserwegen beseitigen,

– die Lebensqualität in den Ortschaften
deutlich verbessern,

– den maritimen Standort Deutschland
stärken,

– die Verkehrsinfrastruktur mit einem
Schwerpunkt „Ost“ im Bundesverkehrs-
wegeplan ausbauen,
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– die modernste Spitzentechnologie im
Verkehrsbereich anschieben,

– die Vernetzung der Verkehrsträger opti-
mieren,

– modernste Bahntechnik wie z. B. Mag-
netschwebetechnik fördern.

Die Bahnreform muss konsequent fortge-
setzt werden. Unser Ziel ist es, das wach-
sende Aufkommen von Güterverkehr, das
Deutschland aufgrund seiner Mittellage in
Europa künftig zu bewältigen hat, vermehrt
von der Straße auf die Schiene zu lenken.
Dazu werden wir auch die Mittel für den
kombinierten Verkehr verdoppeln. Für den
Schienenverkehr wollen wir faire Wettbe-
werbsbedingungen auch zu anderen Ver-
kehrsträgern gewährleisten.
Über 26 Mio. Menschen nutzen täglich den
öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV).
Wir fördern den ÖPNV deshalb mit hohen
Beträgen. Gerade in Großstädten und Bal-
lungsgebieten ist Mobilität ohne ÖPNV un-
denkbar. Um noch mehr Menschen zum
Umstieg auf Bus und Bahn zu bewegen, ist
eine weitere Qualitätssteigerung des ÖPNV-
Angebots notwendig.
Wir wollen sicherstellen, dass der ÖPNV
auch künftig bezahlbar bleibt. Deswegen
werden wir für eine dauerhaft verlässliche
Förderung durch den Bund sorgen.
Wesentlicher Bestandteil einer nachhaltigen
Mobilität ist der Einsatz moderner Antriebs-
technik und die Entwicklung neuer Kraft-
stoffe. Mit der Wirtschaft sind wir über-
zeugt, dass Wasserstoff der Kraftstoff mit
dem größten Zukunftspotential ist. Wir wol-
len daher den Aufbau von Wasserstoff-
Tankstellen finanziell fördern und die Pro-
duktion entsprechender Fahrzeuge unter-
stützen. 

• Gesunde Umwelt

Wir bekennen uns zum Ziel einer nachhalti-
gen Entwicklung von Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Nachhaltig ist eine Entwicklung,
wenn sie die Interessen künftiger Generatio-
nen berücksichtigt. 
Die Umsetzung der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie ist Grundlage unserer Politik.
Alle Fachpolitiken stehen dabei in der
Pflicht, ihren Beitrag zu leisten. Unsere Vi-

sion ist eine Steigerung der Effizienz beim
Einsatz von Energie und Rohstoffen um den
„Faktor 4“ mittelfristig zu realisieren, d.h.
wir wollen Güter und Dienstleistungen mit
nur noch einem Viertel des heute benötigten
Rohstoff- und Energieeinsatzes produzie-
ren. Die parallele Verbesserung von Wettbe-
werbsfähigkeit und Umwelt ist ökonomisch
wie ökologisch sinnvoll. Ökologie und
Nachhaltigkeit sind Langfrist-Ökonomie. 
Um diesen Prozess parlamentarisch zu be-
gleiten, wollen wir die Arbeitsstruktur des
Bundestages weiterentwickeln und einen
„Zukunftsausschuss 2010“ einrichten.
Der Schutz des Klimas ist eine der großen
Aufgaben unserer Zeit. Unser Land ist da-
bei weltweit Vorreiter bei der Verringerung
der schädlichen Kohlendioxid-Emissionen.
Effektiver Klimaschutz braucht langfristige,
berechenbare und verbindliche Ziele. Wir
werden das Nationale Klimaschutzpro-
gramm umsetzen, um die CO2-Emissionen
bis 2005 um 25 % zu senken. 
Ein wichtiger Meilenstein für eine weltwei-
te wirtschaftliche, soziale und ökologische
Entwicklung ist der Weltgipfel für nachhal-
tige Entwicklung in Johannesburg im
Herbst 2002. Wir wollen, dass Deutschland
bei der Umsetzung der Leitlinien für eine
global nachhaltige Entwicklung eine füh-
rende Rolle übernimmt. Die Globalisierung
der Wirtschaft muss im Einklang stehen mit
den Grundsätzen der nachhaltigen Entwick-
lung. Deshalb werden wir für entsprechen-
de Initiativen in der laufenden Welthandels-
runde und für weitere Anstrengungen zur
Stärkung der Umweltorganisationen der
Vereinten Nationen eintreten. Die Erhaltung
der biologischen Vielfalt ist national und
international ein wichtiges Anliegen. Des-
halb wollen wir den Naturschutz weiter
stärken.
Vermeiden – verwerten – beseitigen: Das ist
die Hierarchie einer modernen Stoffwirt-
schaft. Durch klare ökologische Standards,
eindeutig abgestimmte Zuständigkeiten,
und transparente Kontrollmöglichkeiten
verbessern wir sowohl die Planungs- wie
die Investitionssicherheit für private wie für
öffentliche Unternehmen. Eine leistungsfä-
hige Stoffwirtschaft braucht neben dem
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Ordnungsrecht auch ökonomische Instru-
mente. Deshalb werden wir die Verpa-
ckungsverordnung reformieren. Wettbe-
werbsförmige Lösungen zur Umsetzung der
Produzentenverantwortung durch die Wirt-
schaft sind zuzulassen und zu fördern.
Wasser ist das wichtigste Lebensmittel und
keine Handelsware wie jede andere. 
Wir lehnen die Liberalisierung der Wasser-
versorgung ab. Daher werden wir die Rah-
menbedingungen für eine nachhaltige Was-
serwirtschaft und den Schutz des Grund-
wassers verbessern. Mit Ländern, Kommu-
nen, Unternehmen und Verbänden entwi-
ckeln wir eine Strategie zur Modernisierung
der Wasserwirtschaft im internationalen
Wettbewerb entwickeln.

• Moderne Landwirtschaft

Mit der Einrichtung des Bundesministeri-
ums für Verbraucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft haben wir einen politischen
Neuanfang in der Verbraucher- und Land-
wirtschaftspolitik gemacht. Die Zuständig-
keiten für den Verbraucherschutz wurden
gebündelt, die Kontrolle verbessert und Ver-
braucherschutz als eigenständige politische
Aufgabe etabliert.
Wir wollen eine Neuausrichtung auf eine
verbraucherorientierte, tierschutzgerechte,
umweltgerechte und wettbewerbsfähige
Landwirtschaft. Wir wollen diese große
Gemeinschaftsanstrengung in den nächsten
10 Jahren bewältigen. 
Die europäische Landwirtschaftspolitik
muss nach 3 Jahrzehnten schwerpunktmäßi-
ger Produktionsorientierung an die verän-
derten Bedingungen und die veränderten
Verbraucherbedürfnisse angepasst werden. 
Die Herausforderung der EU-Osterweite-
rung und die bevorstehenden WTO-Ver-
handlungen machen ebenfalls eine Neuord-
nung der EU-Agrarpolitik erforderlich. Hier
wird es entscheidend sein, klare Regelungen
für ein hohes Niveau im gesundheitlichen
Verbraucherschutz sowie im Umwelt- und
Tierschutz gemeinschaftsweit festzuschrei-
ben. Dies sichert die Wettbewerbsfähigkeit
unserer Land- und Ernährungswirtschaft
und gewährleistet den Verbraucherschutz
auf hohem einheitlichem Niveau. Der Ein-

satz von Steuermitteln zur Entwicklung ei-
ner nachhaltig wirtschaftenden Landwirt-
schaft muss nach unseren Vorstellungen da-
her neu geordnet werden. 
Wir werden in Deutschland ab 2003 von der
Möglichkeit Gebrauch machen, in begrenz-
tem Umfang produktbezogene Ausgleichs-
zahlungen zurückzuführen und diese Mittel
für Programme der ländlichen Entwicklung
bereitzustellen.
Die Landwirte sind nicht nur Produzenten
von Nahrungsmitteln und Rohstoffen. Sie
haben auch eine zentrale Aufgabe bei der
Gestaltung des ländlichen Raumes. Diese
Leistungen für die Allgemeinheit wie der
Erhalt von Natur, der Kulturlandschaften für
den Gewässer-, Boden- und Klimaschutz
müssen angemessen bezahlt werden. Be-
sondere Anstrengungen werden wir auch
dort unternehmen, wo landwirtschaftliche
Betriebe die von ihnen erzeugten Produkte
regional verarbeiten und vermarkten. Sie
müssen zusätzliche Einkommensquellen er-
schließen können. Hier spielt auch der
Agrartourismus eine wesentliche Rolle.
Bezüglich der speziellen Probleme in den
neuen Bundesländern werden wir die Alt-
schuldenproblematik angehen. Sie gehört
zu den letzten gravierenden Problemen der
deutschen Wiedervereinigung im Agrarbe-
reich. Wir wollen daher Möglichkeiten er-
öffnen, die zu einer beschleunigten Ablö-
sung der Altschulden führen. Dabei ist eine
Orientierung an der jeweiligen Leistungsfä-
higkeit wichtig. 
In der Bodenpolitik haben wir die letzten
Hemmnisse beim Flächenerwerb aus dem
Weg geräumt und die Pachtzeiträume für
BVVG (Bodenverwertungs- und -verwal-
tungsgesellschaft)-Flächen deutlich erhöht.
Land- und Forstwirtschaft leisten einen
wichtigen Beitrag für die Wirtschaftskraft
ländlich geprägter Räume in unserem Lan-
de.

8. Der Osten – ein starkes Stück
Deutschland

• Demokratie und Freiheit

Die Menschen in der DDR haben sich 1989
mit der friedlichen Revolution Demokratie
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und Freiheit selbst erkämpft. Sozialdemo-
kratinnen und Sozialdemokraten waren Teil
der ostdeutschen Bürgerrechts- und Demo-
kratiebewegung. Mit allen, die damals be-
teiligt waren, sind wir stolz auf dieses Kapi-
tel deutscher Geschichte.
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg,
Berlin, Sachsen-Anhalt, Thüringen und
Sachsen sind ein starkes Stück Deutschland.
Das hat sich auch in den Jahren seit 1989 er-
wiesen. Es waren vor allem die Menschen
in den Ländern und Regionen selbst, die
nach der Revolution auch den Aufbau in
ihre Hände nahmen, die die Chancen zur
Erneuerung ergriffen. 
Die Politik der Kohl-Regierung hat in der
frühen Phase des Aufbaus durch falsche Re-
gelungen in der Eigentumsfrage, durch all-
zu kurzatmige Förderung des Baubereiches
und damit verbunden auch durch Begünsti-
gung der Spekulation Weichen falsch ge-
stellt.
Es ist das Verdienst der Regierung Schröder,
die Prioritäten neu geordnet, die Investitio-
nen erhöht, Wachstumskerne entwickelt, die
Regionen in ihrer eigenen Kraft gestärkt
und die Realitäten ehrlich benannt zu ha-
ben. Der Solidarpakt II ist ein klares Signal
für die Solidarität und Identifikation des
ganzen Landes und gibt Sicherheit bis 2019.
Die Stärke Ostdeutschlands ist auch Voraus-
setzung für den Wohlstand in ganz Deutsch-
land, für eine starke Wirtschaft, starke Re-
gionen und gute Lebensperspektiven für den
Einzelnen.

• Perspektiven für den Osten

Zur Stärkung der regionalen Entwicklung
werden wir uns an folgenden Leitlinien
orientieren:
– eine moderne, leistungsfähige Infra-

struktur und ein attraktives Lebensum-
feld schaffen;

– klare innovative, wirtschaftliche und wis-
senschaftliche Profile entwickeln;

– für umfassend qualifizierte, motivierte
und flexible Facharbeiter und Absolven-
ten von Fach- und Hochschulen in den
Regionen sorgen und

– ein an die Dynamik der wirtschaftlichen
Entwicklung angepasstes System der

Qualifizierung und Weiterbildung för-
dern.

Mit der Entscheidung für den Solidarpakt II
ist eine wichtige Grundlage bis 2019 ge-
schaffen worden. Dies eröffnet neue Chan-
cen und steht für Ehrlichkeit, die sich zur
Dauer des Prozesses offen bekennt. Die
Entscheidung für den Solidarpakt II ist der
wichtigste Durchbruch für die Zukunft der
ostdeutschen Länder und Regionen. 
Im Solidarpakt II stellt der Bund für weitere
15 Jahre 156 Mrd. € bereit. Davon erhalten
die Länder 105 Mrd. € für eine moderne In-
frastruktur und zur Stärkung der kommuna-
len Finanzkraft. Weitere 51 Mrd. € stellt
der Bund an zusätzlichen Leistungen für
den gezielten Aufbau Ost zur Verfügung.

Wirtschaftsentwicklung gezielt fördern

Ostdeutschland hat sich zu einem Unterneh-
mensstandort mit Zukunftsperspektiven ent-
wickelt. Der Aufbau der ostdeutschen Wirt-
schaft wird sich fortsetzen. Die wirtschaftli-
che Entwicklung ist gegenwärtig durch ein
stabiles Wachstum des Verarbeitenden Ge-
werbes aber auch durch schmerzhafte An-
passungen vor allem in der Bauwirtschaft
geprägt.
Es ist unser vorrangiges Ziel, den Struktur-
wandel zugunsten einer modernen und wett-
bewerbsfähigen Wirtschaftsstruktur als
Grundlage für eine nachhaltige ökonomi-
sche Entwicklung der ostdeutschen Länder
zu stärken.
In Ostdeutschland bilden sich zunehmend
regionale Wachstumszentren heraus. Wie
Ansiedlungserfolge in der Automobilindus-
trie in Sachsen und Thüringen, der Luft-
fahrtindustrie in Brandenburg, der Mariti-
men Verbundwirtschaft in Mecklenburg-
Vorpommern oder der Chemieindustrie in
Sachsen-Anhalt zeigen, entstehen dort An-
knüpfungspunkte für weitere Investitionen
in kleinen und mittleren Unternehmen. Ent-
wicklungsimpulse strahlen in umliegende
Regionen aus. Wir werden deshalb den be-
sonderen Infrastrukturbedarf von Wachs-
tumszentren berücksichtigen.
Die steuerliche Investitionszulage wird nach
europäischem Recht Ende 2004 auslaufen.
Wir werden eine gleichwertige Nachfolge-
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regelung zur Förderung von Investitionen in
Ostdeutschland auf den Weg bringen. Dabei
werden wir die Zielgenauigkeit und die Ef-
fizienz der Förderung weiter verbessern.

• Innovationspotentiale nutzen

Mehr denn je entscheidet heute die Innova-
tionsfähigkeit einer Gesellschaft über Er-
folg und Wohlstand in der Zukunft.
In den vergangenen Jahren ist es gelungen,
Innovationsnetzwerke mit überregionaler
und internationaler Zusammenarbeit in Ost-
deutschland zu bilden.
Wir halten an der Förderung von Innova-
tionsprozessen im Betrieb und zwischen den
Innovationspartnern auf regionaler Ebene
fest. Diese Hilfen werden weiterentwickelt.
Der Ausbau der Forschungszentren in den
ostdeutschen Ländern ist in den letzten Jah-
ren vorangetrieben worden. Das betrifft
Einrichtungen der Max-Planck-Gesell-
schaft, der Deutschen Forschungsgemein-
schaft, der Helmholtz-Zentren, der Wissen-
schaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm
Leibnitz und der Fraunhofer-Gesellschaft.
Die Zentren sind wichtige Keimzellen für
die wirtschaftliche Entwicklung der Regio-
nen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze.
Sie haben auch die Aufgabe, die Umsetzung
neuer Forschungsergebnisse in marktfähige
Produkte und Dienstleistungen zu fördern
sowie die Gründung innovativer Unterneh-
men zu initiieren. 
Wir wollen mit einer neuen Gründungsof-
fensive den Aufbau der ostdeutschen For-
schungslandschaft weiter vorantreiben. Bei
Entscheidungen über neu einzurichtende
Großforschungszentren werden wir die ost-
deutschen Länder vorrangig berücksichti-
gen.
Die Erweiterung der Europäischen Union
bietet die große Chance, aus Ostdeutschland
eine europäische Verbindungsregion zu ma-
chen, wenn wir die Strategien und Konzepte
der Infrastrukturentwicklung, der For-
schung und der Kultur auf grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit ausrichten und wenn
wir die Erfahrungen der letzten Jahre
gemeinsam mit den neuen Mitgliedern der
EU nutzen und neue Netzwerke aufbauen.
Das ist unser Ziel. Darum werden wir ein

Osteuropa-Zentrum für Wirtschaft und Kul-
tur in einem der ostdeutschen Länder auf-
bauen. Kooperationen zwischen Unterneh-
men in Ostdeutschland und Unternehmen in
den Beitrittsstaaten wollen wir gezielt för-
dern.

• Arbeit und Qualifikation

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und
die Sicherung von Beschäftigung steht im
Mittelpunkt unserer Politik. Nur so lässt
sich auch die Abwanderung aus den ost-
deutschen Ländern bremsen. Das Ziel in
den ostdeutschen Ländern heißt vor allem
mehr Arbeitsplätze im ersten Arbeitsmarkt.
Aktive Arbeitsmarktpolitik bleibt aber un-
verzichtbar. Im Jahr 2002 werden für aktive
Arbeitsmarktpolitik in den ostdeutschen
Ländern rd. 10 Mrd. € eingesetzt, beispiels-
weise bei beruflicher Aus- und Weiterbil-
dung, für Arbeitsbeschaffungs- und Struk-
turanpassungsmaßnahmen sowie Eingliede-
rungszuschüsse. Das sind rd. 1,0 Mrd. €

mehr als 1998.
Wir wollen die Zielgenauigkeit einer aktiven
Arbeitsmarktpolitik weiter erhöhen und stär-
ker als bisher auf den Bedarf in den Regio-
nen orientieren. Damit werden die Vermitt-
lungschancen in den ersten Arbeitsmarkt ge-
rade auch für ältere Arbeitslose und Lang-
zeitarbeitslose erhöht. Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen bleiben weiter erforderlich.
Wir haben ein Sofortprogramm zum Abbau
der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP) aufge-
legt. Aufgrund seines Erfolgs wird das Pro-
gramm bis 2003 fortgeführt. Ostdeutsch-
land erhält 50 % der jährlich zur Verfügung
gestellten Mittel in Höhe von 1,0 Mrd. € (2
Mrd. DM).
Wir werden ein JUMP-Plus-Programm für
Jugendliche als Beschäftigungsbrücke Ost
nach der Erstausbildung entwickeln. Hier-
durch sollen zusätzlich 100.000 Arbeitsplät-
ze für Jugendliche u.a. in Beschäftigungs-
feldern des gesellschaftlichen Bedarfs (So-
ziales, Kultur etc.) im Rahmen von In-
frastrukturmaßnahmen sowie durch eine
Verknüpfung von Altersteilzeit mit Jugend-
teilzeit geschaffen werden.
Talente an den ostdeutschen Hochschulen
werden wir verstärkt fördern, um sie für die
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aktive Gestaltung des Innovationsprozesses
in den neuen Ländern zu motivieren. Mit
FuE-Personalkostenzuschüssen für Neuein-
stellungen, insbesondere in kleinen und
mittleren Unternehmen, soll das Gehaltsge-
fälle zu Angeboten in den alten Bundeslän-
dern ausgeglichen werden. Wir werden
Kompetenzzentren mit klarer Profilbildung
in ausgesuchten Technologiefeldern schaf-
fen, um so die wissenschaftliche Leistungs-
fähigkeit und Attraktivität für Spitzenkräfte
aus dem In- und Ausland zu erhöhen. In ei-
ner Gründungsoffensive werden wir über ei-
nen längeren Zeitraum Gründerstellen
schaffen und zusätzliche Mittel für Grün-
dungsbeauftragte bereitstellen.
Es gibt nach wie vor ein unterschiedliches
Lohnniveau in West- und Ostdeutschland.
Lohnanpassung muss zwar auch mit der
Produktivität in Einklang stehen, damit
wettbewerbsfähige Arbeitsplätze entstehen,
aber die Menschen in Ostdeutschland haben
auch die berechtigte Erwartung, dass sich
diese Schere in den nächsten Jahren
schließt. Wir wollen daher auch im öffent-
lichen Dienst bis 2007 den Grundsatz
gleicher Lohn für gleiche Arbeit durchset-
zen.

• Infrastruktur ausbauen

Mehr als die Hälfte der im Investitionspro-
gramm 1999 bis 2002 vorgesehenen Ver-
kehrsinvestitionen mit einem Gesamtvolu-
men von rd. 35 Mrd. € entfallen auf die ost-
deutschen Länder. Schwerpunkt der Ver-
kehrsinvestitionen sind die Verkehrsprojekte
Deutsche Einheit. Alle 17 Projekte sind be-
gonnen worden, viele Projekte und Projekt-
abschnitte sind bereits in Betrieb. Viele
Lücken im innerdeutschen Verkehrswege-
netz sind bereits geschlossen. Und es geht
zügig weiter mit dem Ausbau.
Erstmals sind Verkehrsinfrastrukturprojekte
des Bundes für den Zeitraum 2000–2006
aus dem Europäischen Fonds für Regionale
Entwicklung (EFRE) gefördert worden. Das
Programm in Höhe von über 3,1 Mrd. €

leistet einen wichtigen Beitrag zur Schaf-
fung einer dauerhaft leistungsfähigen Ver-
kehrsinfrastruktur insbesondere im Osten
der Bundesrepublik.

Mit der Fortführung des Zukunftsinvesti-
tionsprogramms bis einschließlich 2007 ist
die langfristige Umsetzung wichtiger Ver-
kehrsprojekte in den ostdeutschen Ländern
gesichert. Wir werden im Jahr 2003 einen
überarbeiteten Bundesverkehrswegeplan
mit einem Schwerpunkt Ost vorlegen und
die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit
(VDE) zügig fertig stellen
Mit dem Programm „Stadtumbau Ost“
schaffen wir Impulse zur Verbesserung der
Wohnqualität und der Stabilisierung der
Wohnungsmärkte. Hierfür stellen Bund und
Länder – neben den Mitteln, die die EU z.
B. im Rahmen des Programms URBAN ge-
geben hat – bis 2009 rund 2,5 Mrd. €

zur Verfügung. Damit können notwendige
Maßnahmen zur Aufwertung von Stadt-
quartieren und bei dem unvermeidlichen
Rückbau leerstehender, langfristig nicht
mehr benötigter Wohngebäude finanziert
werden.
Die Altschuldenproblematik ist das letzte
gravierende Problem der deutschen Wieder-
vereinigung im Agrarbereich. Deshalb wol-
len wir die Möglichkeit eröffnen, die zu ei-
ner beschleunigten, an der jeweiligen wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit orientierten
Ablösung der Altschulden führt. In der Bo-
denpolitik haben wir die letzten Hemmnisse
beim Flächenerwerb aus dem Weg geräumt
und die Pachtzeiträume für BVVG(Bundes-
Vermögens-Verwaltungs-Gesellschaft)-Flä-
chen deutlich erhöht.

• Die Hälfte des Weges ist
zurückgelegt

Wir wissen, dass erst die Hälfte des Weges
in Ostdeutschland zurückgelegt ist. In einer
Reihe von Bereichen brauchen wir zusätzli-
che Anstrengungen, um den notwendigen
Nachholbedarf in den nächsten Jahren zu
fördern.
Wir gehen entschlossen und mutig in den
zweiten Teil der Strecke. 
Mit Gerhard Schröder als Bundeskanzler
und seiner Regierung hat der Aufbau Ost
neue Impulse bekommen und die Deutsche
Einheit festere Konturen. Diesen Weg wir
weitergehen und dabei die Interessen der
Menschen mit Nachdruck vertreten.
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Der Beschluss des Ost-Parteitags der SPD
ist dabei Leitlinie für diesen Teil des Regie-
rungsprogramms 2002-2006.

9. Lebensqualität in Städten und
Gemeinden

Eine lebendige Demokratie braucht starke
Städte und Gemeinden. Die Kommunen sind
der Ort der unmittelbaren Teilhabe aller Bür-
gerinnen und Bürger am politischen, sozia-
len und kulturellen Leben. Darin wollen wir
unsere Städte und Gemeinden stärken. 
Das dichte Netz intakter und lebendiger
städtischer Zentren und ländlicher Räume
ist für die Lebensqualität unersetzlich. Im
Zeitalter umfassender Mobilität und weitge-
hender Globalisierung steigt die Bedeutung
der kleinen Einheit, der Stadt, des Wohnbe-
reichs, des Dorfes.

• Kommunale Handlungsspielräume in
Europa erhalten

Deshalb unterstützen wir die Städte und Ge-
meinden in ihrem Bemühen, ihren Platz in
einem zusammenwachsenden Europa zu be-
haupten, wo nötig neu zu bestimmen. Wir
treten ein für die bewährte kommunale
Selbstverwaltung. 
Das Subsidiaritätsprinzip gilt. Das Konnexi-
tätsprinzip gilt. Die öffentliche Daseinsvor-
sorge behält ihre Funktion – bei aller not-
wendigen Öffnung zum Wettbewerb auch
für diesen Bereich.

• Gemeindefinanzreform

Die Kommunen brauchen finanzielle Pla-
nungssicherheit und eine aufgabenadäquate
Finanzausstattung.
Wir haben mit der Vorbereitung einer grund-
legenden Reform der Gemeindefinanzen be-
gonnen. Sie hat die Aufgabe, die Einnahmen
und die Ausgaben der Kommunen wieder in
Einklang zu bringen. Sie muss vor allem die
Planbarkeit der Einnahmen verbessern.
Die Gemeinden brauchen eine verfassungs-
konforme, wirtschaftskraftbezogene Steuer-
quelle mit eigenem Hebesatzrecht. Damit
lässt sich eine gerechte Verteilung der Ge-
meindesteuerlasten zwischen Großunter-
nehmen, Mittelstand und Wohnbevölkerung
erreichen.

• Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
verzahnen

Zu einer nachhaltigen Gemeindefinanzre-
form gehört untrennbar eine Neuordnung im
Bereich der Sozial- und Arbeitslosenhilfe.
Dabei wollen wir keine Absenkung der zu-
künftigen Leistungen auf Sozialhilfeniveau. 

• Sozialhilfe reformieren – Hilfe zur
Selbsthilfe stärken

Die Vermittlung erwerbsloser Sozialhilfe-
empfänger in den ersten Arbeitsmarkt muss
verbessert und die Eigenverantwortung der
Unterstützungsempfänger muss mobilisiert
werden. Wir entwickeln die Sozialhilfe zu
einer aktivierenden, fallbezogenen Dienst-
leistung. Dabei steht das sozialstaatliche
Existenzminimum selbstverständlich nicht
zur Disposition.
Wir reformieren die Sozialhilfe mit dem
Ziel, dass arbeitsfähige Sozialhilfeempfän-
ger schneller und sicherer in Arbeit kom-
men und gleichzeitig das Lohnabstandsge-
bot gewahrt bleibt.
Der Sozialstaat muss auch in diesem Be-
reich das Prinzip „Fördern und Fordern“
konsequent umsetzen und die Betroffenen
als wichtige Partner bei der sozialen Inte-
gration ernst nehmen. Er muss den An-
spruch auf zweite und dritte Chancen si-
chern.
Eine Reform der Hilfe zum Lebensunterhalt
muss daher
– die finanziellen Leistungen transparent

und bedarfsgerecht weiterentwickeln,
– die Selbstverantwortung des Hilfeemp-

fängers stärken und Verwaltung verein-
fachen,

– die aktivierenden Instrumente und Leis-
tungen der Sozialhilfe verbessern,

– die Integration in den Arbeitsmarkt ver-
bessern,

– Länder und Kommunen bei der Verwal-
tungsmodernisierung wirksam unterstüt-
zen.

• Familienfreundliche Städte schaffen 

Kinder brauchen Platz und sie brauchen Ent-
wicklungschancen. Das entscheidet sich vor
Ort. Ein bedarfsgerechtes Angebot der Kin-
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derbetreuung ist vorrangig. Die Ganztags-
schule hat dabei eine wichtige Funktion.

• Soziale Stadt

Wir wollen Städte, die den Wohn- und Le-
bensbedürfnissen von Familien entspre-
chen. Gerade Stadtteile, in denen soziale
und bauliche Probleme verstärkt auftreten,
brauchen Unterstützung.
Mit den Programmen „Soziale Stadt“ und
„Stadtumbau Ost“ werden erfolgreich loka-
le Bemühungen für die soziale Stadtent-
wicklung gefördert. 
Die Revitalisierung der Innenstädte – in Zu-
sammenarbeit mit dem lokalen Einzelhandel
und örtlichen Initiativen – ist dabei ein
Schwerpunkt. Und die persönliche Sicherheit
der Bürgerinnen und Bürger in ihrer Stadt
muss kompromisslos gewährleistet sein. 

• Bezahlbarer Wohnraum für alle

Das Bauen in Deutschland muss wieder ein-
facher werden. Wir wollen kostengünstiges
und ökologisches Bauen erleichtern, indem
wir das Baugesetzbuch und insbesondere
die vielfältigen Planungsstufen straffen und
effizienter machen.
Auch in Großstädten brauchen wir bezahl-
baren Wohnraum für alle. Dabei wird der
Stadtumbau gegenüber dem Neubau erheb-
lich an Bedeutung gewinnen. Wertvolle Er-
fahrungen hierfür liefert das vorbildliche
Programm „Stadtumbau Ost“. 
Wir fördern das selbstgenutzte Wohneigen-
tum als Neubau, insbesondere in den Zen-
tren aber auch im Bestand.
Mit der ersten Wohngeldreform seit 10 Jah-
ren, der Stärkung der Mieterrechte und der
Initiative zum kostenbewussten Bauen ha-
ben wir wichtige Rahmenbedingungen für
bezahlbares Wohnen gesetzt.

Städte für unsere Kinder verkehrssicherer
machen

Wir wollen die Verkehrssicherheit in unseren
Städten und Gemeinden erhöhen und insbe-
sondere den Schutz für Kinder verbessern. 

10. Sport ist Spitze für alle

Sport ist aktive Freizeitgestaltung, Gesund-
heitsvorsorge und Therapie. Sport macht

Freude und führt die Menschen zusammen.
Wir unterstützen auch weiterhin Breiten-
und Spitzensport. Die besonderen Belange
von Menschen mit Behinderungen berück-
sichtigen wir.
Breitensport ist eine große gesellschaftliche
Bewegung. Er lebt vor allem durch das aus-
dauernde Engagement der Vereine vor Ort
und  die Initiative Einzelner. Besonders för-
derungswürdig ist dabei die Arbeit mit un-
seren Kindern und Jugendlichen. Wir stär-
ken das Ehrenamt im Sport und haben des-
halb die Übungsleiterpauschale erhöht. Wir
plädieren für mehr Schulsport.
Sportstätten für den Hochleistungssport
werden mit maßgeblicher Unterstützung des
Bundes gebaut, modernisiert und erhalten.
Allein hierfür stehen seit 1999 116,1 Mio.
€ Bundesmittel zur Verfügung. Der Sport
kann sich auch in Zukunft auf uns verlassen.
Die Schattenseiten des Sports bekämpfen
wir mit Nachdruck. Wer dopt, betrügt im
Sport. Wir werden zur Bekämpfung des Do-
pings das Kontrollsystem, aber auch die
Forschung weiter ausbauen und ein wirksa-
mes Anti-Doping-Gesetz schaffen.
Die Förderung von Sportanlagen in den ost-
deutschen Ländern und im ehemaligen Ost-
teil Berlins setzen wir fort. Wir haben den
Goldenen Plan Ost verlängert und annä-
hernd verdoppelt und halten unser finanziel-
les Engagement auf hohem Niveau. 
Wir unterstützen den Deutschen Fußball-
bund tatkräftig bei der Ausrichtung der WM
2006. Leipziger Zentralstadion und Berliner
Olympiastadion werden mit Bundeshilfe zu
modernen WM-Stadien ausgebaut. Frühzei-
tige Sicherheitsvorbereitungen sind wichtig
und sind bereits angelaufen.
Deutschland soll international Spitze im
Sport bleiben.
Große Sportereignisse müssen auch zukünf-
tig für alle live und ohne besondere Gebüh-
ren im Fernsehen übertragen werden.

11. Familien im Zentrum

Familie ist, wo Kinder sind. Die Familien
sind Leistungsträger unserer Gesellschaft.
Sie leben Zusammenhalt, ermöglichen freie
Entfaltung der Individuen und sind Lebens-
mittelpunkt. Die meisten Menschen wün-
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schen und erleben Familie als Ort der Ge-
borgenheit und der Sicherheit, viele auch
des privaten Glücks. 
In Familien übernehmen Eltern, Großeltern
und Kinder Verantwortung füreinander. Fa-
milien sind die erste und wichtigste Instanz
für Erziehung, Persönlichkeits- und Cha-
rakterbildung. Hier finden junge Menschen
den Raum, in dem Vertrauen, Selbstbe-
wusstsein und Bindung entstehen können.
Im Zusammenleben in den Familien werden
zentrale Werte, Tugenden und Regeln unse-
rer Gesellschaft vermittelt. 
Die Mitglieder einer Familie müssen eigen-
verantwortlich entscheiden, wie sie ihr Zu-
sammenleben gestalten wollen. Politik hat
da nicht hineinzureden.
Lebenspläne von Müttern und Vätern sind
heute vielfältiger als in früheren Generatio-
nen. Vor allem wollen weit mehr junge Mütter
als früher Familien- und Berufsleben mitein-
ander verbinden, auch als Alleinerziehende. 
Jedes von den Familien gelebte Modell ver-
dient gleichermaßen gesellschaftliche Aner-
kennung.

• Familienfreundliche Politik seit 1998

Wir haben den Familien zu mehr materieller
Sicherheit verholfen durch den Ausbau des
Familienleistungsausgleichs. Das Kinder-
geld wurde seit 1998 in mehreren Schritten
um mehr als 40 € monatlich deutlich er-
höht, ebenfalls die steuerliche Entlastung
bei Betreuungskosten für Kinder.
Den Wünschen der Eltern nach mehr Flexi-
bilität bei der Elternzeit und durch das
Recht auf Teilzeit wurde entsprochen. Es
gibt mehr Erziehungsgeld, mehr Bafög und
mehr Wohngeld.
Wir haben den Schutz der Kinder und der
Frauen vor Gewalt in der Familie verbes-
sert. Wegen der nur begrenzt zur Verfügung
stehenden Ressourcen müssen bei den wei-
teren familienpolitischen Maßnahmen
zwingend Prioritäten gesetzt werden. 

• Kinderbetreuung – dringlichste Aufgabe

Ein anspruchsvolles, bedarfsorientiertes und
verlässliches Betreuungsangebot für Kinder
im Krippen-, Kindergarten- und Hortalter
ist erforderlich und zu fördern.

Für die umfassende Lösung dieser wichti-
gen Aufgabe sind private Initiativen, be-
triebliches, privatwirtschaftliches und das
Engagement von Ländern und Kommunen
gleichermaßen erforderlich. 
Wir streben an, im Einvernehmen mit den
Ländern in den nächsten Jahren ein Pro-
gramm „Zukunft Bildung und Betreuung“
auch von Seiten des Bundes über vier Jahre
mit jährlich 1 Mrd. € zu fördern. 
Dem Ausbau von Ganztagsschulen und
Ganztagseinrichtungen für Kinder aller Al-
tersgruppen kommt wegen des großen
Nachholbedarfs aktuell besondere Bedeu-
tung zu: für die Kinder und deren Bildungs-
chancen, aber auch im Interesse der Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Dies ist zu-
gleich die wirkungsvollste Strategie, Armut
in Familien und von Kindern zu verhindern.
Wir werden alle an Fragen der Kinderbe-
treuung Beteiligten – Bund, Länder, Kom-
munen, Wohlfahrtsverbände, Kirchen, Ge-
werkschaften und Unternehmen – zu einem
„Betreuungsgipfel“ an einen Tisch holen.
Ziel ist es, konkrete Absprachen darüber zu
treffen, was gemeinsam zur besseren Be-
treuung der Kinder getan werden kann.

• Arbeitswelt familienfreundlich gestalten

Eltern wollen und brauchen Zeit und Raum
für Kinder und Partner oder Partnerin. 
Das Bündnis für Arbeit muss sich dem Ziel
einer familienfreundlichen Arbeitswelt
nachdrücklich annehmen.
Es geht um Möglichkeiten flexibler Arbeits-
zeit, Teilzeit, moderner Arbeitsorganisa-
tion, wie z. B. Telearbeitsformen, Weiterbil-
dung und Kontakthalte- sowie Fortbildungs-
programme speziell während der Elternzeit,
damit junge Eltern den Anschluss an die
innerbetriebliche Entwicklung nicht verlie-
ren.
Einige Großunternehmen, aber auch mittel-
ständische Betriebe setzen positive Signale.
Sie unterstützen solche Initiativen. Und sie
berücksichtigen die in der Familienarbeit
erworbenen Kompetenzen in ihrer Personal-
politik.
Wir ermutigen die Betriebe, sich bei der
Schaffung und Vermittlung von Betreuungs-
plätzen zu engagieren.
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Das Netz familien- und haushaltsbezogener
Dienstleister mit sozialversicherter Be-
schäftigung muss erweitert werden.

• Familienförderung entwickeln

Jedes Kind muss dem Staat gleich viel wert
sein. Das Kindergeld werden wir mittelfris-
tig auf den Betrag von 200 € anheben. Dies
entspricht der Steuerersparnis von Spitzen-
verdienern bei den Kinderfreibeträgen. Vor-
rang hat für uns die Verbesserung der Be-
treuungssituation. Mit einer erweiterten
steuerlichen Absetzbarkeit von Betreuungs-
kosten bei Berufstätigkeit werden besonders
Alleinerziehende entlastet. Wir führen mehr
Transparenz in der Familienförderung her-
bei und erleichtern es Familien, die ihnen
zustehenden Mittel zu erhalten.
Wir werden das Ehegattensplitting nicht ab-
schaffen, aber zugunsten der Förderung von
Kindern umgestalten. Steuereinnahmen, die
sich daraus ergeben, werden für Familien-
förderung und Kinderbetreuung eingesetzt
werden. 

• Gemeinsam für die Familie

Wir wollen eine gesellschaftliche Allianz
für die Familie. Alle können und müssen
dabei mithelfen.
Auch die Eltern und die Kinder. Fördern
und Fordern ist für uns durchgängiges Prin-
zip auch in der Familien-, Kinder- und Ju-
gendpolitik.
Deutschland soll ein kinder- und familien-
freundliches Land werden. Wir werden des-
halb bestehende und künftige gesetzliche
Vorschriften auf ihre Kinder- und Familien-
freundlichkeit überprüfen. So darf z.B. in
einer kinderfreundlichen Gesellschaft Kin-
derlärm nicht wie andere Lärmquellen be-
handelt werden.
Familieneinrichtungen, Verbände und Bera-
tungsstellen leisten wichtige Beiträge für
die Familien. Dies gilt in besonderer Weise
für Familien in Notsituation. Diese Bera-
tungsleistung muss weiter in angemessener
Weise unterstützt werden.

12. Zusammenhalt fördern – Gewalt ächten

Dieser Grundsatz muss gesellschaftlicher
Konsens in unserem Land sein. Er ist zen-

traler Erziehungsgrundsatz. Er muss glaub-
würdig vorgelebt werden.
Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf
gewaltfreie Erziehung. Die rechtlichen Vor-
aussetzungen dafür sind geschaffen, und das
Leitbild einer gewaltfreien Erziehung setzt
sich immer mehr im Bewusstsein der Men-
schen durch. 
Der Ausgleich von Interessengegensätzen
setzt die Fähigkeit und die Bereitschaft zum
Dialog und zum Kompromiss voraus. Das
muss gelehrt und gelernt werden. Regeln für
das Austragen von Konflikten müssen geübt
werden; Fairness auch in der Kontroverse
gehört dazu. 
Darstellungen realer Gewalt, viel mehr aber
noch der – oft gezielt brutalen und illegalen
– virtuellen Gewalt, die als Unterhaltung
und Nervenkitzel angeboten wird, dürfen
nicht ungefiltert und unmoderiert auf Kin-
der und junge Menschen einwirken. Gewalt
darf nicht als normaler, üblicher Mecha-
nismus der Konfliktregelung verstanden
und dargestellt werden.
Gerade in der modernen Mediengesellschaft
brauchen Kinder und Jugendliche einen
festen Wertekanon, der ihnen klare Orien-
tierung gibt. Es muss verhindert werden,
dass sich junge Menschen aus persönlichen
Problemen in eine virtuelle Welt flüchten
und so den Kontakt zur Realität und zum
menschlichen Mitfühlen verlieren.
Wir wollen als SPD Eltern und Erziehern
helfen, die Rolle der Gewalt in unserer Ge-
sellschaft zurückzudrängen und unsere Kin-
der vor gefährlichem Einfluss schützen.
Deshalb schlagen wir vor:
• dass die Erziehungskompetenz der El-

tern weiter gestärkt wird. Institutionen
wie Schule und Kindergarten sollen die
Eltern bei der Erziehung unterstützen
durch eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen Lehrern, Eltern und Kinder- und
Jugendhilfe. Damit werden wir auch die
Eltern erreichen, die bisher weniger an-
sprechbar waren für Erziehungsbera-
tung, und die Hilfe benötigen;

• dass der Deutsche Bundestag noch in
diesem Jahr eine Enquete-Kommission
einsetzt, die unter Beteiligung der Län-
der und Kommunen Vorschläge zur Ge-
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waltprävention unterbreitet. Die Kom-
mission soll jährlich dem Deutschen
Bundestag über die Ergebnisse ihrer Ar-
beit berichten;

• dass die Bundesregierung eine „Allianz
gegen Gewalt“ ins Leben ruft und dazu
eine Gründungsinitiative bildet, an der
auch Vertreter der klassischen und der
neuen Medien beteiligt sind;

• dass diese Allianz gegen Gewalt jährlich
Beispiele von vorbildlichem Engage-
ment junger Menschen füreinander und
gegen Gewalt bekannt macht und aus-
zeichnet;

• dass in den im neuen Jugendschutzge-
setz geplanten Selbstkontrolleinrichtun-
gen die Vertreter von Jugendschutz, Me-
dienaufsicht und Medienanbietern glei-
che und sichere Wertmaßstäbe entwi-
ckeln und die Chance nutzen, ein für Eu-
ropa einmaliges und zukunftsweisendes
System der Zusammenarbeit von staat-
licher Regulierung und gesellschaft-
licher Selbstregulierung aufzubauen;

• dass man nach dem Vorbild der klassi-
schen Medien ein gemeinsames Vorge-
hen von staatlichem Jugendschutz und
Internet-Anbietern initiiert, das über
freiwillige Selbstverpflichtungen und
die Entwicklung von Qualitätsmaßstä-
ben sowie neuartiger Filtertechnologien
für Kinder und Heranwachsende sichere
Räume schafft;

• dass der UNESCO-Gipfel zur Informa-
tionsgesellschaft 2004 genutzt wird, um
auch auf internationaler Ebene nach
Wegen zu suchen, um auf eine mit der
Natur des weltweiten Netzes verträg-
lichen Art Missbrauch und Gewaltver-
herrlichung zu verhindern.

13. Generationen miteinander

Die Lebenschancen der Menschen stehen
im Mittelpunkt des politischen Auftrags.
Das gilt für alle Lebensphasen, gerade auch
für die Zeiten vor und nach der Erwerbstä-
tigkeit.
Die individuelle Lebenszeit wächst. Die
Menschen in Deutschland leben im Allge-
meinen deutlich länger als die Generationen
zuvor. Der Wohlstand und unser leistungsfä-

higes Gesundheitswesen tragen wesentlich
dazu bei.
Im Gegensatz zur individuellen Lebenszeit
ist die Lebensarbeitszeit geschrumpft und
zwar erheblich. Die Jungen treten später ins
Erwerbsleben ein, die Älteren scheiden frü-
her aus. Diese Tendenz muss umgekehrt
werden. 
Aber unabhängig davon gilt: Jugend dauert
länger. Und Alter dauert länger. Das verän-
dert unsere Gesellschaft. 

• Jugend braucht Chancen

Junge Menschen brauchen Chancen, Mäd-
chen und Jungen in gleicher Weise. Sie
brauchen materielle Sicherheit und Bil-
dungsangebote, sie brauchen emotionale
Zuwendung und Ansporn. 
Am Anfang steht die Familie. Sie ist die
wichtigste Erfahrung für Kinder und Ju-
gendliche. Denn hier werden Werte gesetzt
und wird Kultur gelernt, entstehen Vertrau-
en, Selbstbewusstsein und Bindung. In der
Familie lernen junge Menschen die gegen-
seitige Verantwortung der Menschen fürein-
ander. Wir stützen die Familie.
Betreuungsangebote für Kinder und Schüler
sind wichtig für diese und für ihre Familien.
Deshalb setzen wir in unserer Politik einen
Schwerpunkt in der Ganztagsbetreuung.
Diese ist bisher in Deutschland insgesamt
noch unzureichend. 
Die Lebensperspektiven der jungen Men-
schen hängen wesentlich ab von ihren Be-
rufsperspektiven. Bildungs- und Ausbil-
dungsangebote müssen dem entsprechen. 
Kein Jugendlicher darf von der Schule in
die Arbeitslosigkeit fallen. Jeder und jede
erhalten ein Angebot für Ausbildung oder
Beschäftigung.
Priorität hat die qualifizierte berufliche Bil-
dung in Betrieben und Berufsschulen. Un-
sere Bemühungen der vergangenen Jahre
zeigen Wirkung. Die Zahl der Ausbildungs-
plätze übersteigt insgesamt inzwischen wie-
der die Nachfrage. Aber es gibt noch große
regionale Unterschiede zwischen West und
Ost.
Deshalb werden wir ein JUMP-Plus-Pro-
gramm für Jugendliche als Beschäftigungs-
brücke Ost nach der Erstausbildung ent-
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wickeln. Hierdurch sollen 100.000 zusätz-
liche Arbeitsplätze für Jugendliche u.a. in
Beschäftigungsfeldern des gesellschaft-
lichen Bedarfs (Soziales, Kultur etc.) im
Rahmen von Infrastrukturmaßnahmen so-
wie durch eine Verknüpfung von Altersteil-
zeit mit Jugendteilzeit geschaffen werden.
Auch Jugendliche ohne Schulabschluss
müssen eine Chance haben. Eine gezielte
Förderung von lernschwachen Jugendlichen
ist für uns Ausdruck von Chancengleichheit.
Teilzertifikate auf dem Weg zu einer vollen
Berufsausbildung können dabei helfen.
Mit dem Programm „Jugendarbeit ans
Netz“ werden wir in den nächsten vier Jah-
ren 50.000 Jugendfreizeiteinrichtungen ans
Netz bringen.

Jugend – individuell und solidarisch 

Unsere Gesellschaftspolitik will die Einzel-
nen stärken und ihnen Optionen eröffnen. 
Mehr Jugendliche als je zuvor erhalten eine
gute Ausbildung. Individuelle Lebensent-
würfe werden möglich und akzeptiert. Die
Mobilität erleichtert die Erfahrung des An-
deren, auch Fremden. Die Informationsviel-
falt, richtig genutzt, befördert spezifische
Interessen und Zielsetzungen.
Neue Formen solidarischen Zusammenhalts
und sozialer Verantwortungsbereitschaft
entstehen. In tradierten und in neuen Initia-
tiven der Gesellschaft, die sozialen, kultu-
rellen oder sportlichen Aktivitäten gewid-
met sind. Dem Engagement von Jugend-
lichen haben wir durch den Ausbau der
Freiwilligendienste Rechnung getragen.
Diesen Weg werden wir weitergehen. 
Wir brauchen die politische Arbeit junger
Menschen im Gemeinwesen. Deshalb wol-
len wir jungen Menschen mehr Möglichkei-
ten geben und Anreize schaffen, auch im
politischen Raum mitzuwirken und mitzu-
entscheiden.
Gemeinsam mit den Ländern und Kommu-
nen streben wir ein internationales Jugend-
austauschprogramm an, durch das jeder Ju-
gendliche in Deutschland die Möglichkeit
erhält, in seiner Schulzeit im Ausland Er-
fahrungen und Eindrücke zu sammeln.
Zu den Aktivposten unserer Gesellschaft
zählen die Jugendverbände in ihrer ganzen

Vielfalt. Wir werden die Träger der Jugend-
arbeit bei ihrer Suche nach zeitgemäßen An-
geboten weiter unterstützen.

• Die Chancen des längeren Lebens

In den letzten 100 Jahren hat sich die durch-
schnittliche Lebenserwartung verdoppelt
und sie steigt weiter. Die Geburtenrate ist
jedoch seit Jahrzehnten dauerhaft niedrig. 
Die Chancen dieser demographischen Ent-
wicklung wollen wir nutzen, ihre Risiken
minimieren. Betroffen sind fast alle gesell-
schaftlichen Bereiche. 
Die Menschen leben nicht nur länger, sie
sind auch länger fit und mobil. Die Gruppe
der 60-Jährigen und Älteren wird immer
größer in unserer Gesellschaft.

Alterssicherung gewährleistet

Alt sein heißt in unserer Gesellschaft nicht
automatisch arm sein. Insgesamt haben die
Älteren mehr als Generationen zuvor. Unse-
re sozialen Sicherungssysteme bewähren
sich. Und nicht Wenige haben darüber hin-
aus etwas ansparen können, in Form von
Wohneigentum oder als Kapital.
Das Wichtigste aber: Wir haben mit der
Rentenreform einen großen Schritt getan,
die Alterssicherung langfristig zu stabilisie-
ren. Wir haben die gesetzliche Rentenversi-
cherung von der Finanzierung versiche-
rungsfremder Leistungen befreit und die
Renten auf hohem Niveau zukunftssicher
gemacht. Dabei wird die jüngere Genera-
tion nicht überfordert. 
Mit dem Aufbau einer kapitalgedeckten und
staatlich geförderten privaten oder betrieb-
lichen Säule der Alterssicherung schaffen
wir zusätzliche Sicherheit für ein sorgen-
freies Alter.

Für Qualifizierung ist es nie zu spät

Auch nach dem Eintritt ins Rentenalter wird
die Bildung, Fortbildung und Qualifizierung
zunehmend eine Chance – unabhängig von
vordergründiger beruflicher Verwendbar-
keit. In der Wissensgesellschaft wird es eine
größere Integration der Älteren ins Bil-
dungssystem geben müssen, vermehrt aber
auch Akademien, Fachschulen und Unis für
Seniorinnen und Senioren. 
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Gut wohnen

Der Wohlstandsgewinn der vergangenen 50
Jahre zeigt sich in wenigem deutlicher als in
der Wohnqualität. Die meisten wohnen gut.
Und der Trend bei der älteren Generation
geht eindeutig dahin, im Alter eigenständig
zu wohnen und zu leben. Meist in Wohnun-
gen und in Umgebungen, die man kennt und
wo man zu Hause ist. 
Und fast immer lassen sich Wohnungen re-
lativ preiswert alten- und behindertenge-
recht so einrichten, dass die Bewohner
nichts an der Wohnqualität missen müssen.
Im Alter gut wohnen ist etwas, wofür die
Einzelnen und die Politik viel tun können
und sollten. Und es ist volkswirtschaftlich
und sozialpolitisch vernünftig. 

Zusammenhalt der Gesellschaft mit
aktiven Senioren 

Unsere Gesellschaft braucht die neuen
Ideen der Jungen, wenn sie vorwärts kom-
men will. Und sich braucht die Erfahrung
der Älteren, wenn sie vorhandenes Wissen
umfassend nutzen will. Es gibt viele Aufga-
ben in unserem Land, bei denen Erfahrung
und Umsicht gebraucht werden. Das gilt
über das Erwerbsleben hinaus. 
Das ehrenamtliche Engagement ist unver-
zichtbar und bei vielen Älteren vorbildlich.
Das freiwillige soziale Jahr wurde für junge
Menschen kreiert. Aber es muss nicht auf
sie begrenzt sein.

Schutz und Hilfe für ältere Menschen

Wir haben die Weichen gestellt, damit die
Menschen auch in Zukunft in Würde und
selbstbestimmt alt werden können. Die
Qualität in der Pflege wurde verbessert, die
Rechte von Heimbewohnern wurden ge-
stärkt. Wir werden die Altenhilfestrukturen
auch in Zukunft weiter entwickeln.

14. Gleichstellung der Geschlechter

Soziale Gerechtigkeit heißt auch: Chancen-
gleichheit der Geschlechter. Die Chancen
der Frauen müssen weiter verbessert wer-
den.
Unsere Politik zielt auf ein selbstbestimm-
tes, selbstverständlich partnerschaftliches

Miteinander von Frauen und Männern in al-
len Lebensbereichen. Wir haben seit 1998
die Chancengleichheit von Frauen und
Männern ein gutes Stück vorangebracht.
Mit dem Gleichstellungsgesetz für den öf-
fentlichen Dienst, mit dem Rechtsanspruch
auf Teilzeit, mit der Novellierung des
Bundeserziehungsgeldgesetzes, mit der
Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Le-
bensgemeinschaften, mit dem Einstieg in
eine eigenständige Alterssicherung der Frau
sowie der Neufassung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes und dem Gewaltschutzgesetz
haben wir wesentliche rechtliche Verbesse-
rungen zum Abbau von geschlechtsspezifi-
schen Benachteiligungen geschaffen.
Diesen gleichstellungspolitischen Kurs wol-
len wir fortsetzen. So streben wir an, das
Berufsspektrum für Frauen zu erweitern,
insbesondere in der IT-Branche und in tech-
nischen Berufen. Bis zum Jahr 2005 wollen
wir den Frauenanteil in den entsprechenden
Studiengängen auf 40 % steigern. Den
Frauenanteil am wissenschaftlichen Perso-
nal an Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen wollen wir deutlich erhöhen.
Die gleichberechtigte Beteiligung von Frau-
en und Männern an der Erwerbsarbeit, an
der Familienarbeit und in Gesellschaft und
Politik bleibt unser Ziel:
– Die erklärte Bereitschaft der Unterneh-

men, die Berufschancen von Mädchen
und Frauen in der Privatwirtschaft um-
fassend zu verbessern und Frauen
gleichberechtigten Zugang zu Führungs-
positionen einzuräumen, muss bald zu
positiven Ergebnissen führen. Sonst
werden wir der Chancengleichheit in der
Privatwirtschaft 2003 mit gesetzlichen
Regelungen zum Durchbruch verhelfen.

– Junge Frauen verfügen heute über hervor-
ragende Qualifikationen, die in der Ar-
beitswelt aber noch zu wenig anerkannt
werden. Wir können in Deutschland
international aber nur wettbewerbsfähig
bleiben, wenn erstklassig ausgebildete
und leistungsbereite Frauen ihre Fähig-
keiten auch beruflich nutzen können. 

– Die Frauenerwerbsquote muss auf das Ni-
veau vergleichbarer Industrieländer stei-
gen. Wir werden deshalb durch mehr
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Betreuungsangebote für Kinder die
Chancen der Mütter zur Erwerbstätig-
keit verbessern. 

– Frauen, die den Sprung in die Selbstän-
digkeit wagen wollen, werden wir ge-
zielt unterstützen.

Die Gleichstellung der Geschlechter ist eine
Querschnittsaufgabe, die bei allen politi-
schen Entscheidungsprozessen im Sinne des
Gender Mainstreaming mit bedacht werden
muss. Die Bundesregierung wird regelmä-
ßig mit einem Bericht über den Stand der
Gleichstellung in Deutschland informieren.
Mindestens einmal in einer Legislaturperio-
de wird der Bundeskanzler zusätzlich eine
„Regierungserklärung zur Lage der Gleich-
stellung von Männern und Frauen in
Deutschland“ abgeben, um noch bestehende
Defizite offen zu legen, Fortschritte aufzu-
zeigen und die sich daraus ergebenden Kon-
sequenzen darzulegen.
Darüber hinaus wollen wir ein „Gender-In-
stitut“ des Bundes errichten, das die gesell-
schaftliche Entwicklung beobachtet und
analysiert, Fachwissen sammelt und aufbe-
reitet und Vorschläge für den weiteren Weg
zur Chancengleichheit entwickelt.
Mit dem nationalen Aktionsplan haben wir
der Gewalt gegen Frauen erfolgreich den
Kampf angesagt. Gemeinsam mit allen be-
teiligten Institutionen werden wir diesen
Weg fortsetzen.

15. Für ein leistungsfähiges und solidari-
sches Gesundheitswesen

Gesundheit ist für jeden Menschen ein kost-
bares Gut. Deshalb ist eine erstklassige me-
dizinische Versorgung besonders wichtig.
Wer im Gesundheitswesen die Solidarität
erhalten und die Qualität stärken will, muss
zu mutigen Reformen bereit sein. Dazu ist
es unverzichtbar, die solidarische Wettbe-
werbsordnung im Gesundheitswesen auszu-
bauen und die Transparenz zu verbessern.
Daran haben wir die ersten Reformschritte
orientiert: Die Gesundheitsreform 2000, der
Risikostrukturausgleich, die aktive Präven-
tion, die Dämpfung der Arzneimittelkosten
und ganz besonders die Fallpauschalen im
Krankenhaus bremsen die Kostenentwick-
lung und weisen in die richtige Richtung.

• Solidarität erhalten

Das Prinzip der solidarischen Ausrichtung
des Gesundheitswesens bleibt richtig – die
Solidarität zwischen Gesunden und Kran-
ken; ebenso die paritätische Finanzierung
der Krankenversicherung durch Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber.
Zu den solidarischen Stärken unseres Ge-
sundheitssystems zählen:
Umfassender Versicherungsschutz für alle,
ein vom Einkommen unabhängiger Leis-
tungsanspruch, die strikte Orientierung am
medizinisch Notwendigen, Versorgung ohne
Wartelisten.
Diese Vorzüge werden wir erhalten. Des-
halb lehnen wir die Aufteilung der Leistun-
gen in Grund- und Wahlleistungen ab. Eine
Zwei-Klassen-Medizin wird es mit uns
nicht geben.

• Qualität sichern und stärken

Ärztliches und pflegerisches Können sowie
Leistungskraft und Vielzahl medizinischer
Einrichtungen und Unternehmen sichern
bisher eine gute Versorgung. Wissenschaft
und Forschung tragen wesentlich dazu bei.
Unter-, Über- oder Fehlversorgungen müs-
sen vermieden werden. Und die Versorgung
muss finanzierbar sein. Dazu braucht das
System mehr Wettbewerb im Rahmen einer
solidarischen Ordnung.
So werden wir das deutsche Gesundheits-
wesen zukunftsfähig machen und seine
Qualität sichern und stärken:
– Der Leistungskatalog der gesetzlichen

Krankenversicherung bleibt einheitlich
und gemeinsam für alle Krankenkassen
und umfasst das medizinisch Notwendi-
ge. Er wird auf der Basis gesicherter
wissenschaftlicher Erkenntnisse an den
medizinischen Fortschritt angepasst.
Ausbildung und Weiterbildung der Ärz-
tinnen und Ärzte müssen dem genügen.

– Für die wichtigsten Krankheitsbilder
und insbesondere für chronische Krank-
heiten werden auf der Basis allgemein
anerkannter Standards Behandlungsleit-
linien formuliert.

– Die Behandlungsleitlinien und die Fort-
schreibung des Leistungskatalogs wer-
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den von einer öffentlichen Institution
unabhängiger Sachverständiger vorbe-
reitet. Sie sind bei der Vertragsgestal-
tung zu berücksichtigen.

– Mehr Vertragsfreiheit für Ärztinnen und
Ärzte, für die Krankenhäuser und sonsti-
gen Leistungserbringer, aber auch für
die Krankenkassen.

– Die Anbieter von Gesundheitsleistungen
und die Kassen sollen Einzelverträge ne-
ben den bisherigen Kollektivverträgen
abschließen können.

– Die Kassen sollen Verträge mit denjeni-
gen Leistungsanbietern schließen kön-
nen, die ein festgelegtes Qualitätsniveau
zu angemessenen Kosten garantieren.
Der Kontrahierungszwang wird entspre-
chend modifiziert.

– Für die Versicherten ist der Zugang zu
den medizinisch notwendigen Leistun-
gen jederzeit wohnortnah sichergestellt. 

Das gewährleisten die gesetzlichen Kran-
kenversicherungen gemeinsam mit den Ver-
einigungen der Ärzte und Ärztinnen (Kol-
lektivverträge) und ergänzend mit einzelnen,
ambulant tätigen Ärztinnen und Ärzten (Ein-
zelverträge). Wo nötig werden auch stationä-
re Einrichtungen und andere Gesundheitsbe-
rufe in die Sicherstellung einbezogen.
– Zukünftig sollen bevorzugt Systeme der

integrierten Versorgung aufgebaut und
eine bessere Abstimmung zwischen sta-
tionärem und ambulantem Bereich er-
möglicht werden.

– Für die Versicherten bleibt die freie
Arztwahl erhalten.

– Die Kassen können Versicherten, die
sich bereit erklären, den Hausarzt als
Lotsen im System zu nutzen, besondere
Tarife anbieten.

– Der Prävention messen wir größere Be-
deutung bei und bauen sie zu einer ei-
genständigen Säule neben der Akutbe-
handlung und der Rehabilitation aus.
Vorrangige Präventionsmaßnahmen sind
ein nationales Herz-Kreislaufprogramm,
ein Anti-Tabakprogramm und ein Früh-
erkennungsprogramm für Krebserkran-
kungen.

– Wir regeln die Versorgung mit Arznei-
mitteln so, dass sie auch in Zukunft

hochwertig ist und Innovationen ermög-
licht.

– Die gesetzliche Krankenversicherung
wird höhere Kosten für neu zugelassene
Arzneimittel nur dann erstatten, wenn
durch unabhängige Sachverständige ein
Zusatznutzen bestätigt wird. Der Ver-
trieb und die Preisbildung für Arznei-
mittel werden liberalisiert und fortent-
wickelt.

– Der Patientenschutz in der Medizin be-
kommt einen höheren Stellenwert (In-
formation, Beratung, Stärkung der Pa-
tientenrechte).

– Wir führen auf freiwilliger Basis den
Gesundheitspass ein. Patientinnen und
Patienten wird so mehr Transparenz,
mehr Leistungssicherheit und ein besse-
rer Einblick in die jeweiligen Behand-
lungen ermöglicht. Darüber hinaus
schützt der Gesundheitspass vor unnöti-
gen Doppeluntersuchungen, vermindert
unerwünschte Nebenwirkungen und
stärkt die Datensicherheit der Patienten.

• Die Finanzierungsgrundlage der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV)
sichern

Die hohe Qualität der medizinischen Ver-
sorgung für alle Patientinnen und Patienten
muss finanzierbar bleiben. Qualität in der
Versorgung und Wettbewerb im System die-
nen diesem Ziel. Wirtschaftlichkeit stabili-
siert die Beitragssätze.
Die Beitragszahler können mit Recht erwar-
ten, dass alle Effizienzreserven mobilisiert
werden. Die Behandlungskosten müssen für
die Patienten transparent sein.
Aus Gründen der Beitragsgerechtigkeit und
der demografisch bedingten Veränderungen
ist es nötig, den Kreis der gesetzlich Versi-
cherten zu verbreitern. Deshalb wird die
Versicherungspflichtgrenze für neue Mit-
glieder der GKV angepasst. Bei der Bei-
tragsbemessungsgrenze für die gesetzliche
Krankenversicherung gibt es keine Ände-
rungen.

• Wirtschaftsfaktor Gesundheitswesen

Das Gesundheitswesen in Deutschland ist
ein bedeutender Wirtschaftsfaktor, der zu
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Wohlstand und Beschäftigung erheblich
beiträgt. Auch deshalb werden wir Bemü-
hungen um Spitzenleistungen in der medizi-
nischen Forschung und in der Versorgung
unterstützen. Die alters- und geschlechts-
spezifischen Erfordernisse sind dabei be-
sonders zu berücksichtigen.
Angemessene Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten im Gesundheitswesen, insbe-
sondere im unmittelbaren Dienst an Kran-
ken, sind ein beachtlicher Wert an sich, aber
auch Voraussetzung für hohe Versorgungs-
qualität. Unzumutbare Belastungen müssen
abgebaut, die geltenden Normen des Ar-
beitszeitrechts umgesetzt werden. 

• Pflege

Die Pflegeversicherung bleibt ein wesent-
licher Zweig der Sozialversicherungen.
Wir werden die Leistungen der Pflege ent-
sprechend der Notwendigkeit einer älter
werdenden Gesellschaft gezielt fortentwi-
ckeln. Es geht um Qualität und um eine be-
darfsgerechte Versorgungsinfrastruktur, am-
bulant und stationär.
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum Familienlastenausgleich in der Pflege-
versicherung wird umgesetzt.
Wir gestalten die Schnittstellen zwischen
Krankenversicherung, Pflegeversicherung,
zwischen Pflege und Rehabilitation, aber
auch die Rolle der Pflege in der integrierten
Versorgung im Interesse der Pflegebedürfti-
gen neu. Hierzu gehört auch die Schaffung
zielgerichteter Übergänge von der Kranken-
hausbehandlung in die häusliche Pflege.
Unsere besondere Sorge gilt der Pflege de-
menziell Erkrankter. Ihnen und den pflegen-
den Angehörigen müssen weitere Verbesse-
rungen zuteil werden.
Bei all dem ist wichtig, die Rechte der Pfle-
gebedürftigen zu stärken und ihre Bedürf-
nisse zum Maßstab moderner Pflege zu ma-
chen.

16. Verbraucherschutz

Wir nehmen Verbraucherinteressen ernst.
Mit der Einrichtung des Ministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft haben wir Konsequenzen aus den
Versäumnissen und Krisen der Vergangen-

heit gezogen: die Zuständigkeiten wurden
gebündelt, Kontrollen verstärkt und die In-
formation der Verbraucher verbessert.
Nachdem wir die Rechte der Verbraucher
im Wirtschafts- und Zivil-, Wettbewerbs-
und Verfahrensrecht umfassend gestärkt ha-
ben, stärken wir mit dem Verbraucherinfor-
mationsgesetz jetzt auch die Informations-
rechte der Verbraucher. Die Behörden kön-
nen rechtzeitig auf Verstöße gegen verbrau-
cherschützende Vorschriften öffentlich hin-
weisen. 
Wir wollen die Weichen vom reparierenden
zum vorsorgenden Verbraucherschutz stel-
len und Chancengleichheit zwischen Ver-
brauchern und Anbietern erreichen.
Leitgedanken sind das Vorsorgeprinzip und
die Verantwortung des Anbieters.
Deshalb werden wir den Verbraucherschutz
zur Querschnittsaufgabe der Bundesregie-
rung machen.
Gesetze und Vorhaben der Bundesregierung
müssen in jedem Fall frühzeitig die Konse-
quenzen für die VerbraucherInnen  darstel-
len und die Auswirkungen abwägen.
Der Anspruch auf Verbraucherschutz gilt für
alle Lebensbereiche. Die Verbraucherinnen
und Verbraucher sollen darauf vertrauen
können, nur gesunde und hochwertige Nah-
rungsmittel zu bekommen. Wir wollen eine
konsequente Qualitäts- und Herkunftssiche-
rung. Diese entwickeln wir zusammen mit
allen Beteiligten in der Lebensmittelkette
vom landwirtschaftlichen Betrieb bis hin
zur Ladentheke. Verstöße gegen Kennzeich-
nungsvorschriften oder gegen Richtlinien
für Öko-Produkte werden mit Strafen be-
legt.
Verbraucherschutz umfasst weit mehr als
nur Lebensmittelsicherheit. Er betrifft eine
Vielzahl von Konsum- und Lebensberei-
chen – angefangen von grundlegenden Fra-
gen wie Preisangaben und Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen über die Sicherheit und
den Schutz vor schädlichen Chemikalien
bei Konsumgütern wie Möbeln, Spielzeug
oder bei Arzneimitteln bis hin zu unter-
schiedlichsten Dienstleistungen wie Banken
und Versicherungen, Reisen, Energieversor-
gung, Online-Handel, Gesundheitsangebo-
ten, der Insolvenzschutz für private Bauher-
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ren und die private Altersvorsorge.
Wir wollen die Rechte der Verbraucher stär-
ken:
• als  Versicherungsnehmer: Die Informa-

tionspflichten der Versicherungsunterneh-
men und ihrer Makler werden ausgebaut.
Im Streitfall muss die Versicherung nach-
weisen, ihrer Informationspflicht (z.B.
über Deckungslücken oder Haftungsaus-
schlüsse) nachgekommen zu sein.

• bei Finanzdienstleistungen: Es werden
Mindeststandards für vertragliche Ver-
einbarungen, Produktinformationen und
die Konkurssicherung von Versiche-
rungsansprüchen entwickelt und gesetz-
lich vorgegeben. Der Anlegerschutz für
Privatanleger wird verbessert. Vermö-
gensverwalter werden für durch ihre Tä-
tigkeit den Kunden entstandenen Schä-
den schadensersatzpflichtig.

• als  private Bauherren: Der Schutz vor
Pleiten der Bauunternehmen oder irrefüh-
renden Leistungsbeschreibungen. Bau-
unternehmen werden gesetzlich verpflich-
tet, private Bauherren für den Fall der In-
solvenz finanziell zu sichern und zu ge-
währleisten, dass Bauvorhaben fertigge-
stellt oder festgestellte Mängel durch
Drittunternehmen zu beseitigen sind.

• als Patienten im Gesundheitswesen: Die
Bundesregierung wird einen Patienten-
schutzbeauftragten einsetzen, der An-
sprechpartner für alle Patienten ist, durch
einen jährlichen Patientenschutzbericht
Öffentlichkeit für die Probleme von Pa-
tienten schafft, Modellprojekte voran-
treibt und den Problemen der Patienten
politisch Gehör verschafft.

Unverzichtbar ist darüber hinaus eine unab-
hängige Verbraucheraufklärung. Dazu wollen
wir die Verbraucherorganisationen stärken. 
Wir wollen es dem einzelnen Verbraucher
außerdem erleichtern, seine Rechte durch-
zusetzen. Dazu ist zu überprüfen, ob die
heutigen Verbandsklagebefugnisse ausrei-
chend sind. Mit dem Ausbau von verbrau-
cherfreundlichen Beschwerdesystemen
wollen wir daher den Weg für schnelle und
faire Verfahren in der außergerichtlichen
Streitschlichtungen ebnen. 

Den Verbrauchern wollen wir bei irrefüh-
render Werbung und falschen Versprechen
ein Vertragsauflösungsrecht einräumen.
Im Falle wettbewerbswidrigen Verhaltens
sollen Verbraucher Anspruch auf individuel-
len Schadensersatz erhalten.
Wir werden außerdem dafür sorgen, dass
aus unlauterer Werbung entstandene Gewin-
ne abgeschöpft werden.

17. Innere Sicherheit

• Sicherheit: Ein Bürgerrecht

Sicherheit vor Gewalt und Willkür ist die
Grundlage einer jeden freiheitlichen Gesell-
schaft.
Der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor
Verbrechen, Gewalt und Extremismus ist
eine zentrale Aufgabe unseres Rechtsstaats.
Nur wer entschlossen gegen Kriminalität
und ihre Ursachen vorgeht, kann Freiheit
und Demokratie garantieren. Für uns Sozi-
aldemokraten ist auch Sicherheit ein Bür-
gerrecht.
Deutschland ist mittlerweile eines der si-
chersten Länder der Welt. Die Kriminalität
sinkt und gleichzeitig steigt die Aufklä-
rungsrate. Das ist vor allem ein Verdienst
unserer Polizei, die engagierte Arbeit leistet
und für deren aufgabengerechte Ausstattung
immer wieder neu gesorgt werden muss.
Bei der Bekämpfung der Alltagskriminalität
gibt es deutliche Erfolge. Sie wirken sich
positiv auf das Sicherheitsempfinden der
Bürgerinnen und Bürger aus. Die Zahl der
Wohnungseinbrüche ist ebenso rückläufig
wie die der Auto- und Taschendiebstähle. 
Raubdelikte und Morde werden weniger.
Die organisierte Kriminalität bekämpfen
wir erfolgreich durch erhöhten und effizien-
ten Personaleinsatz und modernste Technik.
Die Bürgerinnen und Bürger können sich
darauf verlassen, dass für uns Sozialdemo-
kraten Innere Sicherheit eine Sicherheit für
alle ist – und nicht nur für die, die sich pri-
vate Sicherheit finanziell leisten können.

• Vorbeugen ist der beste Schutz

Durch präventive Maßnahmen können Ver-
brechen bereits im Vorfeld wirkungsvoll
verhindert werden.
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Wie versprochen, haben wir im Jahr 2001
erstmalig einen periodischen Sicherheitsbe-
richt erstellt. Er erfasst das gesamte Spek-
trum der Kriminalität und bezieht die Arbeit
von Polizei, Justiz und Strafvollzug umfas-
send ein. Er zeigt: Weiterführende präventive
Maßnahmen ermöglichen eine effektivere
Verbrechensbekämpfung. Repression ist not-
wendig. Aber Repression allein genügt nicht.
Dies gilt ganz besonders, wenn es darum
geht, das Abgleiten von Kindern und Ju-
gendlichen in die Kriminalität zu verhin-
dern. Hier sind die verantwortlichen Eltern
besonders gefordert. Wo sie zum Eingreifen
nicht bereit oder in der Lage sind, müssen
die zum Handeln berufenen staatlichen In-
stitutionen eingreifen.
Aber auch hier gilt: Bei strafbarem Verhal-
ten ist eine rasche Reaktion von Polizei und
Justiz, aber auch der Kinder- und Jugendhil-
fe gefragt. Wegsehen hilft nicht. Verant-
wortlich handeln heißt eingreifen. Auch
rechtzeitige Repression hat präventive Wir-
kung.

• Wir bekämpfen Korruption 

Korruption ist ein Krebsübel, auch in ent-
wickelten Industrieländern. Wir bekämpfen
sie auch in unserem Rechtsstaat mit Konse-
quenzen. Die Legitimität demokratischer
Gesellschaften und die Glaubwürdigkeit ih-
rer Politiker können nur gewahrt werden,
wenn politische und administrative Ent-
scheidungen nicht käuflich sind. 
Die Möglichkeiten des Strafrechts zur Be-
kämpfung von Korruption sind begrenzt:
Auch hier gebührt der Prävention Vorrang.
Wir ergreifen deshalb alle notwendigen
Maßnahmen, Korruption auf allen Ebenen
wirkungsvoll zu bekämpfen. 
Organisationsstrukturen und Entschei-
dungsprozesse müssen transparent sein.
Dies kann z. B. durch die Berücksichtigung
des Vier-Augen-Prinzips bei der Auf-
tragsvergabe, durch eine personale Tren-
nung von Leistungsausschreibung und Zu-
schlagserteilung, durch das Rotationsprin-
zip bei den öffentlichen Auftraggebern und
in den Entscheidungsstellen, durch einen
befristeten Ausschluss von der Korruption
überführter Firmen oder durch die Einrich-

tung eines zentralen Korruptionsregisters
erreicht werden. Harte Strafen für Korrup-
tion sind unverzichtbar. Die Wirtschaftsver-
bände und Institutionen sind ebenfalls ge-
fordert, dem Unwesen der aktiven Beste-
chung zu Leibe zu rücken, z. B. mit einem
Ehrenkodex für das Unternehmensmanage-
ment.

• Sichere Wege – sichere Städte

Unser Konzept „Sichere Kommune“ sorgt
für mehr Sicherheit im unmittelbaren
Wohn- und Lebensumfeld. Das private Si-
cherheitsgewerbe ist an manchen Orten er-
gänzend nötig. Wir wollen aber, dass nur
qualifiziertes Personal tätig werden darf.
Deshalb haben wir erstmals eine Rechts-
grundlage für das private Sicherheitsgewer-
be geschaffen.
Der offene Einsatz von Videokameras an
Kriminalitätsbrennpunkten trägt dazu bei,
dass die Vorbeugung verstärkt, die Zahl der
Verbrechen reduziert, die Aufklärung und
das Sicherheitsgefühl verbessert werden. Im
Rahmen ihrer Verantwortung hat die
Bundesregierung u.a. für Bahnhöfe neue ge-
setzliche Grundlagen geschaffen. 
Wir wollen – mit den Ländern – die Video-
kameraüberwachung verantwortbar einset-
zen. Dabei werden datenschutzrechtliche
Belange beachtet.
Zur Bekämpfung der Drogenkriminalität
haben wir neue Wege eingeschlagen. Wir
schützen unsere Kinder vor den Versuchun-
gen der Droge, vor unverantwortlichen Dro-
genhändlern und vor Verwahrlosung und
Beschaffungskriminalität. 
Unsere Drogenpolitik steht heute auf vier
Säulen: Weitgefächertes Präventionssystem,
Hilfe für Süchtige, Überlebenshilfen, kon-
sequentes Vorgehen gegen Drogendealer
und die hinter ihnen stehenden internationa-
len kriminellen Kartelle. 
Das hat sich bewährt: Im vergangenen Jahr
sank die Zahl der Rauschgifttodesfälle
deutschlandweit erstmals seit 1997 um etwa
9,6 %.
Wir haben das Waffenrecht modernisiert
und bekämpfen so den Missbrauch von
Waffen. Waffen dürfen nur in die Hände ab-
solut zuverlässiger Personen.

48



• Unsere Kinder schützen

Die Verbrechen gefährlicher Sexualstraftä-
ter haben Kindern das Leben gekostet und
bringen unermessliches Leid über ihre Fa-
milien. Wir müssen eine möglichst optima-
len Schutz vor derartigen Verbrechen ge-
währleisten. 
Eine wirksame Rückfallprophylaxe und
bessere Prävention stehen deshalb im Zen-
trum unseres resozialisierenden Straf- und
Maßregelvollzugs.
Um Kinder wirksamer zu schützen, haben
wir den Anwendungsbereich der Siche-
rungsverwahrung rechtsstaatlich erweitert
und damit die Gefahr verringert, die von
Wiederholungsstraftätern ausgeht. Sicher-
heit geht vor, daran halten wir fest.
Den Missbrauch des Internets für Straftaten,
insbesondere auch zur Nutzung von Kinder-
pornographie, und erst recht ihre Herstel-
lung bekämpfen wir mit den gebotenen
rechtsstaatlichen Mitteln. 
Darüber hinaus werden wir bei schweren
Delikten Nutzen und Risiken einer Erweite-
rung sowohl der Überwachung der Tele-
kommunikation als auch der Eintragungs-
voraussetzungen für die DNA-Analyse-
Datei des Bundeskriminalamtes überprü-
fen.

• International kooperieren

Wir haben die Zusammenarbeit zwischen
dem Bundesgrenzschutz (BGS) und den
Länderpolizeien verbessert. Auch die inter-
nationale Kooperation des BGS mit Italien,
Frankreich, Polen und vielen anderen euro-
päischen Staaten wurde intensiviert.
Die polizeiliche Zusammenarbeit mit den
Bundesländern und unseren europäischen
Nachbarn wird gefestigt. Gegen die organi-
sierte Kriminalität wird unnachsichtig vor-
gegangen. 
Dem dienen auch der Aufbau von Ermitt-
lungsteams, eines Expertenteams gegen
Terrorismus, einer europäischen Grenzpoli-
zei und die Bekämpfung illegaler Finanz-
ströme.
Wir machen ernst mit dem Gedanken grenz-
überschreitender Zusammenarbeit, weil
auch das Verbrechen keine Grenzen kennt.

Dabei kommt gerade auch der internationa-
len Kooperation von Staatsanwaltschaften
und Gerichtsbarkeit in Europa und darüber
hinaus eine wachsende Bedeutung zu.
Durch die Modernisierung von Recht und
Justiz erhöhen wir zugleich die Qualität der
internationalen Zusammenarbeit und die
Bedeutung der rechtsstaatlichen Grundsät-
ze.

• Dem Terrorismus den Boden entziehen

Der 11. September hat in erschreckender
Weise gezeigt, dass der Schutz der Bürge-
rinnen und Bürger ein neues und umfassen-
des Sicherheitsmanagement erfordert. Des-
halb haben wir sofort und umfassend rea-
giert.
Der Sicherheitsbereich wurde im Jahr 2002
um über 350 Millionen € und 2.320 zusätz-
liche Kräfte aufgestockt. 
Die Kontrollen an Grenzen, Flughäfen und
sicherheitsempfindlichen Einrichtungen
wurden verstärkt. In den Flugzeugen reisen
seit dem 24. September 2001 bei Bedarf be-
waffnete Beamte mit. Pässe und Personal-
ausweise erhalten neue Sicherheitsmerkma-
le und werden so noch fälschungssicherer.
Außerdem werden wir die Aufnahme bio-
metrischer Merkmale gesetzlich regeln –
unter strikter Berücksichtigung der Belange
des Datenschutzes.
Das Sicherheitsmanagement nach den An-
schlägen in den USA und angesichts der
neuen Gefahr des Bioterrorismus hat den
Ausbau des Zivilschutzes und der Notfall-
koordinierung erforderlich gemacht. 
Informationsfluss und die Koordinierung
zwischen Bund und Ländern wurden er-
heblich verbessert. Logistik und Ausstat-
tung der Katastrophenschutzeinrichtung
auch. Neu eingerichtet wurden öffentliche
Warnsysteme über die modernen Medien
und eine Zentralstelle für bioterroristische
Gefahren beim Robert-Koch-Institut in Ber-
lin.
Informationen zu schwerwiegenden Strafta-
ten aus ganz Europa werden zusammenge-
führt und zentral ausgewertet. Die Zu-
sammenarbeit der Staatsanwaltschaften und
der Justiz haben zur Wirksamkeit der Be-
kämpfung deutlich beigetragen.
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• Hilfe für Opfer verbessern

Mit dem Gewaltschutzgesetz und dem Ge-
setz zur Ächtung der Gewalt in der Erzie-
hung haben wir erfolgreich die Weichen zur
Bekämpfung von Gewalt gestellt. Wir haben
auch die Rechte für die Opfer von Straftaten
entscheidend verbessert. Sie können zu-
künftig im Strafprozess ihre immateriellen
und finanziellen Interessen verstärkt ein-
bringen.
Täter sollen in größerem Maße als bislang
bereits im Strafprozess zum Schadenersatz
verurteilt werden können. Opfer müssen
dann dazu keinen eigenen Prozess mehr
führen; sie sollen mit ihrer Entschädigung
künftig nicht mehr zurückstehen müssen,
bis der Täter die Geldstrafe bezahlt hat.
Durch eine Reform der Strafprozessord-
nung werden wir die Verfahren modernisie-
ren und beschleunigen. Opfer als Zeugen
werden besser als bisher vor unnötigen Be-
lastungen geschützt. Wir wollen den ver-
stärkten Einsatz von Bild- und Tonaufnah-
men. So werden quälende Mehrfachverneh-
mungen vermieden. Im Zuge der Verbesse-
rung des Sanktionensystems stellen wir si-
cher, dass endlich genügend Geld (10 % der
Geldstrafe) für Organisationen zur Verfü-
gung gestellt wird, die sich in besonderer
Weise um Hilfe für die Opfer kümmern.

• Datenschutz und IT-Sicherheit gewähr-
leisten

Die Sicherheit in offenen Datennetzen wie
dem Internet und die Weiterentwicklung des
Datenschutzes sind Grundlage für die Ge-
währleistung moderner Bürgerrechte in der
Informationsgesellschaft. IT-Sicherheit und
Datenschutz sind gleichzeitig eine wichtige
Voraussetzung für eCommerce und eGo-
vernment. Wir werden deshalb die informa-
tionelle Selbstbestimmung und das Recht
auf Zugang zu Informationen sicherstellen.
Wir setzen verstärkt auf die Entwicklung si-
cherer Software (Open-source-Lösungen).
Wir wollen Vertrauen schaffen. Dafür haben
wir gemeinsam mit den Anbietern eine Viel-
zahl von Maßnahmen zur Verbesserung der
Internetsicherheit umgesetzt und europa-
weit die modernsten rechtlichen Grundla-

gen für Anbieter und Verbraucher geschaf-
fen. Wir haben den Aufbau einer nationalen
Infrastruktur von sogenannten „Computer-
notfallteams“ (CERT) begonnen. Als nächs-
tes werden wir eine CERT-Infrastruktur
schaffen, die auch den Bürgerinnen und
Bürgern unmittelbar zur Verfügung steht.
Damit sie die neuen Dienstleistungen im
Internet sicher nutzen können.

18. Zuwanderung

Deutschland ist ein weltoffenes und auslän-
derfreundliches Land. Von insgesamt 7,3
Mio. Ausländern lebten mehr als die Hälfte
bereits seit 10 Jahren und länger bei uns.
Etwa zwei Drittel der hier lebenden auslän-
dischen Kinder und Jugendlichen sind in
Deutschland geboren. Das zeigt: Zur sozial-
demokratischen Integrationspolitik, die auf
Verständigung und Toleranz baut, gibt es
keine Alternative. 

• Integration braucht Bereitschaft 

Eine erfolgreiche Integration braucht den
Erfolgswillen beider Seiten. Sie braucht die
Zustimmung der Deutschen und sie setzt bei
den Zuwanderern den ernsthaften Willen
zur Integration in die deutsche Gesellschaft
voraus. 
Wir sind gegen jede Verfestigung kultureller
Parallelgesellschaften. Dazu hat das neue
Staatsangehörigkeitsrecht aus dem Jahre
2000 einen wichtigen Beitrag geleistet. 
In der Vergangenheit war Zuwanderung
nicht durch hinreichende Integration beglei-
tet. Wir verstärken nun die staatlichen An-
strengungen und werben um bürgerschaftli-
ches Engagement. Wir wollen verpflichten-
de staatliche Integrationsangebote und -kur-
se für Neuzuwanderer. Und Anreize für be-
reits hier lebende Migrantinnen und
Migranten. Der Bund wird sich an den Ko-
sten beteiligen.

• Zuwanderung steuern und begrenzen

Im globalen Wettbewerb um die besten
Köpfe geht es nicht um das „ob“ von Zu-
wanderung, sondern darum, wie sie im
Interesse Deutschlands gesteuert werden
kann. Eine vernünftige Arbeitsmigration be-
grenzt die Zuwanderung daher auf das
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volkswirtschaftlich sinnvolle und am Ar-
beitsmarkt notwendige, ohne die Aufnah-
mefähigkeit des Landes zu überfordern. Die
Green-Card-Regelung hat sich bewährt. Wir
stellen aber sicher, dass auch weiterhin nur
solche Arbeitsplätze durch Arbeitsmigran-
ten besetzt werden, für die sich keine inlän-
dischen Interessenten finden lassen. 
Unser Zuwanderungsgesetz garantiert das.

• Asylrecht schützen – Missbrauch
verhindern

Wir stehen uneingeschränkt zum Grund-
recht auf Asyl, das wir auch als kulturelle
Errungenschaft und moralische Verpflich-
tung der deutschen Nachkriegsdemokratie
begreifen. Wer auf Rettung angewiesen ist,
soll sie erfahren. 
Asylmissbrauch werden wir hingegen nicht
tolerieren. Unser neues Zuwanderungsge-
setz gibt uns die nötigen Mittel an die Hand,
besser und schneller dagegen vorzugehen.
Wir werden sie ausschöpfen, auch damit wir
die Kraft haben, den wirklich Verfolgten ef-
fektiven Schutz geben zu können. 

• Ein einheitliches europäisches Asyl-
recht schaffen

Auf europäischer Ebene werden wir uns
darüber hinaus für eine gerechtere Lasten-
verteilung und ein einheitliches Asylrecht
einsetzen, so dass die Mitgliedstaaten
gleichmäßiger belastet werden. Gleichzeitig
werden wir uns in den Krisenregionen enga-
gieren, um den Menschen in ihrer Heimat
eine Perspektive zu eröffnen und zu verhin-
dern, dass Menschen verfolgt und vertrie-
ben werden.

19. Moderner Staat

• Verlässlicher Partner

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten von
ihrer Verwaltung zu recht, dass ihre Angele-
genheiten schnell und unkompliziert erle-
digt werden. 
In unserer Regierungszeit haben wir mit
dem Programm „Moderner Staat – Moderne
Verwaltung“ den Wandel des hoheitlichen
Staates zu einem kundenorientierten Dienst-
leistungsunternehmen eingeleitet. 

So wird unser Leitbild vom „aktivierenden
Staat“ zur Wirklichkeit. Den eingeschlage-
nen Weg setzen wir fort: Bürokratieabbau,
modernes Management, Wettbewerb zwi-
schen den Behörden, größere Eigenverant-
wortung, betriebswirtschaftliche Kosten-
und Leistungsrechnung, effizienter Perso-
naleinsatz. Damit die Bürgerinnen und Bür-
ger den Staat an ihrer Seite und nicht vor ih-
rer Nase haben.
Mit erfolgreicher Public Private Partnership
– wie der Initiative „Schulen ans Netz“ –
wird der aktivierende Staat zu einem Partner
in einer lebendigen Zivilgesellschaft. Daran
werden wir anknüpfen. Es gibt eine Vielzahl
von Aufgaben, die wir zusammen mit priva-
ten Unternehmen und gesellschaftlichen
Akteuren besser und vielfach kostengünsti-
ger erledigen können.

• Verwaltung geht online

Mit der eGovernment-Initiative BundOnline
wollen wir bis 2005 alle 376 internetfähigen
Dienstleistungen der Bundesverwaltung on-
line zur Verfügung stellen. 
Schon heute stellt die Bundesregierung die
wichtigsten Gesetze und Verordnungen kos-
tenlos ins Netz. Mit dem größten eGovern-
ment-Projekt in Europa reduzieren wir die
Kosten der staatlichen Bürokratie um 400
Millionen € jährlich. 
Der Bund wird so zum Schrittmacher auf
dem Weg in die Informationsgesellschaft
und erhöht die Transparenz beispielsweise
bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen.

• Dienstrecht

Unsere moderne Dienstleistungsverwaltung
braucht ein modernes Dienstrecht. Leistung
und Kreativität müssen sich stärker lohnen. 
Aus diesem Grund werden wir die Leis-
tungsbezahlung und ein modernes Personal-
management in der Verwaltung weiter aus-
bauen.

• Klare Zuständigkeiten

Der deutsche Föderalismus hat sich bewährt
– auch im Zuge einer fortschreitenden euro-
päischen Integration. Aber Bürgernähe, De-
mokratie und eine moderne Verwaltung
brauchen klare Regelung der Verantwor-
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tung. Das wird in den nächsten vier Jahren
eine wichtige Aufgabe sein. Gemeinschafts-
aufgaben und Mischfinanzierungen werden
wir Zug um Zug entflechten, damit die Ver-
antwortlichkeiten für Entscheidungen trans-
parenter werden und die Eigenverantwor-
tung dominiert. 

• Modernes Recht – moderne Justiz

Wir haben im Bereich der Rechtspolitik den
quälenden Reformstau aufgelöst. Das Gebot
unserer Verfassung zur Stärkung der Rechte
Schwächerer haben wir sowohl im Bereich
des Mietrechts wie auch beim Schutz der
Kreativen und Urheber gesichert. 
Wir haben den Schutz gegen häusliche Ge-
walt erhöht.
Durch das neue Haftungsrecht haben wir
nicht nur Arzneimittelopfer und Unfallopfer
besser gestellt. Mit der Modernisierung un-
seres Rechts, insbesondere auch der Juris-
tenausbildung sichern wir Recht und Justiz
den Platz, den sie in unserem Gemeinwesen
innehaben.
Durch die Modernisierung unseres Schuld-
rechts und anderer wichtiger Rechtsbereiche
sind wir wieder zu Schrittmachern der
Schaffung eines europäischen Zivilrechts ge-
worden. Diese wichtige Politik setzen wir
fort.

20. Politik für ein demokratisches Land
mit offener Kultur und freien Medien

• Demokratie bestimmt politische
Partizipation

Demokratie braucht Parteinahme. Mitent-
scheiden, mitgestalten und mitverant-
worten: Darauf ist Demokratie angewiesen.
Die aktive Teilnahme an Wahlen gehört
dazu.
Politik ist keine Garantie für Frieden, sozia-
le Gerechtigkeit und Sicherheit, aber sie
bietet die Chance dazu. Deshalb brauchen
wir starke demokratische Parteien.
Wir wollen aber ebenso mehr unmittelbare
Beteiligungsrechte für Bürgerinnen und
Bürger auch auf der Bundesebene. Die re-
präsentative Demokratie bleibt in ihrer Ver-
antwortung. Aber das Grundgesetz soll zu-
künftig auch eine breitere Bürgerbeteili-

gung ermöglichen, ergänzend zu den Parla-
mentswahlen: Volksinitiative, Volksbegeh-
ren und Volksentscheid sollen auf der
Grundlage sinnvoller Quoren auch auf der
Bundesebene möglich sein. 

Attraktives Ehrenamt

Ein demokratischer Staat braucht bürger-
schaftliches Engagement. Etwa 22 Millio-
nen Menschen sind in Deutschland in Verei-
nen und Verbänden, Kirchen und Religions-
gemeinschaften, Initiativen und Projekten
aktiv. Sie setzen ihre Zeit und oft auch pri-
vates Geld ein für freiwillig übernommenen
Aufgaben. Ohne sie wäre unsere Gesell-
schaft weniger menschlich. Ihr Einsatz ist
unverzichtbar und unbezahlbar. 
Er ist Ausdruck einer vitalen Bürgergesell-
schaft.
Zum Zeichen unserer Anerkennung wird
das Ehrenamt mit einer erhöhten Übungslei-
terpauschale von 150 € monatlich unter-
stützt. Wir haben sie auch auf Betreuerinnen
und Betreuer ausgeweitet und ihre Anwen-
dung entbürokratisiert.
Mit dem neuen Stiftungsrecht haben wir
auch das ehrenamtliche Engagement attrak-
tiver gemacht. Wir begrüßen die Vor-
schläge der Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestages, die junge Generation
für ehrenamtliches Engagement zu gewin-
nen.
Wir wollen ein gesellschaftliches Klima, in
dem bürgerschaftliches Engagement allge-
mein anerkannt ist. Und in dem ein solches
Engagement sich auch in der beruflichen
Vita als förderlich erweist. Soziale Kompe-
tenz muss auch ein Einstellungs- und Beför-
derungskriterium für das berufliche Fort-
kommen sein.
Unternehmen, die das ehrenamtliche Enga-
gement ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen fördern, verdienen gesellschaftliche An-
erkennung.
Wer in den Reihen von Freiwilligendiensten
arbeitet, verdient nicht nur unseren Respekt,
sondern auch Anerkennung und Unterstüt-
zung. Wir werden die Entwicklung einer
bundesweiten Plattform unterstützen, die
das bürgerschaftliche Engagement verbrei-
tern hilft.
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Anderssein akzeptieren

Wir leben in einer pluralistischen Gesell-
schaft. Fundamente einer solchen Gesell-
schaft sind gegenseitige Anerkennung und
gegenseitiger Respekt.
Als Partei der Gerechtigkeit hat sich die
SPD immer gegen Ausgrenzung und Aus-
beutung gestellt. Wir stellen uns auch gegen
die, die Angst gegen Menschen anderer
Herkunft schüren. Ein friedliches Miteinan-
der setzt voraus, dass die Vielzahl der Kul-
turen in Deutschland als gleichwertig aner-
kannt wird.
Der Geist unserer Verfassung ist ge-
prägt von Toleranz und Achtung der
Menschenwürde. Wer in Deutschland lebt,
muss diese Verfassung achten und die Ge-
setze einhalten, mit allen Rechten und
Pflichten. 

Rechte der Minderheiten stärken

Die Förderung und der Schutz der autochto-
nen (alteingesessenen) Minderheiten und
Volksgruppen der Dänen, Friesen, Sorben
und der Sinti und Roma ist uns politische
Verpflichtung. Wir werden weiterhin im
Rahmen langfristiger politischer Program-
me und in Abstimmung mit den betroffenen
Bundesländern konkrete Projekte unterstüt-
zen. Die bestehenden Gremien der Minder-
heiten und Volksgruppen bei der Bundesre-
gierung wollen wir stärken und zusammen
mit den Vertretern des Deutschen Bundesta-
ges auch durch direkte Ansprechpartner für
die Vertreter der Minderheiten und Volks-
gruppen koordinieren.

Modernes Staatsangehörigkeitsrecht

Mit dem von uns geschaffenen Staatsbür-
gerrecht ist die gesellschaftliche Realität an-
erkannt. Die Integration der Zuwanderer
und Zuwanderinnen ist leichter möglich.
Eindeutige Kriterien für die Erlangung
deutscher Staatsbürgerschaft sind nun ge-
setzlich festgelegt. Die Einbürgerung der
hier Geborenen wurde wesentlich erleich-
tert. Wir haben den Anspruch einer aufge-
klärten Demokratie eingelöst und unser
Land in die moderne europäische Wirklich-
keit geführt.

Gleichgeschlechtliche Lebenspartner-
schaften

Mit unserem Gesetz über die Lebenspart-
nerschaften haben wir die Anerkennung von
Menschen mit gleichgeschlechtlicher
Orientierung in unserer Gesellschaft endlich
durchgesetzt.
Heute ist Rechtssicherheit für alle gegeben,
die in einer gleichgeschlechtlichen Partner-
schaft füreinander mit Rechten und Pflich-
ten einstehen wollen.

Gegen Rassismus

Wir haben dem Rassismus den Kampf ange-
sagt. Und wir streben das Verbot rechtsex-
tremistischer Organisationen an, die mit ih-
ren Parolen und ihren Taten Intoleranz ver-
breiten.
Wir begrüßen die breite Unterstützung – ge-
rade von Jugendlichen und ihren Verbänden
– im Vorgehen gegen Rassismus und Extre-
mismus und fördern sie mit entsprechenden
Programmen.

• Kultur – offen und fürs ganze Land

Kultur ist ein unverzichtbares gesellschaftli-
ches Gut. Sie trägt dazu bei, unserer Gesell-
schaft ein humanes Gesicht zu geben. Mit
dem Regierungswechsel von 1998 entstand
eine neue Offenheit von Politik und Kultur. 
Wir haben uns zur kulturpolitischen Verant-
wortung des Bundes bekannt. Das bereichert
unseren Kulturföderalismus und bewahrt un-
ser vielfältiges nationales Kulturerbe.
Die Einrichtung eines Ausschusses für Kul-
tur und Medien im Deutschen Bundestag
und die Berufung eines Staatsministers im
Kanzleramt haben zu einer verstärkten För-
derung kultureller Einrichtungen beigetra-
gen, nicht zuletzt in den neuen Ländern und
in der Hauptstadt.
Mit dem „Denkmal für die ermordeten Ju-
den Europas“ an symbolischer Stelle mitten
in Berlin setzen wir ein Zeichen für eine
Kultur des Erinnerns.
Die Verbesserung der Lage vieler Kultur-
schaffender durch eine Novellierung der
Künstlersozialversicherung und die Reform
des Urhebervertragsrechts war uns ein
wichtiges Anliegen.
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Die Neukonzeption der auswärtigen Kultur-
politik als dritte Säule unserer Außenpolitik
hat unsere Aktionsplattform für den Dialog
der Kulturen und die kritische Begleitung
des Globalisierungsprozesses erweitert. Das
gilt auch für die Neustrukturierung der
Deutschen Welle und die konzeptionelle
Weiterentwicklung der Goethe-Institute.
Durch eine Reform des Stiftungssteuer-
rechts haben wir für Mäzene und Stifter
neue Möglichkeiten der Förderung von
Kunst und Kultur eröffnet. Die neu geschaf-
fene Bundeskulturstiftung ist Ausdruck kul-
tureller Weltoffenheit, die sich zur Bewah-
rung des nationalen kulturellen Erbes be-
kennt. Das schließt die europäische Dimen-
sion mit ein.
Denn ein wirtschaftlich und politisch geein-
tes Europa wäre ein Torso ohne kulturelle
Identifikation. Eine der Demokratie verhaf-
tete Zivilgesellschaft setzt historisches Be-
wusstsein, aber auch Offenheit für Neues,
die Pflege kultureller Traditionen und
gleichzeitig die Bereitschaft zu Veränderung
voraus.
Es ist gelungen, die Buchpreisbindung zu
verteidigen. Neue Akzente in der Filmförde-
rung sollen den deutschen Film auf dem
internationalen Markt stärken.
Wir sind uns bewusst, dass gerade die Popu-
lärkultur eine wichtige Ausdrucksform und
Themengeberin für eine breite Bevölke-
rungsgruppe ist. Deshalb werden wir den
bereits begonnenen intensiven Dialog zwi-
schen der SPD-geführten Bundesregierung
und Künstlern aus dem Pop-Bereich fortset-
zen und ausbauen.

Selbstbewusst und weltoffen

Der Anfang ist gemacht. Aber es ist noch
manches zu tun. Wir werten die Politik für
Kultur weiter auf.
Dazu vertiefen wir auch den Dialog zwi-
schen Bund und Ländern. 
Und wir kümmern uns um die Rolle der
Kultur in der europäischen Dimension. Sie
muss kulturell begründetes nationales Be-
wusstsein mit europäischen Identität verbin-
den.
Minderheiten müssen sich verstärkt in der
Kunst und in der Alltagskultur wiederfinden

können. Das stärkt den gesellschaftlichen
Zusammenhalt.

• Medienvielfalt

Medien werden immer vielfältiger. Wir be-
grüßen das als eine große Chance für Infor-
mation, Bildung, Kultur, Wissenschaft und
Unterhaltung.
Wir bejahen den Wettbewerb von öffentlich-
rechtlichen und privaten Veranstaltern als
Bereicherung einer sich ausweitenden Me-
dienlandschaft. Beide sind feste Standbeine
der Medien- und der Kulturwirtschaft. Den
neuen Herausforderungen globaler und di-
gitalisierter Medien wollen wir mit einer
modernen Informations- und Kommunika-
tionsordnung begegnen.
ARD und ZDF als öffentlich-rechtliche An-
bieter müssen teilhaben können an neuen
Entwicklungen und Marktchancen. Sie sind
unverzichtbar für unsere demokratische
Kultur und Meinungsbildung. Mit dem Kul-
turkanal ARTE, dem Ereigniskanal Phoe-
nix, dem Kinderkanal und 3Sat werden von
der öffentlich-rechtlichen Senderfamilie
Minderheiteninteressen abgedeckt. 
Wir stehen uneingeschränkt zur Pressefrei-
heit und dem Grundprinzip der Unabhän-
gigkeit der Medien. Freiheit der Medien
verträgt sich nicht mit Monopolen. Wir wer-
den die Entwicklung aufmerksam beobach-
ten und nötigenfalls sicherstellen, dass wirt-
schaftliche Macht nicht in marktbeherr-
schende Medienmacht und erst recht nicht
in politische Macht umschlagen darf. Auch
nicht von außen! Daher brauchen wir euro-
päisches Handeln zur Sicherung von Mei-
nungsvielfalt und Pluralismus, und deshalb
fordern wir den Konvent auf, die Staatsferne
als europaweit geltendes Prinzip festzu-
schreiben. 
Der Umgang mit einer Vielzahl und Vielfalt
der Medien im Zeitalter der Digitalisierung
muss erlernt werden. Die Vermittlung von
Medienkompetenz ist eine Herausforderung
für Politik und Bildungseinrichtungen vom
Kindergarten bis zur Erwachsenenbildung.
Auch in den Familien und in der Arbeits-
welt will die verantwortliche Nutzung von
Internet und einer wachsenden Zahl von
Medienkanälen geübt sein.
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Der Weg in die Informations- und Wissens-
gesellschaft muss begleitet sein von einem
offenen und öffentlichen Diskurs über die
Chancen und Risiken dieser Entwicklung.
Ziel ist es, in der Vielfalt von Informationen
Orientierung zu vermitteln, zu gewinnen
und zu behalten. 

SPD: POLITIK DER MITTE –
POLITIK FÜRS LAND

Das Ziel der SPD für die Bundestagswahl
am 22. September 2002 ist eindeutig:
Gerhard Schröder soll Kanzler bleiben.
Die SPD-Fraktion soll stärkste Fraktion im
Deutschen Bundestag bleiben:
Damit wir die guten politischen Schritte der
Jahre seit 1998 mit sicherer Mehrheit fort-
führen können. Solide und mit dem Mut zu
Neuem.
Damit es nicht rückwärts geht in Deutsch-
land.
Die Koalition mit Bündnis 90/Die Grünen
hat sich bewährt. Wenn das Wahlergebnis es
erlaubt, setzen wir sie fort. Eine direkte oder
indirekte Form der Regierungszusammenar-
beit mit der PDS wird es für uns auf der
Bundesebene nicht geben.
Mit den politischen Mitbewerbern werden
wir uns im Wahlkampf deutlich aber fair
auseinandersetzen. Der Disput um den rich-
tigen Weg ist Teil der Demokratie.
Unser Weg ist klar:
ERNEUERUNG UND ZUSAMMENHALT!
WIR IN DEUTSCHLAND!

(Angenommen)
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Antrag 18 (Kapitel 1)

Ortsverein Tamm
(Landesverband Baden-Württemberg)

Änderung zum
Regierungsprogramm

Punkt „Globalisierung – Eine gerechte
Weltordnung“, 3. Absatz

Anstatt Wir setzen uns für gerechtere Welt-
handelsbeziehungen im Interesse
der Entwicklungsländer ein. Mit
Blick auf die neue Welthandelsrun-
de heißt das, dass wir für eine weite-
re Marktöffnung eintreten. Es geht
dabei um Zollabbau, um Beseiti-
gung nicht-tarifärer Handelsbarrie-
ren, um einen besseren Schutz der
Umwelt, um die Beachtung von Ar-
beitnehmerrechten.

dies: Wir setzen uns für gerechtere Welt-
handelsbeziehungen im Interesse
der Entwicklungsländer ein. Mit
Blick auf die neue Welthandelsrun-
de setzen wir uns unter der Voraus-
setzung der bindenden Vereinba-
rung von sozialen und ökologischen
Mindeststandards für eine weitere
Marktöffnung ein. Es geht dabei um
Zollabbau, um Beseitigung nichtta-
rifärer Handelsbarrieren, um einen
besseren Schutz der Umwelt, um
die Beachtung von Arbeitnehmer-
rechten.
Abkommen im Rahmen von WTO
oder GATS sind gleichberechtigt
mit anderen internationalen Abkom-
men etwa von ILO oder WHO zu
behandeln. Ein Vorrang wirtschaft-
licher Interessen vor allen anderen
Lebensbereichen ist abzulehnen.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 1 (Kapitel 2)

Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen

Mehr Beschäftigung durch
eine offensive
Investitionspolitik
Öffentliche und private Investitionen sind
für die wirtschaftliche Entwicklung und da-
mit auch für die Schaffung von Arbeitsplät-
zen von entscheidender Bedeutung. 
– Der Anteil der öffentlichen Investitionen

am BIP soll auf den europäischen
Durchschnitt von 2,5 Prozent angehoben
werden. Vorrang sollten folgende Inves-
titionsfelder haben:
– Bildung und Forschung
– Modernisierung des ÖPNV und des

Schienennetzes
– Soziale Infrastruktur (z. B. Kinder-

betreuungseinrichtungen, Alten/Pfle-
geeinrichtungen)

– Die SPD schlägt die befristete Einfüh-
rung einer Zulage auf Nettoinvestitionen
von Unternehmen vor, die vor allem
dazu beitragen, den Ressourcen- und
Energieverbrauch der Unternehmen
deutlich zu senken.

– Für eine Erhöhung des Niveaus der öf-
fentlichen Investitionen ist eine deutli-
che Verbesserung der kommunalen Fi-
nanzausstattung erforderlich. Daher
wird kurzfristig ein Bund/Länder-Pro-
gramm zur Förderung kommunaler In-
vestitionen vorgeschlagen.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)



Antrag 2 (Kapitel 2)

Unterbezirk Duisburg
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Transeuropäische Netze
und eine antizyklisch
ausgerichtete Investitions- 
und Beschäftigungspolitik
in der EU
Die Fraktion der Sozialdemokratischen Par-
tei Europas, die SPD-Bundestagsfraktion
und die Bundesregierung werden aufgefor-
dert, Initiativen für einen Ausbau transeuro-
päischer Netze verstärkt voranzubringen.
Investitionen in diese Netze können zu-
gleich zu einer antizyklisch ausgerichteten
Beschäftigungspolitik in der EU und in de-
ren Mitgliedstaaten beitragen und damit die
Situation auf den Arbeitsmärkten verbes-
sern helfen. Kurzfristiger zu realisieren sind
insbesondere Investitionen in das europäi-
sche Straßen- und Eisenbahnnetz nach dem
Vorbild des jüngsten Investitionsprogramms
der deutschen Bundesregierung.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion und
Fraktion der Sozialdemokratischen Partei
Europas)

Antrag 4 (Kapitel 2)

Ortsverein Grunewald (9/5)
(Landesverband Berlin)

Markt und kommunale
Versorgung

Im Programm zur Bundestagswahl wird die
Rückführung voreiliger Marktöffnungen in
der EWU ausdrücklich propagiert. Hierzu
ist etwa folgender Text in das Programm
aufzunehmen:
Die in Maastricht 1992 vereinbarten Er-
weiterungen des EG-Vertrages sehen für die

klassischen kommunalen Versorgungsleis-
tungen eine Aufgabe staatlicher Monopole
sowie deren Überführung in einen unbeein-
flussten Markt ohne Vorgabe von Standards
vor. Die Folgen sind in der Zwischenzeit
insbesondere im Verkehrswesen und in der
Energieversorgung deutlich geworden:
– Energie wird von Unternehmen außer-

halb des EG-Raumes ohne Bindung an
EG-Standards bezüglich der Arbeitsbe-
dingungen und der ökologischen Erzeu-
gung geliefert. Kommunale und private
Unternehmen innerhalb des EG-Raums
können gegenüber diesen Bietern keine
konkurrenzfähigen Angebote abgeben.
Damit wird als weitere Folge erhebli-
ches, den Anforderungen an nachhalti-
ges Wirtschaften genügendes inländi-
sches Produktivvermögen brachgelegt;
die Schäden für die Volkswirtschaften
der EG-Länder sind immens.

– Gleiches gilt insbesondere bezüglich der
Erhaltung der Qualität des Angebots
auch im Verkehrswesen. Ausschreibun-
gen von Strecken haben im Wesent-
lichen nur Gebote privater Bieter für lu-
krative Strecken gebracht. Der Drang
zur Maximierung der Erträgnisse hat
zu Personalreduzierungen und zu Re-
duzierungen im Erhaltungsaufwand für
die Sachmittel geführt. Die Folge sind
ebenfalls hohe volkswirtschaftliche
Schäden aus Unpünktlichkeit, aus Aus-
dünnung des Zeittakts oder sogar aus
partiell gänzlichem Ausfall einer Ver-
kehrsverbindung sowie aus schweren
Unfällen auf Grund mangelnder In-
standhaltung. 

Ein nationaler Schritt zur Schadensverrin-
gerung ist bereits mit dem Tariftreuegesetz
getan, das der Sicherung der Qualität der
Leistungen und Arbeitsbedingungen im Ver-
kehrswesen und bei öffentlichen Bauaufträ-
gen dient. Eine sozialdemokratisch geführte
Regierung wird diesen Weg konsequent
weitergehen. – Als ein EG-weit erster
Schritt ist für den besonderen Fall der Ent-
sendung von ArbeitnehmerInnen in ein
Land der EG mit der „Entsenderichtlinie“
von 1996 sichergestellt worden, dass die
entsandten ArbeitnehmerInnen in den Ge-
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nuss günstigerer Tarif-/Arbeitsbedingungen
am Einsatzort kommen.
Gänzlich lassen sich die Auswüchse aller-
dings nur durch eine entsprechende Ände-
rung des EG-Vertrags beseitigen. Die Chan-
cen hierfür stehen gut: Die konservativ-libe-
ralen Regierungen in Frankreich und Groß-
britannien, die die Marktöffnung in den Be-
reichen der kommunalen Versorgung
zusammen mit der Kohl-Regierung in die
Maastrichter Verhandlungen eingebracht
und die damaligen Änderungen des EG-
Vertrages dann auch durchgesetzt haben,
sind mittlerweile durch sozialdemokratisch
geführte Regierungen abgelöst. Gemeinsam
mit diesen wird eine neue SPD-geführte
Bundesregierung unterstützt von den SPD-
Bundestagsabgeordneten eine Rücknahme
der Marktöffnungen im EG-Vertrag für die
klassischen kommunalen Versorgungsleis-
tungen verfolgen.“

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 5 (Kapitel 2)

Kreisverband Pinneberg
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Förderung einfacher
Dienstleistungen 

Im Bereich der Dienstleistungen, insbeson-
dere bei einfachen und gering entlohnten,
steckt ein großes Potential für zusätzliche
Beschäftigung. Dies gilt es zu nutzen, zu-
mal hier zusätzliche Chancen für die bisher
nur schwer zu vermittelnden Menschen mit
geringer Qualifikation  bestehen.
Die Subventionierung von Niedriglöhnen ist
für die SPD aber nur akzeptabel wenn eine
Reihe von Bedingungen erfüllt sind. Dazu
zählen insbesondere:
1. Die Aufsplitterung bzw. der Ersatz von

bisherigen Normalarbeitsverhältnissen
ist weitestgehend auszuschließen.

2. So genannte Mitnahmeeffekte sind so
gering wie möglich zu halten.

3. Es darf keine Stigmatisierung der im
Niedriglohnarbeitsverhältnissen stehen-
den Menschen geben.

4. Die Beschäftigten müssen sozialversi-
cherungsrechtliche Absicherungen nach
dem selbem System wie die derjenigen
in  Normalarbeitsverhältnissen haen.

5. Die Bedingungen des „Gender Main-
stream“ sind zu erfüllen.

Daher werden Bundesregierung und
Bundestagsfraktion aufgefordert, folgendes
Modell zu prüfen:
Für Arbeitseinkommen, denen ein Stunden-
lohn von 8,- Euro oder weniger zu Grunde
liegt, und bei denen das Monatsbruttoent-
gelt 800,- Euro oder weniger beträgt, über-
nimmt die Staatskasse die Sozialversiche-
rungsbeiträge.
Dies gilt nur für Arbeitsverhältnisse bei
wirtschaftlichen Einheiten, bei denen durch
ihre Konstruktion sichergestellt ist, dass die
Kosten des/r Arbeitsverhältnisse/s nicht ein-
kommenssteuermindernd wirken können. 
Die organisatorische Abwicklung der Ar-
beitsverhältnisse übernimmt für Haushalte
sowie andere Arbeitgeber (wie Vereine und
Verbände), soweit sie nicht schon Arbeit-
nehmer beschäftigen, eine staatliche Stelle
(z.B. ein Sozialversicherungsträger), mit
der der Arbeitgeber auch den Zahlungsver-
kehr abwickelt.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 8 (Kapitel 2)

Kreisverband Pinneberg
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Vereinfachung der
Selbstständigkeit 
im Handwerk
In Deutschland  (ebenso in Österreich und
Luxemburg) existiert mit dem „Großen Be-
fähigungsnachweis“ eine in Europa einma-
lige Einschränkung der Gewerbefreiheit im
Bereich der Handwerksbetriebe. Diese, aus
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vorindustrieller Zeit stammende Regelung,
wurde 1935 in Deutschland wieder einge-
führt und bedeutet im Prinzip einen Kon-
kurrenzschutz für das Handwerk. Lediglich
die „handwerksähnlichen“ Gewerbe sind
von dieser Regelung ausgeschlossen. Damit
ist eine Selbstständigkeit in über 90 Hand-
werksberufen (aufgeführt in der Anlage A
der Handwerksordnung) nur eingeschränkt
möglich.
Diese Einschränkung der Gewerbefreiheit
und die damit verbundene Beschränkung in
der Freiheit der Berufswahl steht im krassen
Gegensatz zu der immer wieder geforderten
Eigeninitiative der Menschen. Eine Vielzahl
potentieller Betriebsgründungen mit erfah-
rungsgemäß durchschnittlich vier neuen Ar-
beitsplätzen wird damit behindert.
Die SPD fordert die Freizügigkeit im Hand-
werk. Jeder der über eine entsprechende
Ausbildung, alternativ eine noch zu bestim-
mende Berufserfahrung, verfügt, muss die
Möglichkeit der Selbstständigkeit in den
Handwerksberufen erhalten.
Die Umsetzung dieser Forderung wird auch
helfen, die zunehmenden Probleme der
Nachfolgeregelung in den kleinen und mitt-
leren Unternehmen zu mindern, was einen
wichtigen Schritt bei der Sicherung vorhan-
dener Arbeitsplätze bedeutet. 

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 9 (Kapitel 2)

Ortsverein Elmshorn
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Begrenzung der Aufsichts-
ratsmandate

Zur Verbesserung der Kontrolle in den Fir-
men wird eine starke Begrenzung der Zahl
der Aufsichtsratsmandate eingeführt, die
von einer einzelnen Person wahrgenommen
werden können.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 10 (Kapitel 2)

Arbeitsgemeinschaft Selbständige in der
SPD

Änderungsantrag zum 
Regierungsprogramm

Punkt „Mittelstand stärken“

Mittelstand und Handwerk sind das Herz
unserer Wirtschaft. Sie sind Motor für
Investitionen, Wachstum und Beschäfti-
gung. Wir unterstützen sie.
Und wir verbessern die Rahmenbedingun-
gen für Existenzgründungen und stärken so
die Kultur der Selbständigkeit. Wir brau-
chen in Deutschland mehr mittelständige
Unternehmen und mehr Selbständige über-
haupt. Langfristig streben wir eine Ver-
doppelung der Selbständigenquote an.
Dazu werden wir Selbständigkeit attrak-
tiver machen und neue Formen der Selb-
ständigkeit durch Weiterentwicklung der
Unternehmensrechtsformen und -koope-
rationen zulassen.
Wir streben an, die Eigenkapitalquote in
der mittelständischen Wirtschaft mittel-
fristig zu verdoppeln, auch durch steuer-
liche Anreize. Damit machen wir den
Mittelstand wieder robust für den Wett-
bewerb.
Für kleine und mittlere Unternehmen ist
eine ausreichende Kreditversorgung ent-
scheidend. Dazu werden wir neue Finan-
zierungsinstrumente entwickeln. Auch die
Möglichkeit, Unternehmensentwicklungen
über Kapitalbeteiligungen zu finanzieren,
muss forciert werden. Dazu gehören auch
Mitarbeiterbeteiligungsmodelle.
– Wir konzentrieren die Förderinstrumen-

te der Bundesregierung. Deshalb werden
wir eine Mittelstandsbank des Bundes
aufbauen. Wir schaffen die Vorausset-
zungen dafür, dass die Eigenkapitalbil-
dung im Mittelstand verbessert werden
kann, insbesondere in Innovations-
branchen. Anstelle von „verlorenen“
Finanzierungshilfen sollen verstärkt
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revolvierende Kreditfonds genutzt
werden, auch um mehr Fördermittel
verfügbar zu haben. Um den Zugang
zu Fördermitteln zu verbessern, wer-
den wir das Hausbankprinzip über-
prüfen.

– Wir wollen, dass die Bereitstellung von
Investitionskapital nicht durch erhöhte
Ansprüche der Risikoabdeckung (Basel
II) erschwert und verteuert wird. Bei
den Unternehmensratings müssen
Unternehmensbonität und Zukunfts-
aussichten von Investitionen gleich-
rangig bewertet werden.

– Existenzgründer bedürfen der gezielten
individuellen Beratung zur Minimierung
des Verwaltungsaufwandes gerade in der
Startphase eines Unternehmens. Dazu
müssen Regulierungsvorschriften redu-
ziert und unnötige Bürokratie abgebaut
und durch sog. Mittelstandsklauseln
verhindert werden.

– Wir werden noch mehr Chancenkapi-
tal zur mittelfristigen Verdoppelung
der Gründungsrate aktivieren, ggf.
durch Einbeziehung von Pensions-
fonds.

– Zur Förderung haushaltsnaher Dienstleis-
tungen werden wir die Attraktivität der
Dienstleistungsagenturen steigern.

Zusätzliche Kosten und Bürokratie hemmen
wirtschaftliche Dynamik und behindern
Existenzgründer. Wir werden 
– das Bürokratieabbau-Programm der

Bundesregierung engagiert fortsetzen,
auch um die Ertragskraft des Mittel-
stands zu steigern.

– bei den Beiträgen für die Industrie- und
Handelskammern eine angemessene Ba-
gatellgrenze vorsehen, um kleine Unter-
nehmen zu entlasten,

– regeln, dass junge Existenzgründer in
den ersten vier Jahren von den Beitrags-
zahlungen ausgenommen werden.

Der Generationenwechsel in den mittelstän-
dischen Unternehmen und im Handwerk ist
im Fluss. Wir verstärken die bereits einge-
leiteten Unterstützungsmaßnahmen für Alt-
eigentümer und für potentielle Übernehmer
von Betrieben. Wir tun das gemeinsam mit
den Verbänden.

Eine schlechte Zahlungsmoral gefährdet
wirtschaftliche Selbständigkeit. Die Wirk-
samkeit des Gesetzes zur Beschleunigung
fälliger Zahlungen muss erhöht werden.
Selbständige dürfen nicht durch Zahlungs-
verzug in finanzielle Schwierigkeiten ge-
bracht werden.
Durch ordnungspolitische Maßnahmen,
aber auch durch gesteigerte Attraktivität
des Niedriglohnsektors werden wir die
Schattenwirtschaft insbesondere in der
Bauwirtschaft und im Handwerk weiter
zurückdrängen.
Wir werden zur weiteren Verbesserung
unserer Mittelstandspolitik ein „Bündnis
für Selbständigkeit und Mittelstand“ ein-
richten.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 8 (Kapitel 3)

Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen

Reform des
Gewerbesteuerrechts

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefor-
dert, die Bundesregierung, hier besonders
den Bundesfinanzminister zu veranlassen,
dafür Sorge zu tragen, dass das Gewerbe-
steuer-Recht schnellstens in dem Sinne ge-
ändert wird, dass sich gewerbliche Betriebe,
insbesondere industrielle Konzerne, Groß-
banken und andere Finanzdienstleister im
Rahmen der Globalisierung ihren gewerbe-
steuerlichen Verpflichtungen in Deutsch-
land vor Ort nicht länger entziehen können.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 9 (Kapitel 3)

Landesverband Schleswig-Holstein

Die Erbschaftssteuer
reformieren!

Wir fordern eine Reform der Erbschaftssteu-
er, die die folgenden Anforderungen erfüllt:
1.a) Mittels einer umfassenden Erbschafts-

steuerreform ist das Ungleichgewicht
zwischen der Besteuerung von erarbei-
tetem Einkommen und dem gegenleis-
tungslosen Einkommen aus Vermö-
genstransfer zu beseitigen. Zugleich
sind die Einnahmen der Länder deutlich
zu steigern. Höher besteuert werden
sollen die großen Erbschaften, während
Erbschaften bis zum Wert eines mittle-
ren Einfamilienhauses in guter Lage bei
Vererbung in direkter verwandtschaft-
licher Linie steuerfrei bleiben.

1.b) Auf Vermögen, das vererbt werden
soll, kann der Erblasser in Zukunft die
Erbschaftssteuer ganz oder in beliebi-
gen Teilbeträgen schon selbst an den
Staat bezahlen. Das kann dazu führen,
dass das Erbe zum Zeitpunkt des Erb-
falls ganz und ohne Abzüge an den
Staat, an die Erben weitergegeben
werden kann. Die vorzeitige Erb-
schaftssteuerzahlung soll für den Zah-
ler günstig gestellt werden und ver-
schafft dem Staat schon jetzt Mehrein-
nahmen, mit denen er die Verschul-
dung senken und den Bildungsstand
erhöhen kann.

2. Immobilienvermögen ist dabei nach
dem Verkehrswert zu bewerten, damit
der tatsächlich realisierbare Wert zur
Besteuerungsgrundlage wird. 
Der entsprechende Bundesparteitags-
beschluss aus dem Jahr 1999 ist umzu-
setzen. 

3. Die Länder werden aufgefordert, die
aus obigen Maßnahmen resultierenden
Mehreinnahmen bevorzugt in den Bil-
dungssektor zu investieren.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 1 (Kapitel 5)

Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen

Arbeitnehmerrechte
stärken

Die Tarifautonomie muss gesichert und ge-
stärkt werden. Der so genannte „Streikpara-
graph“ § 146 SGB III (früher § 116 AFG),
der die Fernwirkungen eines Arbeitskamp-
fes zu Lasten der Gewerkschaften regelt,
muss so reformiert werden, dass die Chan-
cengleichheit der Tarifvertragsparteien
wiederhergestellt wird.
Gewerkschaften müssen ein gesetzliches
Verbandsklagerecht erhalten.
Die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von
Tarifverträgen muss erleichtert werden, mit
dem Ziel, arbeitsplatzschaffende und ar-
beitsplatzsichernde Regelungen verbind-
licher und wirksamer werden zu lassen.
In Leiharbeit Beschäftigte müssen der
Stammbelegschaft weitestgehend gleichge-
stellt werden. Deshalb ist gesetzlich vorzu-
sehen, dass die Arbeitsbedingungen des
Einsatzbetriebes für sie bereits vom ersten
Beschäftigungstag an gelten und die Mitbe-
stimmungsrechte des Betriebsrates im Ein-
satzbetrieb auch Leiharbeitnehmer/innen so
erfassen, dass keine Schutzlücken entste-
hen. Zudem ist festzulegen, dass bei allen
Verstößen gegen Schutzbestimmungen des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes ein Ar-
beitsverhältnis zum Einsatzbetrieb fingiert
wird.
Die Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes hat in der letzten Legislaturperio-
de, insbesondere durch die Erleichterung
der Betriebsratswahlen, wichtige Fortschrit-
te für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer gebracht. Es muss anhand der prak-
tischen Erfahrungen überprüft werden, ob
diese Regelungen ausreichen oder, wie z.B.
beim vereinfachten Wahlverfahren, zu er-
weitern sind.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 3 (Kapitel 5)

Unterbezirk Minden-Lübbecke
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Teilzeit- und
Befristungsgesetz

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz ist zu
reformieren.
Das heutige Teilzeit- und Befristungsgesetz
ermöglicht den Arbeitnehmer/inne/n
lebenslang keine zweite befristete Tätigkeit
bei dem gleichen Unternehmen: Dies ist
künftig zu ermöglichen.
Die Möglichkeit von dauerhaften Kettenar-
beitsverträgen muss allerdings weiterhin
verboten bleiben.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 3 (Kapitel 7)

Ortsverein Marienberg-Lengefeld
(Landesverband Sachsen)

Verkehrspolitik
Einführung einer Straßennutzungsgebühr
für alle LKW und Sattelschlepper über 16
Tonnen auf Bundesautobahnen.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 4 (Kapitel 7)

Ortsverein Usedom-Ost
(Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern)

Wasserstraßennetz
Grundsätzlich setzt sich die SPD dafür ein,
dass die Potenziale des Binnenschiffs in einer
modernen Güterlogistik genutzt werden, je-
doch unter Einhaltung ökologischer Standards

und dem weitgehenden Schutz der uns noch
verbliebenen naturnahen Flussökosysteme.
Trotz hoher Investitionen im Wasserstraßen-
bau in den vergangenen Jahrzehnten konnte
die Güterbeförderung in diesem Bereich
nicht wesentlich gesteigert werden. Die
diesbezüglichen Kennziffern liegen weit un-
ter den Erwartungen (Anlage 2 u. 3). Dage-
gen entsprechen die durch den Umbau der
Flüsse bedingten Störungen im Fluß-Auen-
Öko-System den Prognosen der großen
Umweltverbände. Aus diesem Grund ver-
zichtete die Bundesregierung auf einen wei-
teren Staustufenbau in der Donau. Von vie-
len Beobachtern wurde diese Entscheidung
als historischer Schritt zu einem neuen  und
zeitgemäßen Umgang mit Flüssen gewertet
(Anlage 4). Zudem wurden in den letzten
Jahren neue, dem Fluss angepaßte Flach-
wasserschiffe entwickelt, die einen effizien-
ten Binnenschiffsverkehr im Rahmen einer
weitgehend naturnahen Wasserstrassenpoli-
tik ermöglichen (Anlage 5). Dieser Prozess
macht ein Überdenken der Wasserstraßen-
politik der vergangenen Jahrzehnte auf Bun-
des- und EU-Ebene notwendig. Hierzu wol-
len wir den Erfahrungsaustausch mit Fach-
leuten, Bürgerinitiativen, Schifffahrts-und
Umweltverbänden suchen. In dieser Debatte
wollen wir klären, inwieweit  sich die
Unterhaltung der Flüsse als Wasserstraßen
an den Kriterien naturnaher Flüsse orientie-
ren kann, wie sie von der Arbeitsgruppe
„Elbeerklärung“ (BUND, NABU, WWF,
WSV, BfG, BfN und BAW) für die Elbe for-
muliert wurden.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 5 (Kapitel 7)

Ortsverein Usedom-Ost
(Landesverband MecklenburgVorpommern)

Naturschutz
Die SPD-geführte Bundesregierung hat eine
engagierte Naturschutzpolitik betrieben. Zu
den großen Erfolgen dieser Politik zählen
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(neben der Einrichtung eines Ministeriums
für Verbraucherschutz, s.o.) die im Konsens
mit den führenden Energieproduzenten ver-
einbarte Stilllegung der Kernkraftwerke
innerhalb von 20 Jahren, die Einführung der
Öko-Steuer, die effiziente Förderung alter-
nativer Energien und umweltfreundlicher
Technologien und das richtungsweisende
Engagement Deutschlands auf den Weltkli-
magipfeln. 
Eine deutliche Sicherung und Verbesserung
des Naturschutzes bringt das von der Regie-
rung Schröder konzipierte neue Bundesna-
turschutzgesetz.
Die Koalitionsvereinbarungen zwischen
SPD und B90/Grüne  beendeten den unter
der Regierung Kohl praktizierten skandalö-
sen Ausverkauf von Naturschutz- und Na-
turparkgebieten an Privatiers. Der Erlaß des
Vermögensergänzungsgesetzes 2000 sieht
vor, daß die BVVG 50.000 ha Flächen in
ostdeutschen Schutzgebieten  kostenfrei an
die Länder abgibt. 
Die SPD ist der Auffassung, daß wir unse-
ren Nachkommen auch unverbrauchte Natur
zu hinterlassen haben. Wir besitzen nicht
das Recht, alles auszubeuten. Artenschutz,
der Schutz von kleinen und größeren Land-
schaftsräumen, Flüssen, Gewässern und der
Luft ist uns in allen seinen gegebenen For-
men wichtig. Die Europäisierung betrachten
wir als eine Chance, den Gedanken des Na-
turschutzes überregional und weiträumig zu
verwirklichen. Transnationale Projekte, wie
z.B. das vom WWF konzipierte „Grünes
Band Oder-Neisse“ finden unsere ungeteilte
Unterstützung. Wir setzen uns dafür ein,
dass Interessenkonflikte im Dialog mit den
Interessenvertretern, Fachverbänden und 
-vereinen sowie den Bürgern diskutiert
werden. 

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 6 (Kapitel 7)

Ortsverein Neckarsteinach
(Bezirk Hessen-Süd)

Strahlungsgefahren bei
Mobilfunk-
sendeanlagen
Die Bundesregierung wird aufgefordert,
sich dafür einzusetzen,
1. die derzeit festgesetzten Grenzwerte für

Mobilfunkanlagen in Deutschland zu
überprüfen und auf deutlich niedrigere
Werte zu senken,

2. die Sicherheitsabstände für Sendemast-
anlagen in Wohngebieten sowie auf
öffentlichen Gebäuden (z.B. Schulen,
Kindergärten, Turnhallen) zu überprüfen
und neu festzusetzen. Hierzu müssen die
einschlägigen Bundesgesetze geändert
werden.

3. den Gesundheitsschutz beim Betrieb
von Mobilfunksendeanlagen und bei der
Handy-Nutzung durch ständige wissen-
schaftliche Studien und durch techni-
sche Forschung sicherzustellen. Dazu
müssen Bundesmittel bereitgestellt wer-
den.

Gleichzeitig sind die Landesregierungen
aufzufordern, die baurechtlichen Vorschrif-
ten dahingehend zu ändern, dass die Städte
und Gemeinden bei der Aufstellung aller
Sendemastanlagen zu beteiligen sind. Das
heißt, ohne das Einvernehmen der Kommu-
ne dürfen Sendemastanlagen nicht aufge-
stellt werden.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 1 (Kapitel 9)

Unterbezirk Offenbach-Stadt
(Bezirk Hessen-Süd)

Gemeindefinanzreform
1. Der Parteitag fordert eine umfassende

Reform der Gemeindefinanzen, um die
Städte und Gemeinden in die Lage zu
versetzen, ihren Verfassungsauftrag
gem. Artikel 28 Abs. 2 GG wahrzuneh-
men. Alle Einnahmen, Ausgaben und
Aufgaben der Kommunen müssen auf
den Prüfstand. Hier muss wieder ein
Gleichgewicht hergestellt werden. Die
Finanzbeziehungen zwischen Bund,
Ländern und Kommunen müssen neu
geregelt werden. Es muss ein Gesamt-
konzept entwickelt werden, das für ver-
lässliche und verstetigte Einnahmen
sorgt, sichere Planungsgrundlagen bietet
und die Eigenständigkeit der Kommu-
nen sichert. Eine isolierte Diskussion
über die Gewerbesteuer muss verhindert
werden.

2. Der Parteitag begrüßt daher die beabsich-
tigte Einsetzung einer Kommission von
Bund, Ländern und Gemeinden zur Vor-
bereitung einer umfassenden Gemeinde-
finanzreform. Darüber hinaus ist ein stän-
diges Konsultationsgremium aller Betei-
ligten einzurichten, um zukünftige Ent-
wicklungen rechtzeitig zu erkennen und
entsprechend reagieren zu können.

3. Die Gemeindefinanzreform soll folgen-
de wesentliche Ziele verfolgen:
– Beseitigung, bzw. Abmilderung der

für die Kommunen negativen Effekte
der Steuerreform.

– Verankerung eines strikten Konnexi-
tätsprinzips in der hessischen Lan-
desverfassung.

– Beteiligung an den Kosten der Dau-
erarbeitslosigkeit durch den Bund zu
50%.

– Überarbeitung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs.

– Die Steuerfreiheit von Veräuße-
rungsgewinnen muss rückgängig ge-
macht werden.

4. Als Sofortmaßnahme fordert der Partei-
tag eine Rücknahme der Erhöhung der
Gewerbesteuerumlage.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 3 (Kapitel 9)

Distrikt Mühlenkamp
(Landesorganisation Hamburg)

Gemeindefinanzreform
2. Spiegelstrich; bisherige Formulierung des
Abschnittes ersetzen durch:
Ziel der Gemeindefinanzreform ist eine bes-
sere und verlässlichere Finanzausstattung
der Gemeinden, namentlich der großen
Städte. Notwendig ist deshalb eine Moder-
nisierung der Gewerbesteuer mit einer spür-
baren Aufkommensteigerung auch durch
Verbreiterung der Bemessungsgrundlage
und einer Einbeziehung der freien Berufe.
Umschichtungseffekte zulasten der Lohn-
steuerzahler sind bei der Gemeindefinanzre-
form auszuschließen. Es ist sicherzustellen,
dass sich insbesondere international ver-
flochtene Unternehmen nicht durch Steuer-
gestaltung der Gewerbesteuerpflicht entzie-
hen können.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 4 (Kapitel 9)

Ortsverein Burscheid
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Solidaritätsbeitrag von
vermögenden Bürgerinnen
und Bürgern zur
Konsolidierung der
kommunalen Haushalte
Der SPD-Parteitag fordert die Einführung
einer Solidaritätsabgabe von vermögenden
Bürgerinnen und Bürgern, die gezielt zur
besseren Finanzausstattung der Kommunen
eingesetzt werden sollte.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 6 (Kapitel 9)

Ortsverein Georgsmarienhütte
(Bezirk Weser-Ems)

Zusammenlegung von
Sozialhilfe und
Arbeitslosenhilfe
Im Rahmen einer Gesamtreform der Arbeits-
verwaltung, der sozialen Grundsicherung
und des Länderfinanzausgleichs sind Sozial-
hilfe, Arbeitslosenhilfe und die Arbeitsver-
mittlung weitestgehend zu einem Leistungs-
anspruch zusammenzuführen. Das neue
Leistungsrecht ist „armutsfest“ zu machen. 
Die Bundesregierung möge daher für die
kommende Legislaturperiode folgende
Maßnahmen beschließen:
1. Die Bundesanstalt für Arbeit (BfA) ist

zu einer neuen Bundesanstalt für Arbeit
und Soziales umzugestalten.

2. Aufgabe der Anstalt ist
A) die Gewährung von Arbeitslosengeld

in der bisherigen Form,
B) eines neuen, steuerfinanzierten Leis-

tungsanspruches für alle sonstigen

arbeitslosen, aber arbeitsfähigen Per-
sonen und ihrer unmittelbaren Fami-
lienangehörigen, der seiner Höhe
nach eine ergänzende Sozialhilfebe-
dürftigkeit ausschließt, sowie

C) die Vermittlung und Qualifizierung
von Arbeitslosen.

3. Das SGB III ist entsprechend um die
notwendigen Regelungen zu ergänzen.

4. Der Bund übernimmt die volle finanziel-
le und organisatorische Verantwortung
für das Personal und die Sachmittel der
neuen Anstalt.

5. Die Kostenträgerschaft der Leistungen
zu 2. selber sind zwischen Bund und
Länder im Rahmen der Neuregelung des
Finanzausgleichs zu klären.

6. Die kommunalen Gebietskörperschaften
werden aus der Kostenträgerschaft für
den neuen Leistungsanspruch gänzlich
herausgenommen.

Die Bundesanstalt ist damit nicht nur für die
Arbeitsvermittlung zuständig, sondern auch
für die Sicherstellung des Lebensunterhaltes
aller bei ihr registrierten Personen. Die Or-
ganisation der Anstalt darf nicht nur zum
Ziel zu haben, die Anspruchsberechtigten
ordentlich zu verwalten, sondern muss
durch eine verstärkte Vermittlungs- und Be-
treuungstätigkeit strikt darauf ausgerichtet
sein, Arbeitsuchende möglichst schnell zu
vermitteln bzw. durch Aus- und Fortbildung
für den Arbeitsmarkt fit zu machen, damit
Langzeitarbeitslosigkeit, und damit eine Be-
dürftigkeit nach dem neuen Leistungsrecht
(siehe 2B) erst gar nicht entsteht. 

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 7 (Kapitel 9)

Ortsverein Grunewald (9/5)
(Landesverband Berlin)

Arbeitslosenversicherung/
Arbeitslosenhilfe

Im Bundestagswahlprogramm ist hervorzu-
heben,
– dass das Vertrauen in die Leistungsfä-

higkeit unserer solidarischen Arbeitslo-
sigkeitsvorsorge vordringlich zu erhal-
ten ist und das hierzu neben anderem ge-
hört, dass gerade in Zeiten hoher Ar-
beitslosigkeit keine Abstriche bei der
Arbeitslosenhilfe gemacht werden und

– dass deshalb gerade jetzt strikt Tenden-
zen entgegenzutreten ist, nach denen die
Arbeitslosenhilfe in die Sozialhilfe inte-
griert werden soll. 

Dabei ist im letzteren Fall konkret darauf
hinzuweisen, dass der maßgebliche Unter-
schied hier nicht in der Existenzsicherung
bei entsprechender Bedürftigkeit besteht,
sondern vielmehr in der durch die Leistung
von Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung
erworbenen Sicherung einer angemessener
Berücksichtigung der Arbeitslosenhilfezei-
ten bei der Bemessung der späteren Versor-
gung aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 10 (Kapitel 9)

Ortsverein Burgtor
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Lokale
Wertschöpfungssteuer

Punkt „Gemeindefinanzreform“

Das Parlament erhält eine Vorlage der SPD-
Fraktion, die folgendes enthält:

– Die Gewerbesteuer wird gestrichen und
durch eine Lokale Wertschöpfungssteu-
er (oder Kommunalsteuer) ersetzt, die
folgende Grundaufgaben erfüllt:

– Die Steuer fällt an dem Ort an, an dem
die Wertschöpfung jeglicher wirtschaft-
lichen Tätigkeit anfällt mit Ausnahme
privater oder gemeinnütziger Tätigkeiten.

(Sie gilt von den Gewerbebetrieben, Teilbe-
trieben bis zu Dienstleistungen wie Ing.-
Büros).
Der formelle Haupt-Firmensitz ist unerheb-
lich. Die lokale Wirtschaftseinheit ist maß-
gebend.
– Die Höhe der LOKWERT- Steuer hängt

von der Höhe der Wertschöpfung ab, die
von der lokalen Wirtschaftseinheit er-
bracht wird .

– LOKWERT wird in % des jeweiligen Um-
satzes der lokalen Wirtschaftseinheit in
Euro pro Jahr erhoben. Maßgebend ist der
örtliche (auch interne) Netto-Umsatz und
ergänzend die örtliche Beschäftigtenzahl.

Ein Ausgleich z.B. mit Verlusten in anderen
Regionen ist nicht zulässig.
– Der Verantwortliche für die Gesamtwirt-

schaftseinheit (Geschäftsführer, Vor-
stand usw.) ist verpflichtet über ein mo-
dernes Controller-Management die Ver-
teilung an die zuständige Steuerbehörde
mitzuteilen, oder dieselbe schätzt die
Lockwert-Anteile 

– Die LOKWERT-Steuer kommt nur der
lokalen Kommune zugute.

Die Abschaffung der Gewerbesteuer zu-
gunsten 
– einer Erhöhung des Gemeindeanteils an

der Umsatzsteuer und der
– Einrichtung von Hebesatzrechten an

Einkommensteuer und Körperschafts-
teuer 

wird abgelehnt. Es muss eine Mischung
zwischen einer neuen LOCKWERT- oder
Kommunalsteuer und
– einer Erhöhung des Gemeindeanteils an

der Umsatzsteuer und der
– Einrichtung von Hebesatzrechten an

Einkommensteuer 
eingeführt werden.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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Antrag 2 (Kapitel 11)

Landesverband Schleswig-Holstein

Ganztägiges
Betreuungsangebot

Die SPD begrüßt die Vorhaben der Regie-
rung zu den familien- und jugendpolitischen
Themen.
Die demographische Entwicklung, aber
auch die arbeitsmarktpolitische Situation
und nicht zuletzt die PISA-Studie zeigen,
dass den Familien und der Betreuungssitua-
tion von Kindern und Jugendlichen größere
Aufmerksamkeit zuteil werden muss. Wich-
tig ist hierbei, der Entsolidarisierung der
Gesellschaft entgegenzuwirken und wieder
ein Gemeinschaftsgefühl in der Gesellschaft
aufzubauen.
Die Betreuungssituation der Kinder und Ju-
gendlichen in ist verbesserungswürdig, des-
halb fordert der Parteitag alle Beteiligten
(Bund, Kommunen, Landtage und Landes-
regierungen) auf, alles in ihren Kräften ste-
hende zu unternehmen, um nachstehende
Maßnahmen zur Umsetzung des ganztägi-
gen Betreuungsangebotes zu erfüllen. Dabei
sind die gesetzlichen Rahmenbedingungen
so zu fassen, dass gut funktionierende Pro-
jekte privater Träger (z.B. Elternvereine)
nicht gefährdet werden. Der Ausgestal-
tungsspielraum muss bei den kommunalen
Entscheidungsträgern liegen.
1. kurzfristige Maßnahmen

– Es gibt in den Kreisen und kreis-
freien Städten eine Vielzahl von
Betreuungsangeboten mit den unter-
schiedlichsten Zielsetzungen und
Umsetzungsformen. Zur Verbesse-
rung der Information und Koordina-
tion, was in erheblichem Umfang zur
Effizienzsteigerung und Verbesse-
rung der Angebote vor Ort beitragen
wird, müssen schnellstmöglichst re-
gionale Koordinationsstellen ge-
schaffen werden.

– ein bedarfsgerechter Ausbau der be-
treuten Grundschulen.

– Einrichtung von ganztägigen Betreu-
ungsangeboten an Schulen (punk-
tuell) mit der Weiterentwicklung
zum flächendeckenden Angebot, hier
ausdrücklich alle Schularten. 

– In diesem Zusammenhang ist eine
Geschwisterregelung dringend erfor-
derlich. Die bisherige Praxis in be-
stehenden Maßnahmen ist die einer
Duldung, ohne gesetzliche und versi-
cherungstechnische Grundlage.

– Flexible Öffnungszeiten der Kinder-
tagesstätten, auch im ländlichen Be-
reich, angepasst dem Bedarf der Fa-
milien, diese Öffnungszeiten gelten
dann auch für die Schulferienzeiten.

– Die Öffnung der Schulhöfe nach
dem Schulbetrieb und in Ferienzei-
ten für Kinder und Jugendliche sollte
gängige Praxis sein (versicherungs-
technisch durchaus möglich, siehe
Spielplätze).

– Über die Öffnung und Gestaltung al-
ler Schulen nach dem Schulbetrieb
zur Nutzung als Begegnungs- und
Stadtteilzentrum sollte in den Ge-
meinde- und Stadtvertretungen nach-
gedacht werden.

– Angebot des Frühstücks und Mittag-
essens in Schulen und Kindertages-
stätten.

– Betreuungsangebote in Kindertages-
stätten für Notfälle sind vorzuhalten.

– Steuerliche Förderung von Firmen,
die eigene Kinderbetreuungseinrich-
tungen vorhalten bzw. sich durch
Kostenbeteiligungen an Einrichtun-
gen anderer Träger Belegungsrechte
für ihr Personal sichern.

2. mittelfristige Maßnahmen
– Erstellung eines Bedarfsplanes von

Krippenplätzen und entsprechend
des Bedarfes Schaffung von ausrei-
chenden Angeboten.

3. langfristige Maßnahmen 
– Ausführung des pädagogischen Kon-

zeptes der „Vollen Halbtagsschule“
geltend für alle Schularten mit Ten-
denz zur Ganztagsschule.

Die Umsetzung der Maßnahmen und das
damit verbundene Ziel der Verbesserung der
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Betreuungssituation von Kindern und Ju-
gendlichen, ist eine gesamtstaatliche Aufga-
be.
Bund, Länder, Kommunen und Nutzer müs-
sen gemeinsame Lösungen zur Finanzie-
rung der erforderlichen Einrichtungen fin-
den, hierbei muss jeder der Beteiligten seine
Verantwortung  –  auch die finanzielle –
übernehmen.

(Überwiesen an Parteivorstand, Landtags-
fraktionen und Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik)

Antrag 6 (Kapitel 11)

Ortsverein Marienberg-Lengefeld
(Landesverband Sachsen)

Familienpolitik
Ein Bundesgesetz für bundesweit gültige
Ermäßigungen bzw. Härtefallregelungen für
kinderreiche Familien (ab 3. Kind), solange
Kindergeld bezogen wird:
1. in öffentlichen Verkehrsmitteln
2. in staatlichen und privaten Kulturein-

richtungen (Theater, Bäder, Museen,
Sportstätten)

3. auf Steuern und Abgaben auf Bundes-,
Länder-, Kreis- und kommunaler Ebene,
die nach der Personenzahl pro Haus-
halt/Grundstück/Wohngebäude bemes-
sen werden.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion, Land-
tagsfraktionen und Sozialdemokratische
Gemeinschaft für Kommunalpolitik)

Antrag 9 (Kapitel 15)

Ortsverein Marienberg-Lengefeld
(Landesverband Sachsen)

Gesetzliche Kranken-
versicherung

Einbeziehung aller gesellschaftlichen Grup-
pen in die gesetzliche Krankenversicherung
nach dem Schweizer Modell 

(Überwiesen als Material an Bundesregie-
rung, Bundestagsfraktion und Parteivor-
stand)

Antrag 10 (Kapitel 15)

Ortsverein Burscheid
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Freiwillige Versicherung
von Beamtinnen und
Beamten bzw.
Es wird beantragt, die in § 14 SGB V beste-
hende Regelung der Teilkostenversicherung
allen Beamtinnen und Beamten (einschließ-
lich der Beschäftigten in beamtenähnlichen
Dienstverhältnissen) zu ermöglichen.

(Überwiesen an Bundesregierung, Bundes-
tagsfraktion und Parteivorstand)

Antrag 11 (Kapitel 15)

Ortsverein Söhrewald-Wellerode
(Bezirk Hessen-Nord)

Sozialversicherungen
Alle Wahlbeamten und alle Abgeordneten
vom Bund und Land müssen Mitglied der
Sozialversicherungen werden.

(Überwiesen an Bundesregierung, Bundes-
tagsfraktion und Parteivorstand)
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Antrag 14 (Kapitel 15)

Ortsverein Hahnerberg
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Nichtraucherschutz und
Raucheraufklärung

Das Rauchen tötet mehr Menschen als Ver-
kehrsunfälle, Aids, Alkohol, illegale Dro-
gen, Morde und Selbstmorde zusammen. So
das Bundesverfassungsgericht, zweiter Se-
nat am 11.1.97 zur Frage, ob die Verpflich-
tung zu Warnhinweisen auf Packungen von
Tabakerzeugnissen mit den Grundrechten
vertretbar ist.
Die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion
werden aufgefordert, sich dafür einzuset-
zen, dass
1. der am 31.05.2001 vom deutschen

Bundestag mit deutlicher Mehrheit ange-
nommene Antrag für einen verbesserten
Nichtraucherschutz am Arbeitsplatz zü-
gig von der Bundesregierung umgesetzt
wird, wobei notfalls auf die geplante
Koppelung mit der Betriebssicherheits-
verordnung verzichtet werden sollte.

2. noch in dieser Legislaturperiode zusätz-
liche rechtliche Regelungen getroffen
werden, die für Jugendliche den Zugang
zu Tabakwaren, insbesondere über Auto-
maten, soweit wie möglich unterbinden

3. in der Bundesrepublik Deutschland eine
Einschränkung der Tabakwerbung ent-
sprechend den ursprünglichen Intentio-
nen der EU-Kommission eingeführt
wird.

4. die gegen die Schädlichkeit des Tabak-
rauchens gerichteten Initiativen des
Bundesgesundheitsministeriums und der
Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung intensiviert werden, z.B. nach
dem Muster der Anti-Aids-Kampagne,
wobei in Zusammenarbeit mit der Welt-
gesundheitsorganisation vor allem junge
Menschen als Zielgruppe in Frage kom-
men, aber auch einen Appell an Reprä-
sentanten des öffentlichen Lebens wie
Funktions- und Mandatsträger ange-
strebt werden sollte, wegen des schlech-

ten Beispiels in der Öffentlichkeit nicht
zu rauchen.

(Überwiesen als Material an Bundesregie-
rung, Bundestagsfraktion und Parteivor-
stand)

Antrag 15 (Kapitel 15)

Ortsverein Elmshorn
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Alten- und Pflegeheime
Zur Verbesserung der Qualität in den Alten-
und Pflegeheimen wird eine regelmäßig
durchzuführende unabhängige Qualitäts-
kontrolle durchgeführt. Diese ist gesetzlich
abzusichern.

(Überwiesen an Bundesregierung, Bundes-
tagsfraktion und Parteivorstand)

Antrag 1 (Kapitel 17)

Landesverband Schleswig-Holstein

Freiheit und Gerechtigkeit
brauchen Sicherheit!
Die SPD ist auf dem
richtigen Weg!

Die sozialdemokratischen Werte Freiheit,
Gerechtigkeit und Solidarität bilden heute
die Grundlage unseres staatlichen und ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens und prä-
gen das Leitbild einer demokratischen und
sozialen Zivilgesellschaft. Freiheit setzt Si-
cherheit, Gerechtigkeit die Einhaltung der
Gesetze, Solidarität Vertrauen in den Mit-
menschen und die staatlichen Institutionen
voraus. Kriminalität und Gewalt mindern
Sicherheit und begrenzten die Freiheit des
Individuums. Sicherheit gewährleisten, um
Gerechtigkeit zu ermöglichen und so die
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Voraussetzungen für ein solidarisches Mit-
einander zu schaffen ist eine sozialdemo-
kratische Position. Denn ein Gefühl wach-
sender Unsicherheit verursacht einen nicht
hinnehmbaren Verlust an Lebensqualität,
der die Bürgerinnen und Bürger in die Arme
verantwortungsloser Populisten treiben
kann. Denn ein Gefühl wachsender Unsi-
cherheit verursacht einen nicht hinnehmba-
ren Verlust an Lebensqualität, der die Bür-
gerinnen und Bürger in die Arme verant-
wortungsloser Populisten treiben kann. Die
Freiheitsrechte des Grundgesetzes sind an-
gesichts unserer Geschichte gerade in
Deutschland ein besonders kostbares Gut,
das verteidigt werden muss. Deshalb muss
in jedem Einzelfall abgewogen werden, ob
die Einschränkung von Bürgerrechten erfor-
derlich und verhältnismäßig ist. Im Zweifel
müssen die im Grundgesetz verbürgten
Freiheitsrechte Vorrang haben.
Notwendig ist ein intelligenter Mix von kri-
minalpolitischen Maßnahmen: Wo möglich,
muss durch effektive Vorsorge der Entste-
hung von Kriminalität vorgebeugt werden,
wo immer nötig muss die Sicherheit unserer
Gesellschaft durch konsequente Strafverfol-
gung bewahrt werden.
Die SPD setzt die folgenden Schwerpunkte
in ihrer Kriminalpolitik:
– Bekämpfung von staats- und gesell-

schaftsbedrohender Kriminalität
Terroristische oder extremistische Gewaltta-
ten sowie die verschiedenen Erscheinungs-
formen der organisierten Kriminalität (Dro-
gen-, Waffen- und Menschenhandel) und ih-
ren Begleiterscheinungen wie z.B. Korrup-
tion und Geldwäsche schädigen unsere
Grundwerte in besonderem Umfang, unter-
graben die staatliche Integrität und höhlen
so unseren Rechtsstaat aus. Ihre Bekämp-
fung bedarf verschiedener Instrumente und
Verfahren.
Die SPD-geführte Bundesregierung hat das
Terrorismusbekämpfungsgesetz auf den
Weg gebracht. Die dort beschlossenen Maß-
nahmen bedürfen einer ständigen Überprü-
fung. Dieser Forderung entsprechend sind
viele den Polizeibehörden und Nachrichten-
diensten verliehenen Befugnisse nur befris-
tet gültig. Die schleswig-holsteinische SPD

fordert, alle im Zusammenhang mit der Ter-
rorismusbekämpfung stehenden Gesetze an-
gesichts der mit ihnen verbundenen intensi-
ven Grundrechtseingriffe nach dem Vorbild
der schleswig-holsteinischen Rasterfahn-
dung zeitlich zu befristen und mit einem
Evaluierungsvorbehalt zu versehen.
Illegale Beschäftigung und Steuerhinterzie-
hung schädigen diejenigen, die sich im Ein-
klang mit dem Recht wirtschaftlich betäti-
gen, Korruption höhlt das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger in ihren Staat aus,
der Handel mit Drogen schlägt Profit aus
der Not der Abhängigen und Schwachen.
Daher muss die Organisierte Kriminalität
bekämpft werden, national und internatio-
nal. Drogen-, Waffen- und Menschenhandel
müssen unnachgiebig verfolgt werden. Zu
den rechtsstaatlich notwendigen Instrumen-
ten zur Verfolgung von Wirtschaftskrimina-
lität, organisierter Kriminalität und Korrup-
tion gehören der Ausbau der beim Landes-
kriminalamt gegründeten gemeinsamen Er-
mittlungsgruppe „Finanzermittlungen – Po-
lizei und Zoll“ zum erleichterten Aufspüren
und Ermitteln von Geldwäscheaktionen, die
bei den Staatsanwaltschaften eingerichteten
ständigen Ermittlungs- und Koordinierungs-
gruppen „Illegale Beschäftigung“ und die
Einrichtung einer gemeinsamen Ermitt-
lungsgruppe der Staatsanwaltschaft, Polizei,
Finanzverwaltung und der Bauverwaltung
zur Korruptionsbekämpfung. 
Drogenhändler, die Menschen in die Abhän-
gigkeit von Rauschgiften treiben, müssen
mit der ganzen Härte des Gesetzes bestraft
werden. Dies schließt ein verschärftes kon-
sequentes Vorgehen gegen Verdächtige ein.
Das Entstehen sog. „offener Drogenszenen“
muss durch sofortiges Einschreiten der Be-
hörden verhindert werden. Es gilt weiterhin:
Drogenabhängige, die zur Beschaffung ih-
rer Drogen zu Straftätern werden, sind auch
Opfer von Kriminalität und bedürfen unse-
rer Hilfe. Sucht ist eine Krankheit. Unsere
Drogenpolitik trägt dem Rechnung. Durch
geeignete Maßnahmen müssen die Abhän-
gigen entkriminalisiert werden, um die Be-
schaffungskriminalität weiter zu reduzieren.
Mit der Erweiterung der Zuständigkeit des
Bundeskriminalamtes für den Bereich der
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Datennetzkriminalität ist ein erster Schritt in
Richtung einer neuen Verteilung der krimi-
nalpolizeilichen Aktivitäten von Bund und
Ländern getan. Nicht nur die Zusammenar-
beit der Bundeskriminalpolizeibehörden
(Bundeskriminalamt, Zollkriminalamt u.a.)
muss verbessert werden. Auch die Zu-
sammenarbeit von Bundes- und Landespoli-
zeibehörden muss überprüft werden. Die
Bundesregierung muss dafür Sorge tragen,
dass die Länder bei der Erfüllung ihrer ver-
fassungsmäßigen Aufgaben finanziell adä-
quat ausgestattet werden. Die Erweiterung
der Befugnisse des Bundeskriminalamtes
auf Ermittlungen bei der Begehung mehrerer
schwerer Straftaten gegen Leib, Leben und
Freiheit mit (bundes- oder länder-)grenzen-
überschreitenden Charakter durch eigene
Beamtinnen und Beamte ist zu überprüfen.
– Alltagskriminalität konsequent und bü-

rokratiearm bekämpfen
Polizei und Justiz müssen sich auf die ge-
fährlichen Formen der Kriminalität konzen-
trieren können. Alltagskriminalität muss
konsequent und mit sowenig Bürokratie wie
möglich bestraft werden. Die Wiedergutma-
chung für die Opfer ist zu fördern. Aus die-
sem Grund müssen Konzepte zur schnellen
und angemessenen Erledigung dieser Ver-
fahren unter Verwendung der Erkenntnisse
anderer europäischer Staaten fortentwickelt
werden.
Im Bereich der Jugendkriminalität ist die
polizeiliche und staatsanwaltschaftliche Zu-
sammenarbeit fortzusetzen und das Fehlver-
halten von Jugendlichen durch zeitnahe Re-
aktion – wie die sofortige Entschuldigung
und Wiedergutmachung – zu beantworten.
Eine Absenkung des Strafmündigkeitsalters
kommt für uns nicht in Frage. Strafunmün-
dige gewalttätige Wiederholungstäter sollen
durch eine konsequente Intensivtäterbetreu-
ung resozialisiert werden. Zur Vorbeugung
gehört, dass die Zusammenarbeit von El-
ternhaus, Schule und Jugendämtern erheb-
lich verbessert wird.
Es bleibt dabei: Öffentliche Sicherheit darf
nicht privatisiert werden. Aber: Wir streben
eine sinnvolle Zusammenarbeit der Polizei
mit privaten Sicherheitsdiensten an. Dafür
muss die Tätigkeit privater Sicherheitsdien-

ste im öffentlichen Raum im Hinblick auf
die Zulassung, die erforderlichen Qualifika-
tionen und die Befugnisse gesetzlich gere-
gelt werden. Der öffentliche Raum selbst
muss allen Menschen zugänglich bleiben.
Belästigungen von Mitmenschen durch ag-
gressives Betteln oder Pöbeleien von Be-
trunkenen müssen gleichwohl nicht hinge-
nommen werden. Der Tatbestand der öffent-
lichen Ordnung im Landespolizeirecht bzw.
dessen Wiedereinführung ist hierfür nicht
das geeignete Mittel und wird von daher ab-
gelehnt. Die Polizei ist ausreichend befugt,
Gefährdungen oder Störungen der öffent-
lichen Sicherheit abzuwehren. Die SPD
steht für eine engagierte Zivilgesellschaft,
in der Belästigungen in der Öffentlichkeit
unterhalb der Kriminalitätsschwelle durch
das solidarische Einschreiten der anwesen-
den Mitbürgerinnen und Mitbürger begeg-
net wird.
– Kriminalprävention als Querschnittsauf-

gabe für Staat und Gesellschaft
Die SPD steht für eine liberale Innen- und
Justizpolitik. Dazu gehört auch eine konse-
quente Politik gegen die Ursachen von Kri-
minalität. Kriminalitätsbekämpfung ist die
Aufgabe von Polizei und Justiz. Kriminali-
tätsverhütung ist eine gesellschaftliche Auf-
gabe aller. Mittlerweile arbeiten in Schles-
wig-Holstein mehr als 150 Menschen in den
Räten für Kriminalitätsverhütung an Kon-
zepten zur Vorbeugung von Gewalt-, Dro-
gen- und Jugendkriminalität. Diese „Krimi-
nalpräventiven Räte“ sollen in Zukunft in
einem stärkeren Maße vernetzt werden. Si-
cherheitspartnerschaften zwischen Polizei
und kommunaler Verwaltung sollen diese
Arbeit ergänzen. 
Während die „Kriminalpräventiven“ Räte
eine langfristige Senkung der Kriminalitäts-
ursachen zum Ziel haben, sollen die Sicher-
heitspartnerschaften vor Ort schnell und fle-
xibel auf aktuelle Kriminalität und ihre Ur-
sachen reagieren. Damit wurden in Schles-
wig-Holstein wie Dänemark, England und
Irland bereits gute Erfahrungen gemacht.
Sicherheitspartnerschaften führen zu einer
Verbesserung der öffentlichen Sicherheit
und tragen zu einem stärkerem Sicherheits-
gefühl der Bürgerinnen und Bürger bei. In
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Schleswig-Holstein sollen Sicherheitspart-
nerschaften helfen, die Jugendkriminalität
und die Gewalt gegen alte Menschen zu
senken, gegen Ausländerfeindlichkeit vor-
zugehen, Nachbarschaftshilfe zu organisie-
ren sowie Ladendiebstahl, Gewalt in Schu-
len und Vandalismus einzudämmen.
– Polizei und Nachrichtendienste, Justiz

und Katastrophenschutz stärken
Die Polizei hat die Aufgabe, die Bürgerin-
nen und Bürger vor Gefahren zu schützen,
Straftaten zu verfolgen und deren Begehung
vorzubeugen. Mit dem Bundeskriminalamt
und dem Bundesgrenzschutz haben die Lan-
despolizeibehörden starke Partner erhalten.
Für eine qualitativ hochwertige Polizeiar-
beit ist eine ausreichende Personalausstat-
tung und eine zeitgemäße technische Aus-
stattung erforderlich. So muss die Arbeit der
Bereitschaftspolizei durch eine angemesse-
ne finanzielle Beteiligung des Bundes si-
chergestellt bleiben.
Zur Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus, von religiösem Fanatismus, von ge-
waltbereitem und gewalttätigem Extre-
mismus müssen die Nachrichtendienste
wirksamer werden. Die Verfassungsschutz-
behörden des Bundes und der Länder sind
für die Aufklärung von verfassungsfeind-
lichen Bestrebungen zuständig, der Militäri-
sche Abschirmdienst schützt die Streitkräfte
vor militärischer oder terroristischer Spio-
nage. Angesichts der veränderten Sicher-
heitslage seit den Anschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 sind auch die mit den Erweite-
rungen der nachrichtendienstlichen Befug-
nisse verbundenen Grundrechtseingriffe neu
zu bewerten: Wo die Bedrohung von unzäh-
ligen Menschenleben durch terroristische
Großanschläge nicht mehr ausgeschlossen
werden kann, können Eingriffe in das
Grundrecht auf informationelle Selbstbe-
stimmung im Zuge von Ermittlungsmaß-
nahmen legal und legitim erforderlich wer-
den, die verhältnismäßig, demokratisch
kontrolliert und überprüfbar sein müssen.
Es bleibt aber dabei: Die Trennung zwi-
schen Polizei und Geheimdienst wird ohne
Einschränkungen aufrechterhalten. So wie
insbesondere die Verfassungsschutzbehör-
den keinerlei polizeiliche Exekutivbefug-

nisse erhalten werden, werden auch Polizei
und Staatsanwaltschaft nur bei Vorliegen ei-
nes strafprozessualen Anfangsverdachtes
oder eines polizeirechtlichen Gefahrenver-
dachtes tätig werden dürfen. Der Bundes-
nachrichtendienst schließlich hat die Aufga-
be, im Ausland Erkenntnisse über terroristi-
sche Gruppierungen, deren Einrichtungen
und Operationen zu sammeln. Er trägt da-
mit dazu bei, dass die Bundesregierung zur
Krisenprävention außenpolitisch tätig zu
werden und die Entstehung der Ursachen
von Terrorismus wirksamer bekämpfen
kann.
Die Polizisten und Polizistinnen genießen
höchstes Ansehen und Vertrauen bei den Bür-
gerinnen und Bürgern im Lande. Wir wollen
das Personalstrukturprogramm für die Polizei
fortsetzen und damit die Beförderungssitua-
tion im mittleren und gehobenen Dienst ver-
bessern. Die zweigeteilte Laufbahn wollen
wir Schritt für Schritt in enger Abstimmung
mit den Gewerkschaften einführen. Die
Nachwuchsgewinnung für die Polizei muss
verbessert werden. Um den qualitativen und
gesundheitlichen Anforderungen des Polizei-
dienstes gerecht zu werden, sind die Anfor-
derungen an die künftigen Anwärterinnen
und Anwärter hoch. Die Möglichkeiten poli-
zeilicher Mitarbeit von ausländischen Mit-
bürgerinnen und Mitbürgern müssen weiter
vorangetrieben werden. Frauen werden auch
in Zukunft gleichberechtigt zu allen Berei-
chen der Landespolizei Zugang haben. Poli-
zeikräfte müssen durch eine bessere techni-
sche Ausstattung und durch neue Einsatzkon-
zepte von Büroroutine entlastet werden; or-
ganisatorische Änderungen in der Polizei
müssen auch dem Abbau von Überstunden
dienen. Durch verstärkte Streifentätigkeit
wollen wir die Sicherheit weiter erhöhen und
dem Wunsch nach mehr sichtbarer Polizei
Rechnung tragen.
Um eine leistungsfähige Justiz auch in Zu-
kunft zu gewährleisten, ist die umfassende
Reform der Ablauf- und Aufbauorganisa-
tion bei Gerichten und Staatsanwaltschaften
fortzusetzen. Modernisierung bedeutet für
uns in erster Linie eine Reform der Arbeits-
weisen in der Justiz und die intensive Nut-
zung von Informations- und Kommunika-
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tionstechnologien. Darüber hinaus brauchen
wir in allen Bereichen flexiblere Sanktions-
möglichkeiten; so könnten neben die klassi-
sche Geld- und Freiheitsstrafe verstärkt die
gemeinnützige Arbeit und die Wiedergut-
machung des Schadens treten. Der Tendenz,
nach immer härteren Strafen zu rufen, treten
wir entgegen. Die Wiedergutmachung für
die Opfer von Straftaten wollen wir fördern.
Die Fortentwicklung von Konzepten zur
schnellen und angemessenen Verfahrenser-
ledigung wollen wir auch unter Verwendung
von Erkenntnissen anderer europäischer
Länder erreichen.
Auch der Katastrophenschutz hat durch die
internationale terroristische Bedrohung
neue Bedeutung gewonnen. Die Arbeit der
Zivilschutzverbände ist in der Öffentlichkeit
wieder stärker deutlich zu machen. Nicht
nur die Schutz-, sondern auch die Bera-
tungsfunktion des Zivilschutzes muss ge-
stärkt werden. Die technische Ausstattung
der Feuerwehren und Katastrophenschutz-
behörden sowie die Aus- und Fortbildung
der Mitarbeiter müssen neue Bedrohungss-
zenarien einbeziehen.
Auf der europäischen Ebene ergriffene Maß-
nahmen müssen dem Grundsatz der Subsidi-
arität entsprechen. Dazu zählen u.a. der Aus-
bau und die Festschreibung der Charta der
Grundrechte als Teil der Verträge und als
Kernbestandteil eines zukünftigen Europäi-
schen Verfassungsvertrages. Die SPD setzt
sich zur Stärkung der Inneren Sicherheit und
zur Gewährleistung der Bürgerrechte das
Ziel, die grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit bei der Verbrechensbekämpfung –
auch durch den Ausbau von Europol unter
Gewährleistung der gerichtlichen Kontrolle
und der Befassungsrechte des Europäischen
Parlaments und der Schaffung einer europäi-
schen Staatsanwaltschaft EUROJUST mit
einheitlichen strafprozessualen Ermittlungs-
standards (z.B. europäischer Haftbefehl) zu
verbessern und die Asyl-, Flüchtlings- und
Migrationspolitik auch unter dem Gesichts-
punkt der Bekämpfung illegaler Einwande-
rung – insbesondere Schleuserkriminalität –
zu harmonisieren.
Wir Europäer sind aufgefordert, die Entste-
hung von Terrorismus dadurch zu bekämp-

fen, dass wir uns unserer Verantwortung
gegenüber den ärmeren Ländern bewusst
sind und uns aktiv für soziale Gerechtigkeit,
Toleranz und Informationsfreiheit in diesen
Ländern einsetzen.
Die Bürgerinnen und Bürger haben ein An-
recht auf die wirksame Verteidigung ihrer
Rechte und des Rechtsstaats. Dies gilt gerade
dann, wenn nationale Grenzen für die Bedro-
hung der Inneren Sicherheit keine Rolle
mehr spielen und Sicherheit in einer globali-
sierten Welt nicht mehr allein auf nationalem
Wege gewährleistet werden kann. Daher ist
für die SPD der Ausbau Europas zu einem
wirksamen Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts eine unerlässliche Vorausset-
zung. Dieser Ausbau muss sich orientieren
an der gemeinsamen europäischen Tradition
der Rechtsstaatlichkeit, der Menschenrechte
und der Gewaltenteilung. Die Europäische
Union muss weiterentwickelt werden zu ei-
nem Europa, in dem rechtsstaatliche Stan-
dards gelten, das einen Stabilitätsanker für
Gesamteuropa darstellt und ein internationa-
les Vorbild als liberale und zugleich sichere
Gesellschaftsordnung begründet.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion und
Landtagsfraktionen)

Antrag 4 (Kapitel 17)

Kreisverband Kiel
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Korruptionsregister
Der Parteitag der SPD begrüßt ausdrücklich
die Pläne der Bundesregierung, ein bundes-
weites Korruptionsregister einzuführen, in
dem Unternehmen eingetragen werden sol-
len, denen Bestechung, Betrug, Untreue
Schwarzarbeit, illegale Beschäftigung oder
Verstöße gegen das Tariftreuegesetz nach-
gewiesen worden sind.
Der Parteitag der SPD bittet die Bundesre-
gierung, das Korruptionsregister so auszu-
gestalten, dass dort registrierte Unterneh-
men für einen angemessenen Zeitraum kei-
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ne öffentlichen Aufträge mehr auf Bundes-,
Landes- und Kommunalebene erhalten. Da-
bei sind selbstverständlich die Grundsätze
der Verhältnismäßigkeit zu wahren.

(Überwiesen an Bundesregierung)

Antrag 2 (Kapitel 18)

Ortsverein Elmshorn
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Integrationsfonds
Die SPD setzt sich dafür ein, dass Firmen,
die ausländische Arbeitnehmer als Spezial-
kräfte anwerben, einen Beitrag in einen „In-
tegrationsfonds“ leisten, aus dem Integra-
tionsmaßnahmen wie Sprachförderung usw.
von den Kommunen und Ländern bezahlt
werden können.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 1 (Kapitel 20)

Ortsverein Usedom-Ost
(Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern)

Zivilgesellschaft / 
Politische Mitgestaltung

Die Bundesregierung hat in der vergange-
nen Legislaturperiode bei wichtigen Fragen
auch zivilgesellschaftliche Politiktechniken
verwendet, z.B. die Einberufung eines na-
tionalen Ethikrates bei der Diskussion um
die Gentechnik oder die Einsetzung einer
überparteilichen Kommission zur Frage und
Vorbereitung eines Einwanderungsgesetzes.
Ebenso hat sie  die Diskussion um die Frage
von demokratischen Mitwirkungsrechten
durch Volksbegehren und Volksentscheide
angestoßen. Wir wollen diesen Weg der Öff-
nung in die Gesellschaft hinein weiter ge-

hen. Gesprächsrunden mit Fachverbänden
und -vereinen, Runde Tische und kompeten-
te Beraterkommissionen wollen wir bei der
politischen Entscheidungsfindung verstärkt
nutzen. Wir verstehen diesen Dialog als An-
regung und Bereicherung der parlamentari-
schen Arbeit in einer sich immer weiter aus-
differenzierenden Demokratie.

(Überwiesen an Bundesregierung)

Antrag 2 (Kapitel 20)

Ortsverein Usedom-Ost
(Landesverband Mecklenburg-
Vorpommern)

Kunst und Kultur
Bildende Kunst, Musik, Dichtung, Theater,
Tanz und Film  sind Tore zur Wahrheit und
Tiefe des Seins. Sie führen den Menschen in
einen großen Zusammenhang. Sie wenden
sich an den Einzelnen und sind dabei von
überragender gesamtgesellschaftlicher Be-
deutung. 
Gleichheit und Individualismus können
auch in Gleichgültigkeit gegenüber dem
Gemeinwohl, in Interesse- und Verantwor-
tungslosigkeit gegenüber politischen Belan-
gen umschlagen. Wir sehen darin einen De-
mokratie-, d.h. einen Freiheitsverlust.
Künstlerische und kulturelle Initiativen, Re-
ligion, Geschichte, Vereinswesen und natio-
nales, wie heimatliches Brauchtum haben
daher unsere ganze Aufmerksamkeit.
Die Bundesregierung hat mit der Berufung
eines Staatsministers für Kultur und der
Einrichtung einer Bundes-Kulturstiftung
wichtige Schritte getan zur Förderung von
künstlerischen und kulturellen Projekten im
nationalen und internationalen Rahmen.
Gleichzeitig konnte dadurch die politische
Interessenvertretung deutscher Kultur auf
internationaler Ebene intensiviert werden.
Nach Ablauf von 2 Jahren wollen wir mit
namhaften Künstlern, Philosophen, Vertre-
tern der Landes-Kunstverbände und -Kul-
tureinrichtungen, wie der Landes-Kultusmi-
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nisterien  auf einem nationalen Kulturgipfel
die Wirksamkeit dieser Schritte überprüfen.
Die finanziellen Aufwendungen zur Förde-
rung von Gegenwartskunst und -kultur, wie
zur Pflege des kulturellen Erbes sollen in
den kommenden Jahren im Rahmen des
Möglichen stetig erhöht werden, mindes-
tens aber so, daß die Teuerungsrate ausge-
glichen wird.

(Überwiesen an Bundesregierung)

Initiativantrag 20 (Kapitel 20)

Gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaften/
Lesben und Schwule
Mit unserem Gesetz über die Lebenspartner-
schaften haben wir die Anerkennung von
Lesben und Schwulen in unserer Gesellschaft
einen wichtigen Schritt vorangebracht.
Die SPD bekennt sich zu ihrem Wahlver-
sprechen von 1998 und wird sich auch
weiterhin für die rechtliche Gleichstellung
und die gesellschaftliche Akzeptanz von
gleichgeschlechtlich lebenden Personen
einsetzen. Dazu gehört für uns die konse-
quente Umsetzung des Lebenspartner-
schaftsergänzungsgesetzes, ein gemeinsa-
mes Adoptionsrecht für gleichgeschlechtli-
che Paare und eine Reform des Transsexuel-
lengesetzes durch eine Verfahrensvereinfa-
chung bei der Zulassung zu geschlechts-
angleichenden Operationen.
Die Rechte von Lesben und Schwulen sind
Teil der allgemeinen bürgerlichen und sozi-
alen Menschenrechte. Das bedeutet, dass
Menschen, die in ihrem Heimatland auf-
grund ihrer sexuellen Identität staatlicher
oder nichtstaatlicher Verfolgung ausgesetzt
sind, in Deutschland grundsätzlich An-
spruch auf Asyl haben.
Des weiteren bedeutet dies, dass Artikel 3,
Absatz 3 des Grundgesetzes (Diskriminie-
rungsverbote) um den Zusatz des Verbotes
der Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Identität ergänzt wird.

Damit wollen wir die Rechte von Lesben,
Schwulen und Transgendern stärken, bei
Diskriminierung oder Benachteiligung ihre
Grundrechte einzuklagen.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag 3 (mehrere Kapitel)

Arbeitsgemeinschaft für
Arbeitnehmerfragen

Solidarisch handeln:
für Arbeit und
Gerechtigkeit
Der Parteitag fordert von Vorstand und Prä-
sidium der SPD, von der SPD-Bundestags-
fraktion und der Bundesregierung, das fol-
gende Konzept zur Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen sowie zur Herstel-
lung von sozialer Gerechtigkeit als Inhalt
des Wahlprogramms aufzunehmen, bei den
Koalitionsverhandlungen und anschließend
im Deutschen Bundestag sowie im Bundes-
rat durchzusetzen. 
1. Steuergerechtigkeit schaffen – Wieder-

einführung einer Vermögensteuer
Die Steuern auf große Vermögen sind eine
Maßnahme zur Herstellung von mehr Steuer-
gerechtigkeit. Andere Maßnahmen wie z.B.
„Tobin-Tax“ würden helfen, die öffentliche
Armut zumindest teilweise zu beseitigen.
2. Mehr Beschäftigung durch eine offensi-

ve Investitionspolitik 
Besonders die öffentlichen Investitionen müs-
sen ausgeweitet werden, um auch hierdurch
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Der An-
teil der öffentlichen Investitionen in Deutsch-
land liegt weit unter dem EU-Durchschnitt.
3. Arbeitsmarktpolitik und Arbeitszeitpoli-

tik für neue Arbeitsplätze nutzen 
Ein wichtiger Bestandteil einer beschäfti-
gungspolitischen Gesamtstrategie ist eine
auf hohem Niveau verstetigte aktive Ar-
beitsmarktpolitik. Eine zielgerichtete, ge-
setzliche Arbeitszeitpolitik kann ebenfalls
zu zusätzlichen Arbeitsplätzen führen.
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4. Arbeitnehmerrechte stärken
Die Tarifautonomie, die Rechte der Beleg-
schaftsvertretungen und der individuelle
Schutz der Beschäftigten müssen als Reak-
tion auf eine globalisierte Wirtschaft ver-
bessert werden.
5. Chancengleichheit verwirklichen
Eine tatsächliche Chancengleichheit von
Männern und Frauen muss durch ein
Gleichstellungsgesetz für die Privatwirt-
schaft, durch Ganztagsplätze für Kinder und
weitere Maßnahmen angestrebt werden.
6. Zusätzliche Maßnahmen „Ost“
Um eine Angleichung der Lebensverhält-
nisse zwischen Ost und West zu erreichen,
sind zusätzliche Maßnahmen „Ost“ über die
bereits bestehenden hinaus erforderlich.
7. Sozialversicherung zukunftsfähig machen
Die gesetzlichen Sozialversicherungen sol-
len zu Erwerbstätigenversicherungen ausge-
baut und durch Ausweitung der Pflichtversi-
cherungsgrenzen finanziell abgesichert wer-
den. 
8. Soziales und solidarisches Gesundheits-

wesen weiterentwickeln
Das Gesundheitswesen ist unter den Ge-
sichtspunkten Qualitätsverbesserung, höhe-
re Wirtschaftlichkeit, mehr Partizipation der
Bürgerinnen und Bürger sowie gerechte Fi-
nanzierung zu reformieren.

(Überwiesen an Parteivorstand und Bundes-
tagsfraktion)

Antrag S 1

Landesverband Schleswig-Holstein

Weltgipfel 2002 in
Johannesburg:
Markstein für die
nachhaltige Entwicklung

I. Rio plus 10 – ein neuer Anlauf

Im Dezember 2000 hat die Generalver-
sammlung der VN die Einberufung eines

„Weltgipfels für Nachhaltige Entwicklung“
für das Jahr 2002 beschlossen. Die Konfe-
renz „Rio plus 10“ wird im September die-
sen Jahres in Johannesburg stattfinden. Sie
muss zum Markstein für die Umsetzung der
1992 auf der Konferenz für Umwelt und
Entwicklung in Rio beschlossenen Agenda
21 für eine Nachhaltige Entwicklung wer-
den.
Die Nachhaltige Entwicklung ist der Kern
des 1992 vereinbarten Handlungspro-
gramms für das 21. Jahrhundert. Sie ist eine
Entwicklung, die „die Bedürfnisse der heu-
tigen Generation befriedigt, ohne damit die
Fähigkeiten künftiger Generationen zu be-
einträchtigen, ihre eigenen Bedürfnisse zu
befriedigen“ (Brundtland-Bericht von
1987). Sie steht für eine Politik, welche die
ökologischen Grenzen respektiert, eine
hocheffiziente Nutzung der natürlichen
Ressourcen mit den legitimen Interessen
des Südens an einer gerechteren Verteilung
von Entwicklungschancen verbindet und
insgesamt soziale Gerechtigkeit verwirk-
licht.

II. Kritische Bilanz

Die weltweiten Fortschritte seit Rio sind ge-
ring. In einer Bewertung der EU-Kommis-
sion heißt es: „Die Umwelt und die natür-
lichen Ressourcen sind seit der Konferenz
von Rio noch mehr unter Druck geraten,
und die Armut hat weltweit weiter zuge-
nommen. Das Bekenntnis zu mehr Nachhal-
tigkeit erschöpft sich weiterhin in Rhetorik
statt zu konkreten politischen Maßnahmen
zu führen.“
Der Völkergemeinschaft ist es bis heute
nicht gelungen, wirtschaftliches Wachstum
und die Ressourcennutzung vom Umwelt-
verbrauch abzukoppeln. Mit wenigen Aus-
nahmen in wohlhabenden Ländern sind
Land-, Energie- und Rohstoffverbrauch un-
gebremst. Die Degradierung von Böden und
die Zerstörung von natürlichen Lebensräu-
men nehmen weiter zu. Die globale Klima-
veränderung ist offensichtlich. Ihr kann nur
durch eine Veränderung der Wirtschafts- und
Konsumformen entgegengewirkt werden.

76



Die reicheren Länder auf der Erde haben ein
ureigenes Interesse, dass diese Prozesse
zum Stillstand kommen. Ökologische Kri-
sen in Teilen der Welt zerstören letztlich
nicht nur auch die natürlichen Lebensgrund-
lagen der Wohlhabenden. Sie sind vielmehr
gleichzeitig Ursachen für ungesteuerte Mi-
gration, für Kriege und Terror.

III. Neuordnung der Weltwirtschaft

Wir brauchen deshalb  national wie interna-
tional gesetzgeberische und vertragliche In-
itiativen, um diese Entwicklung in den Griff
zu bekommen. Wesentliche Elemente sind
eine faire internationale Finanzordnung,
funktionierende Marktbedingungen für Ent-
wicklungsländer, eine Offensive für um-
weltverträgliche Technologien, ein effekti-
ver Technologietransfer und eine Auswei-
tung der Partizipation der Betroffenen an
den nationalen und globalen Entscheidun-
gen. Dazu gehört aber auch eine ökologi-
sche Finanz- und Steuerreform, damit die
Preise für Energie, Landverbrauch und Roh-
stoffe die „ökologische Wahrheit“ sagen. 

IV. Deutschland auf dem richtigen Weg 

Die Bundesrepublik Deutschland hat unter
der Regierung von Gerhard Schröder die
Verpflichtung von Rio eingelöst, eine eige-
ne nationale Nachhaltigkeitsstrategie zu er-
arbeiten. Sie erfüllt die Anforderungen des
Kioto-Protokolls und hat ein Nationales
Klimaschutzprogramm verabschiedet. Sie
hat die Neuordnung der nationalen Energie-
politik in Richtung Nachhaltigkeit eingelei-
tet (Atomausstieg, Energieeinsparverord-
nung, Erneuerbare-Energien-Gesetz,
100.000-Dächer-Solarstromprogramm,
energetische Sanierung von Altbauten). Sie
hat in der Verkehrspolitik erste Schritte zu
einem Strukturwandel eingeführt (Ökosteu-
er, LKW-Maut auf Autobahnen, Entfer-
nungspauschale, Investitionen in die Deut-
sche Bahn). Sie hat die „Bildung für eine
Nachhaltige Entwicklung“ gefördert und
die Forschung stärker an Fragestellungen
einer nachhaltigen Entwicklung orientiert.
Sie hat schließlich in der Agrarpolitik neue

Impulse für einen ökologischen Struktur-
wandel gegeben.
Die notwendige Trendwende ist jedoch
noch nicht überall vollzogen. Jetzt ist es
Aufgabe von Politik, Wirtschaft und Nicht-
Regierungsorganisationen die Umsetzung
dieser und auch weiterer Instrumente zu ge-
währleisten, um nicht auf halbem Wege ste-
hen zu bleiben.
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich
auch in internationalen Gremien für eine
Politik der ökologischen Modernisierung
und Innovation eingesetzt. Dies gilt sowohl
für den Kioto-Prozess, als auch für Nach-
haltigkeitsstrategie der Europäischen
Union. Das gilt aber auch für die Bekämp-
fung der weltweiten Armut, für die Siche-
rung der Trinkwasserversorgung, für Initia-
tiven gegen die fortschreitende Wüstenbil-
dung und für die biologische Sicherheit.
Die Bundesrepublik Deutschland hat in
vielen Feldern der Agenda 21 von Rio eine
Vorreiterfunktion übernommen. Ihre Bilanz
kann sich in Johannesburg sehen lassen. 

V. Deutsche Initiativen für
Johannesburg

Wir erwarten von der Bundesregierung,
dass sie auf dem Weltgipfel folgende
Schwerpunkte setzt und dafür entsprechen-
de Initiativen einbringt:
1. Eine deutliche und zügige Aufwertung

und Neuordnung der für Umwelt und
Nachhaltige Entwicklung zuständigen
Gremien der VN. Wir brauchen als Er-
gänzung zur WTO eine WEO (World
Ecology Organisation).

2. Die Entwicklung einer globalen Ener-
giestrategie zur sparsamen und effizien-
ten Nutzung von Energie sowie der För-
derung und Stärkung erneuerbarer Ener-
gien. Subventionen für ökologisch nicht
nachhaltige Technologien (auch für die
Kernenergie) müssen durch Anreizsyste-
me abgelöst werden. Zur Verbesserung
der Beratung sollte eine Internationale
Institution für die Förderung und Bera-
tung zur Energieeffizienz und der erneu-
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erbaren Energiequellen eingesetzt wer-
den.

3. In einem Waldprotokoll zur Biodiversi-
tätskonvention sollte ein global wirksa-
mer Schutz der Wälder, insbesondere
der artenreichen tropischen Regenwäl-
der und der borealen Waldflächen der
nördlichen Halbkugel sichergestellt wer-
den.

4. Zur Sicherung der Grundversorgung der
Menschheit mit Trinkwasser müssen
verbindliche globale Regelungen und
Vereinbarungen über die Agenda 21 hin-
aus getroffen werden.

5. Die Einsetzung einer Weltkommission
„Nachhaltigkeit und Globalisierung“
durch die Vereinten Nationen, deren
Aufgabe es ist, einen Nord-Süd-Dialog
mit den Themen Nachhaltigkeit und
Globalisierung zu verbinden und neue
Handlungsspielräume für die politische
Gestaltung auszuloten.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag S 5

Unterbezirk Darmstadt-Dieburg
(Bezirk Hessen-Süd)

Unterhaltsvorschuss
Der Unterhaltsvorschuss nach dem „Gesetz
zur Sicherung des Unterhalts von Kindern
alleinstehender Eltern durch Unterhaltsvor-
schüsse oder -ausfallleistungen“ (Unter-
haltsvorschussgesetz) ist zu erweitern/zu
verlängern. 
Folgende Änderungen sollten vorgenom-
men werden:
1. in § 1 „Berechtigte“ (1), 1. zu erweitern

über das 12. Lebensjahr der Kinder hin-
aus bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres bzw. bis zur Beendigung der ers-
ten Ausbildung;

2. nicht wie in § 3 „Dauer der Unterhalts-
leistungen“ beschrieben auf 6 Jahre (72
Monate) zu begrenzen, sondern darüber
hinaus zu gewähren, bis zur Vollendung

des 18. Lebensjahres bzw. bis zur Been-
digung der 1. Ausbildung.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag S 6

Ortsverein Elmshorn
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Versorgungssystem für
Abgeordnete

Das Versorgungssystem für Abgeordnete
der Parlamente wird so verändert, dass die
Umstellungen bei den Rentnern und Pensio-
nären zumindest nachvollzogen werden.
Mittelfristig ist eine Umstellung so vorzu-
nehmen, dass eine stärkere private Alters-
vorsorge getroffen wird.

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)

Antrag S 7

Ortsverein Elmshorn
(Landesverband Schleswig-Holstein)

Migration und Integration
Das gesellschaftspolitisch wichtige Projekt
der Steuerung von Migration und Integra-
tion nach Deutschland zugewanderter Men-
schen ist durch eine gemeinsame Aktivität
der SPD und ihrer Arbeitsgemeinschaften
zusammen mit vielen anderen gesellschaft-
lichen Gruppen zu begleiten und zu unter-
stützen. Wir müssen selbst aktiv werden un-
ter dem Motto „Mehr Aufmerksamkeit,
mehr Unterstützung, mehr Nachbarschaft“.
Der SPD-Parteivorstand wird aufgefordert,
ein entsprechendes Arbeitsprogramm der
SPD zu beschließen und zu fördern.

(Überwiesen an Parteivorstand)
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Antrag S 8

Ortsverein Hahnerberg
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Tabakwerbung im Vorwärts 
und Sponsoring für die
SPD
Der SPD-Parteivorstand wird aufgefordert,
auf Anzeigen der Tabakwirtschaft im Vor-
wärts, auf die Ausstattung des Presseraumes
eines Parteitages mit Tabakwerbung sowie
auf sonstiges Sponsoring einschließlich
Geldspenden durch die Tabakwirtschaft zu
verzichten.

(Überwiesen an nächsten ordentlichen Par-
teitag)

Antrag S 9

Unterbezirk Passau
(Landesverband Bayern)

Medienbeauftragte bei OV-
Wahlen

Die SPD-Landesverbände und Bezirke än-
dern ihre Satzungen dahingehend, dass in
jedem Ortsverein auch ein(e) Medienbeauf-
tragte(r) gewählt wird.

(Überwiesen an nächsten ordentlichen Par-
teitag)

Antrag S 11

Ortsverein 13 Köln-
Weidenpesch/Mauenheim/Niehl
(Landesverband Nordrhein-Westfalen)

Wahlprogramm
Der Parteivorstand wird aufgefordert, in Zu-
kunft die Wahlprogramme so rechtzeitig
(mindestens 8 Wochen vorher) zu verab-
schieden, damit durch eine Beratung in den
Ortsvereinen eine demokratische Willens-
bildung möglich ist.

(Angenommen)

Initiativantrag 3 (Sonstige Anträge)

Wahlprogramm

Ausweitung der Lkw-Maut
auf das gesamte deutsche
Straßennetz

Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefor-
dert, sich dafür einzusetzen, dass die vor-
aussichtlich im Jahr 2003 eingeführte
streckenabhängige Abgabe (für Lkw ab 12
Tonnen Achslast) in der nächsten Legisla-
turperiode in einer zweiten Stufe mit dem
Ziel weiterentwickelt wird, die Lkw-Maut
nach dem Vorbild der Schweiz auf das ge-
samte Straßennetz auszudehnen. Die Kom-
munen und Länder sind an den Mehreinnah-
men zu beteiligen, damit sie entsprechend
dem Verursacherprinzip den Instandhal-
tungsbedarf des kommunalen Straßennetzes
(einschließlich Brücken und Gebäude, über-
wiegend verursacht durch den Schwerlast-
verkehr) finanzieren können und Ausweich-
reaktionen der Lkws auf bisher mautfreie
Straßen der Innenstädte vermieden werden. 

(Überwiesen an Bundestagsfraktion)
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II. Weitere Anträge

1. Für erledigt erklärt wurden die
Anträge (zum Teil sind diese Anträge
ganz oder teilweise in das Regierungs-
programm eingeflossen):

2 (Päambel), 1–17 (1), IA 19, 6–7 (2), IA 1,
1 - 7 (3), 10–13 (3), IA 6, IA 7, 1–14 (4), 1
(5) Abs. 6, 1–16 (6), IA 2, IA 8, IA 11, 1 (7)
Teile 1 + 3, 2 (7), 7–9 (7), IA 5, IA 10, IA
14, IA 17, 1–5 (8), 8–9 (9), 1 (11) Abs. 1–3,
4–5 (11), 7–10 (11), 1 (13), IA 12, 1 (14),
1–8 (15), 12–13 (15), 16–19 (15), IA 15,
2–3 (17), 5 (17), 1 (18), 1 (19), 3–4 (20),
IA 18, 1 (21), IA 16, 2 (mehrere Kapitel),
S 2–S 4, IA 9

2. Abgelehnt wurden die Anträge:

1 (Präambel), 3 (2), 2 (5), 1 (7) Teil 2, 2 (9),
5 (9), 11 (9), 1 (10), 1 (11) Abs. 4, 3 (11), 3
(18), 1 (mehrere Kapitel)

3. „Nichtbefassung“ wurde beschlossen
für den Antrag

S 10
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